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Aktuelle Informationen zur Lage im Zusammenhang mit der Ausbreitung cles Corona-
virus SARS-CoV-2

o Änderung der Sars-Cov2-BekämpfungsVO und Ärulerung der QuarantäneVO
• Eckpunkte für clen Ausbau der Ganztagsbetreuung an Grundschuleni Aufstockung

Vertretungsfonds
o Beschluss des Schleswig-Holsteinischen Landtags zur Änderung des Kommunal-

verfassungsrechts
o Anwendungserlass zu § 102 Abs. 5 GO

Sehr geehrte Damen und Herren,

wir möchten Sie gerne über die aktuellen Entwicklungen im Zusammenhang mit der Ausbrei-
tung des Coronavirus SARS- CoV-2 wie folgt informieren:

1. Änderung der Sars-Cov2-BekämpfungsVO und Änderung der QuarantäneVO

Das Kabinett hat heute Anpassüngen an der Corona-Bekämpfungsverordnung und
der sogenannten Quarantäneverordnung beschlossen. Die Konferenz der Bundes-
kanzlerin mit den Regierungschefinnen und Regierungschefs der Länder hatte am 27.
August 2020 einen weiteren Beschluss zum Umgang mit cier Corona-Pandemie ge-
troffen und auf die Entwicklungen bei der Infektionslage in Deutschland reagiert.
Bund und Läncler hatten gemeinsam vereinbart, zunächst keine größeren Locke-
rungsschritte zu gehen. Ziel der heute verabschiedeten Beschlüsse in Schleswig-
Holstein ist auch eine größere Einheitlichkeit insbesondere zwischen den norddeut-
schen Ländern herzustellen.

Die Anpassungen werden wie angekündigt am 2. September in Kraft treten.
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Folgende Änderungen wurden beschlossen:

• Die Pflicht zum Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung gilt nun ebenfalls in-
nerhalb von Behörden mit Publikumsverkehr, sofern kein Mindestabstand von
1,5 Metern eingehalten oder die Übertragung von Viren durch geeignete phy-
sische Barrieren verringert werden kann; Gerichte treffen unter Berücksichti-
gung ihrer Aufgaben im Rahmen ihres Hausrechts bereits eigene geeignete
Maßnahmen zur Eindämmung von infektionsgefahren, fallen also nicht unter
diese Regelung, können aber entsprechende Maßnahmen selbst anordnen (§
6a). Ausnahmen gelten wie üblich für Menschen, die aus u. a. medizinischen
Gründen keine soiche Bedeckung tragen können,

• Musikproben auch von Amateuren dürfen in geschlossenen Räumen ohne
Publikum und mit Abstandsregeln wieder stattfinden (§ 5 Absatz 2)

• Für die professionelle Ausübung von Tanz und Musikdarbietungen gelten
neue Abstandsregeln, nämlich zwischen den Akteuren jeweils 2,5m (vormals
3m), bzw. zwischen Akteuren und Publikum nun 4m (vormals 6m) (§ 5 Absatz
2)

• Für Theater, Konzerte und Kinos werden die Möglichkeiten der Durchführung
von Veranstaltungen erleichtert (§ 5 Absatz 5). Voraussetzungen sind anpass-
te Maßnahmen, die unter anderem das Abstandsgebot (einzelner Kohorten),
Hygienevorkehrungen und die Möglichkeit der Kontaktnachverfolgung sicher-
stellen

• Die Regeln zu den Beschränkungen zum Zugang der Verkaufsstellen des
Einzelhandels können zukünftig flexibler entsprechend der Situation vor Ort
ausgestaltet werden: Neben der weiterhin möglichen Beschränkung der Kun-
denzahl je 10 Quadratmeter wie bisher, können Betreiber alternativ durch ent-
sprechend zu erstellende Hygienekonzepte das grundsätzliche Abstandsge-
bot in anderer Weise umsetzen. Die bisherige Regelung "Kunde pro 10 Quad-
ratmeter'' kann also durch ein entsprechendes Konzept, was sich nach den
Hygiene- und Abstandsmaßgaben richtet, ersetzt werden. (§ 8 Absatz 1)

• Auch in Fahrgeschäften zum Beispiel auf Jahrmärkten oder in Freizeitparks
gilt die Pflicht zum Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung (§ 10 Absatz 4)

• Beim Sport besteht nun die Möglichkeit des Zuschauens für je eine Aufsichts-
person von Minderjährigen (§ 11 Absatz 1 Nr.4)

• Bei der Durchführung von außerschulischen Bildungsangeboten in festen
Gruppen (Teilnehmerkreis bleibt über mindestens fünf Monate im Wesentli-
chen unverändert, also ein "Kohortenprinzip") kann vom Abstandsgebot ab-
gewichen und die Pflicht zum Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung ausge-
setzt werden (§ 12a)
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• Bei Reiseverkehren zu touristischen Zwecken sind die Fahrgäste beim Auf-
enthalt in den Bussen verpflichtet, eine Mund-Nasen-Bedeckung zu tragen,
wenn sie sich nicht auf einem Sitzplatz befinden oder der Mindestabstand von
1,5 Metern zu anderen Fahrgästen unterschritten wird (§ 18 Absatz 2). Vor-
mals galt die Pflicht grundsätzlich.

Die Neufassung der Corona-Bekämpfungsverordnung und der Corona-Quarantäneverord-
nung, die bis einschließlich 4. Oktober verlängert werden, wird veröffentlicht un-
ter www.schleswig-holstein.de/coronavirus-erlasse.

2. Eckpunkte für den Ausbau der Ganztagsbetreuung an Grundschulen/ Aufstö-
ckung Vertretungsfonds

ln der Besprechung der von Bund und Ländern am 17.06.2020 ist u.a. beschlossen
worden:

„Bund und Länder werden zügig daran arbeiten, die Voraussetzungen für ei-
nen Rechtsanspruch auf Ganztagsbetreuung und seiner Finanziening (ein-
schlie ßlich der Betriebskosten) einvernehmlich zu klären und auf dieser
Grundiage einen solchen zu schaffen. Die Länder werden die vom Bund zu-
sätzlich zur Verfügung gestellten 1,5 Mrd. Euro für den Ausbau der Ganztags-
betreuung zeitnah einsetzen."

Darauf aufbauend ist eine Verwaltungsvereinbarung über Finanzhilfen des Bundes
für das investitionsprogramm zum beschleunigten infrastrukturausbau der Ganztags-
betreuung für Grundschulkinder zwischen Bund und Ländern verhandelt worden. Die
Umsetzung cler Bund Länder Vereinbarung bedarf einer Richtlinie des Landes. ln
dem als Anlage 1 beigefügten Schreiben sind erste Eckpunkte enthalten.

Als Anlage 2 ist informationshalber ein Scheiben an die Schulleitungen über die Auf-
stockung des Vertretungsfonds an Schulen beigefügt. 4,45 Millionen Euro, das ent-
spricht etwa 90 Stellen, stehen ab sofort bereit für Vertretungslehrkräfte aber auch für
Unterstützungskräfte, die Aufsichtstätigkeiten übernehmen können, insbesondere in
Lerngruppen, die in der Schule in digitaler Form auf Distanz unterrichtet werden.

Zur Verbesserung der Unterrichts- und Betreuungssituation stehen zudem rund
520.000 Euro zur Verfügung für Lehrkräfte, die ihr Teilzeitkontingent in diesem Schul-
jahr erhöhen oder für Lehrkräfte, die wegen Corona ihr geplantes Sabbatjahr zurück-
genommen haben. Das Unterstützungsprogramm umfasst außerdem die zusätzliche
Einstellung von 50 Quereinsteigerinnen und -einsteigern. 43 Stellen davon sind be-
reits besetzt.

Eine weitere Personalverbesserung ergibt sich durch die Aufstockung der Mittel für
das Freiwillige Soziale Jahr Schule in Höhe von 460.000 Euro. Damit können 45 wel-
tere Plätze an Gymnasien und Gemeinschaftsschulen bereitgestellt werden.
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3. Beschluss des schleswig-Hoisteinischen Landtags zur Änderung des Kommu-
naiverfassungsrechts

Der Schleswig-Holsteinische Landtag hat den als Anlage 3 beigefügten Gesetzent-
wurf zur Änderung kommunalverfassungsrechtlicher Vorschriften, mit dem u.a. auch
die Möglichkeit geschaffen wird, in Fällen höherer Gewalt Sitzungen der kommunalen
Entscheidungsgremien als Videokonferenz durchzuführen, am 26.08. iri zweiter Le-
sung beschlossen. Das Gesetz wird am Tag nach seiner Verkündung in Kraft treten.
Die Verkündung im Gesetz- und Verordnungsblatt für Schleswig-Holstein ist für Ende
September beabsichtigt.

Neben der aus den Erfahrungen des FrCihjahrs vorgenommenen Ergänzung der GO
in § 35 a GO sind u.a. weitere Änderungen vorgenommen worden

> Durch die Änderung des § 24 GO können Gemeindevertreterinnen und Ge-
meindevertreter sowie ehrenamtlich tätige Bürgerinnen und Bürger für private
IT-Ausstattung, die für den Sitzungsdienst oder für die Vorbereitung der Sit-
zungen der Gemeindevertretung, der Ausschüsse , der Ortsbeiräte oder sons-
tigen Beiräte genutzt wird, einen Zuschuss erhalten. Das Nähere ist in einer
Satzung zu regeln.

> Durch eine Ergänzung in § 33 kann in hauptamtlich verwalteten Städten die
Hauptsatzung bestimmen, dass die oder der Vorsitzencle der Stadtvertretung
die Bezeichnung Stadtpräsidentin oder Stadtpräsident führt. Damit ist eine An-
regung aus der Konferenz der Bürgervorsteherinnen und Bürgervorsteher
bzw. Stadtpräsidentinnen und Stadtpräsidenten im Februar umgesetzt wor-
den. Die ergänzende Bitte, diese Regelung auch auf Städte mit hauptamtli-

.
• chen Bürgermeisterinnen oder Bürgermeistern nach § 48 Abs. 2 GO zu erwei-

tern wurde leider nicht mehr berücksichtigt.
> Die nach der letzten Kommunalwahl 2018 bestehende Unsicherheit, ob ge-

wählte Vertreter zur konstituierehden Sitzung ladungsfähig sind, wird durch
eine gesetzliche Klarstellung in § 34 GO bereinigt, indem in § 34 Absatz 3 fol-
gender Satz 3 angefügt wird: „Zu der konstituierenden.Sitzung der Gemeinde-
vertretung nach Absatz 1 Satz 1 kann bereits vor Beginn der Wahlzeit geladen
werden."

> Mit der Änderung in § 46 Abs. 6 GO wird ermöglicht, die Verpflichtung, ähnlich
wie bei den für die Stadt ehrenamtlich Tätigen nach § 21 GO, bereits vor der
ersten Sitzung schriftlich vorzunehmen.

4. Anwendungserlass zu § 102 Abs. 5 GO

Mit dem Gesetz zur Stärkung der Kommunalwirtschaft vom 21. Juni 2016 (GVOBI.
Schl-H. S. 528) wurde in § 102 Abs. 5 GO eine Übergangsregelung geschaffen, wo-
nach im Falle der Gründung von oder der Beteiligung an Gesellschaften, die vor In-
krafttreten des Gesetzes zur Reform des Gemeindewirtschaftsrechts am 29.7.2016
erfolgten, die Voraussetzungen des § 102 Abs. 2 Satz 1 und 109 a Abs. 2 GO festzu-
schreiben sind.
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Wir haben mit dem MILIG Umsetzungsschwierigkeiten in der Praxis erörtert. ln dem
beigefügten Anwendungserlass (Anlage 4) werden Verfahrenshinweise gegeben, die
einerseits für Verfahrenserleichterungen vor Ort und andererseits eine gleichmäßige
Anwendungspraxis der Kommunalaufsichten sicherstellen sollen.

Für Fragen stehen wir Ihnen jederzeit zur Verfügung.

Mit freundlichen Grüßen

,
2:71-

-;=•
Marc Ziertmann
Geschäftsführendes Vorstandsmitglied
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Schleswig-Holstein
Der echte Norden

Ministerium für Bildung, Wissenschaft und Kultur
Postfach 7124 I 24171 Kiel

An die Arbeitsgemeinschaft der
Kommunalen Landeverbände
Schleswig-Holstein
"Haus der kommunalen Selbstverwaktung"
Reventlouallee 6
24105 Kiel

Sehr geehrter Herr Ziertmann,

sehr geehrter Herr Bülow,

sehr geehrter Herr Dr. Schulz,

s " Smcihnliestsewriiugm ü-Hfoirst:iiindung,

Wissenschaft und Kultur

lhr Zeichen: /
Ihre Nachricht vom: /

Mein Zeichen: /
Meine Nachricht vom: /

Dr. Heide Hollmer
Heide.hollmer@bimi.landsh.de

Telefon: 0431 988-2501/
Telefax: 0431 988-619-2501/

28.08.2020

arn 18.08.2020.und am 26.08.2020 hat zwischen dem Bildungs-, dem Sozialministerium

und den Vertretern der kommunalen Landesverbände ein fachlicher Austausch über die

Gestaltung der Richtlinie zur Verwendung der von Bund und Land zur Verfügung gestell-

ten sog. Beschieunigungsmittel Ganztag stattgefunden. Für diese konstruktiven Gesprä-

che bedanke ich mich und übersende den erbetenen Sachstand — auch zur Vorabinforma-

tion Ihrer Mitgliedskommunen.

Der Bund und die Länder streben aktuell den Abschluss einer Verwaltungsvereinbarung

an, um Investitionen von Ländern und Gemeinden (Gemeindeverbänden) zu unterstützen,

die zusätzliche Ganztags- und Betreuungsangebote für Grundschulkinder schaffen und

bestehende Angebote qualitativ verbessern. Auf dieser Grundlage ist zeitnah eine Richtli-

nie zu fertigen. Diese soll die nachfolgende Eckpunkte berücksichtigen, auf die sich das

Bildungs- und Sozialministerium mit den Vertretern der Kommunalen Landesverbände

verständigt haben:

Dienstgebäude Brunswiker Straße 16 - 22, 24105 Kiel l Telefon 0431 988-0 l Telefax 0431 988-5888
Haltestelle Hospitalstraße, Buslinien 32, 33, 61, 62
Poststelle@bimi.landsh.de l www.mbwk.schleswig-holstein.de
E-Mail-Adressen: Kein Zugang für elektronisch verschlüsselte Nachrichten.
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Es sind drei Förderbereiche vorgesehen:

• Investive Begleitmaßnahmen zur Vorbereitung und Planung, sofern diese in un-

mittelbarem Zusammenhang mit einer Baumaßnahme zum Ausbau ganztägiger

Bildungs- und Betreuungsangebote stehen;

• Baumaßnahrnen, d.h. Umwandlungs-, Modernisierungs-, Sanierungs-, Umbau-

und Erweiterungsmaßnahmen, Neubaumaßnahmen und investive Begleitmaß-

nahmen, sowie

• Ausstattungsinvestitionen in Aufenthaltsbereichen, Küchen- und Sanitärberei-

chen sowie Außenflächen.

Diese Förderbereiche sollen in der Richtlinie gleichberechtigt berücksichtigt werden, so-

dass in Schleswig-Hoistein grundsätzlich das gesamte Spektrurn der vom Bund vorgese-

henen Förderung in Betracht kommt.

Insgesamt hat die Bundesregierung einen Betrag von 3,5 Mrd. € in Aussicht gestellt. Aus

der ersten Tranche in Höhe von 750 Mio. € entfallen auf Schleswig-Holstein nach Königs-

teiner Schlüssel rd. 25,5 Mio. €. Mit der vom Land getragenen Kofinanzierung (rd.
11 Mio. €) werden insgesamt 36,5 Mio. € verfügbar sein, die grundsätzlich nach Schüler-

zahlen verteilt werden sollen. Bezugsgröße hierfür sollen alle Schülerinnen und Schüler

im Grundschulalter an öffentlichen und privaten Grundschulen, Grundschulteilen in orga-

nisatorischer Verbindung und Förderzentren (Primarstufe) sein, sodass sich die höchst-

mögliche Förderung aus den Parametern Grundschülerzahl und Pauschale je Schüler

ergibt.

Sonderfall Schulen bzw. Schulteile mit weniger als 80 Schülerinnen und Schülern: Sie er-

halten einen noch zu bestimmenden Festbetrag, damit qualitativ und wirtschaftlich zweck-

mäßige Entscheidungen getroffen werden können.

Sonderfall Horte: Die Hortkinder werden über die Schülerpauschale berücksichtigt, so-

dass keine Doppelzählung erfolgt. Gleichwohl soll die Option aufgezeigt werden, dass der

Schulträger Mittel an den Hortträger weiterleiten kann, wenn die vorrangigen Bedarfe der

schulischen Ganztagsangebote bedient worden sind.

Sonderfall Ersatzschulen: Da die Verwaltungsvereinbarung in § 2 Abs. 1 Satz 1 bestirnmt,

dass die Finanzhilfen trägerneutral gewährt werden, sollen die Träger von Ersatzschulen

entscheidungsreife Anträge über die jeweilige Standortkommunen vorlegen. — Das MBWK

prüft, wie im Falle der Rückforderung der im Ergebnis einem Ersatzschulträger gewährten
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Fördermittel eine Haftung der Standortgemeinde für den Fall der Zahlungsunfähigkeit des

Ersatzschulträgers ausgeschlossen werden kann.

Grundsätzlich soll Schulträgern mit mehreren Schulen auch die Möglichkeit eingeräumt

werden, die sich aus den Grundschülerzahlen der Schute ergebenden Budgets — unter

Berücksichtigung der Zweckbestimmung — nicht zwingend schulscharf zu verausgaben.

Das Verfahren wird voraussichtlich über die IB:Schleswig-Holstein abgewickelt werden.

Dort sollen die Anträge ab dern 1.10.2020 und bis zum 31.12.2020 einreicht werden kön-

nen. Bitte berücksichtigen Sie bei Ihren Planungen, dass die Verwaltungsvereinbarung

den 31.12.2020 als spätesten Maßnahmenbeginn und den 30.06.2021 als spätesten Ter-

min für die Verausgabung der Mittel vorsieht. Zugleich gestattet sie einen vorzeitigen

Maßnahmenbeginn ab dem 18.06.2020, sofern es sich urn einen selbstständigen, noch

nicht begonnenen Abschnitt einer Investitionsmaßnahme handelt. Die ordnungsgemäße

Verwendung der Fördermittel ist über einen Verwendungsnachweis zu dokumentieren,

der dem Land spätestens bis zum 31.12.2021 vorzulegen ist. Es ist geplant, die Förder-

richtlinie bis Mitte September 2020 in die verkürzte Anhörung zu geben.

Sie werden gebeten, diesen Rahmen an die Mitglieder Ihrer Verbände zu kommunizieren,

damit die Schulträger eine erste Orientierung erhalten und insoweit auch Zeit für das wei-

tere Verfahren und die erforderlichen Entscheidungen gewonnen wird.

Bitte beachten Sie, dass diese Eckpunkte unter dem Vorbehalt stehen, dass die Bund-

Länder-Vereinbarung in der nun vorliegenden Fassung unterzeichnet wird und dass das

bei dem Erlass von Förderrichtlinien durchzuführende Beteiligungsverfahren nicht zu ab-

weichenden Bestimmungen führt.

Mit verbindlichen Grüßen

Dr.

hftjtyt.,-
p riele Romig



Schleswig-Holstein
Der eci ite llorcien

Ministerium für Bildung, Wissenschaft und kultur
Postfach 7124 j 24171 Kiel

Schulleiterinnen uncl SchuHeiter der
allgemeinbildencien und berufsbildenden
Schulen uncl der Förderzentren des Landes
Schleswig-Holstein

Schulrätinnen und Schulräte

Sehr geehrte Schulleiterinnen und Schulleiter,

sehr geehrte Schulrätinnen und Schulräte,

SH*11 Schleswig-Holstein • '
Ministenurn für Bildung,
Wissenschaft und Kultur

IVIinisterin

,:)( .09.2020

mit einem guten Start sind clie ersten clrei Wochen des neuen Schuljahres dank des
Engagements aller an Schule Beteiligten in weiten Teilen positiv verlaufen. Gleichwohl
bleiben die Herausforderungen groß, cla u.a. nicht alle Lehrkräfte im Präsenzunterricht zur
Verfügung stehen. Um die cladurch entstehenden Lücken zu schließen, bedarf es
zusätzlicher finanzieller Mittel, clie uns vorn Parlament zur Aufstockung des
Vertretungsfonds um 4.450.000 € zur Verfügung gestellt worclen sincl. •

Zu diesem Zweck können ab sofort zusätzliche Vertretungslehrkräfte eingestellt werden.
Die Verteilung der zusätzlichen Mittel erfolgt entsprechend dem bisherigen
Zuweisungsschlüssel cles Vertretungsfonds. Über clen Anteil der jeweiligen Schule bzw,
cles jeweiligen Schulamts werden Sie von der Lehrkräftepersonalverwaltung inforrniert.

Wo keine Vertretungslehrkräfte gewonnen werden können, bietet sich darüber hinaus die
Möglichkeit, Unterstützungskräfte für Aufsichtstätigkeiten — insbesondere in den
Lerngruppen, die in der Schule in digitaler Form auf Distanz unterrichtet werden —
einzustellen. Ein entsprechender Umsetzungsvorschlag befindet sich momentan in der
Mitbestinimung. Sobald das Mitbestimmungsverfahren abgeschlossen ist, werden Sie
darüber informiert.

ln clen letzten Monaten ist die technische Ausstattung cler Schulen enorm vorangetrieben
worden. Aber auch die pädagogische Begleitung der Digitalisierung und das Entwickeln
schulspezifischer Lösungen zur pädagogischen Umsetzung muss weiter entwickelt werden.
ln einem ersten Schritt werden bis zum 31.01.2021 insgesamt weitere 2 Mio. € für die
Lehrkräfte bereit gestellt, die an der konzeptionellen Entwicklung mitwirken.

Dienstgebäude Brunswiker Straße 16 - 22, 24105 Kiel l Telefon 0431 988-0 l Telefax 0431 988-5903
Haltestelle Hospitalstraße, Buslinien 32, 33, 61, 62
Pressestelle@bimi.landsh.de j www.mbwk.schleswig-holstein.de
E-Mail-Adressen: Kein Zugang für elektronisch verschlüsselte Nachrichten.

1 1 . 4 ; Jahre
Volksabstimmungen

Gemeinsam über Grenzen
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Ihre Schule erhält für die pädagogische Begleitung der Digitalisierung zusätzliche zeitliche
Ressourcen, die bei Vollzeitlehrkräften finanziell als Mehrarbeit abgerechnet werden sollen.
Die bisherige Unterrichtswochenstundenzahl der betreffenden Lehrkräfte bleibt clabei
dementsprechend unverändert. Ferner werden bei Teilzeitlehrkräften weitere
Aufstockungsmöglichkeiten innerhalb eines festgeschriebenen Stundenrahmens eröffnet.

Der Stundenumfang, der als von der Schulleitung angeorclnete Mehrarbeit abgerechnet
bzw. bei Teilzeiten aufgestockt werden kann, wird der Schule von dem zuständigen
Schulamt bzw. der zuständigen LehrkräftepersonalvenNaltung mitgeteilt. ln dem
Zusammenhang werden Ihnen auch weitere Informationen über das Veriahren und die
Abrechnung übermittelt.

Unabhängig von diesen Regelungen, gilt seit Beginn des Schuljahres auch ein neuer
Leitungszeiterlass, der die Schulen gegenüber dem bisher geltencien Erlass von 2010 um
Ermäßigungsstunden irn Umfang von insgesamt runcl 163 Stellen - verteilt auf die Jahre
2020 und 2021 — zusätzlich entlastet. So werden zum Schuljahr 2020/2021 zunächst runcl
90 Stellen (davon rund 50 Stellen für die Schulleitungen und runcl 40 Stellen für Stv.
Schulleitungen allgemein bildender Schulen) und zurn Schuljahr 2021/2022 wertere rund
73 Stellen für verschiedene andere Leitungs- und Koordinierungsaufgaben an allgernein
bildenden Schulen uncl Förderzentren zusätzlich zur Verfügung gestellt. Außerdern müssen
Schulleitungen uncl Stellvertretungen künftig nur noch mindestens vier Stunden pro Woche
unterrichten, das ist eine Stunde weniger als bisher.

Ich danke Ihnen und Ihren Lehrkräften ausdrücklich für die geleistete Arbeit in dieser
herauerdernden Zeit, die Sie mit großem Engagement erfüllen, um den Schülerinnen und
Schülern jn dieser Phase die bestmöglichen Bildungschancen zu bieten.

Mit freundlichen Grüßen
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Gesetzentwurf

der Fraktionen von CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, FDP und der
Abgeordneten des SSW

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung kommunalverfassungsrechtlicher Vor-
schriften

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:



Schleswig-Holsteinischer Landtag - 19. Wahlperiode Drucksache 19/2243

Entwur f
Gesetz zur  Änderung kommunalver fassungsrechtlicher  Vorschr iften

Artikel 1
Änderung der  Gemeindeordnung

Die Gemeindeordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 28. Februar 2003
(GVOBI. Schl.-H. S. 57), zuletzt geändert durch Gesetz vom 4. Januar 2018 (GVOBI.
Schl.-H. S. 6) wird wie folgt geändert:

1. § 24 wird wie folgt geändert:
a) Es wird folgender Absatz 4 eingefügt:

„(4) Gemeindevertreterinnen und Gemeindevertreter sowie ehrenamtlich tätige
Bürgerinnen und Bürger können für private IT-Ausstattung, die für den Srt-
zungsdienst oder für die Vorbereitung der Sitzungen cler Gemeindevertretung,
der Ausschüsse , der Ortsbeiräte oder sonstigen Beiräte genutzt wird, einen
Zuschuss erhalten. Das Nähere ist in einer Satzung zu regeln."

b) Die bisherigen Absätze 4 bis 6 werden Absätze 5 bis 7.

2. ln § 33 Absatz 4 erhält Satz 2 folgende Fassung:
„In hauptamtlich verwalteten Städten kann die Hauptsatzung bestimmen, dass
die oder der Vorsitzende der Stadtvertretung die Bezeichnung Stadtpräsidentin
oder Stadtpräsident führt."

3. In § 34 Absatz 3 wird folgender Satz 3 angefügt:
„Zu der konstituierenden Sitzung der Gemeindevertretung nach Absatz 1 Satz 1
kann bereits vor Beginn der Wahlzeit geladen werden."

4. Nach § 35 wird folgender neuer § 35 a eingefügt:

(1)

„§ 35 a
Sitzungen in Fällen höherer Gewalt

Durch Hauptsatzung kann bestimmt werden, dass bei Naturkatastrophen,
aus Gründen des Infektionsschutzes oder vergleichbaren außergewöhnli-
chen Notsituationen, die eine Teilnahme der Gemeindevertreterinnen und -
vertreter an Sitzungen der Gemeindevertretung erschwert oder verhindert,
die notwendigen Sitzungen der Gemeindevertretung ohne persönliche Anwe-
senheit der Mitglieder im Sitzungsraum als Videokonferenz durchgeführt wer-
den können. Dabei sind geeignete technische Hilfsmittel einzusetzen, durch
die die Sitzung einschließlich der Beratungen und Beschlussfassungen zeit-
gleich in Bild und Ton an alle Personen mit Teilnahmerechten übertragen
werden.

(2) Durch Hauptsatzung kann bestimmt werden, dass Sitzungen der Aus-
schüsse, der Ortsbeiräte und der sonstigen Beiräte im Sinne des Absatzes 1
durchgeführt werden können.
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(3) ln einer Sitzung nach Absatz 1 und 2 dürfen Wahlen nach § 40 nicht durch-
geführt werden.

(4) § 16 c Absatz 1 findet mit der Maßgabe Anwendung, dass die Gemeinde
Verfahren entwickeln soll, wie Einwohnerinnen und Einwohner im Falle der
Durchführungen von Sitzungen im Sinne des Absatzes 1 Fragen zu Bera-
tungsgegenständen oder anderen Angelegenheiten der örtlichen Gemein-
schaft stellen und Vorschläge und Anregungen unterbreiten können.

(5) Die Öffentlichkeit im Sinne des § 35 Absatz 1 Satz 1 ist durch zeitgleiche
Übertragung von Bild und Ton in einen öffentlich zugänglichen Raum und
durch eine Echtzeitübertragung oder eine vergleichbare Einbindung der Öf-
fentlichkeit über Internet herzustellen. lm Übrigen bleibt § 35 unberührt.

(6) Die Gemeinde hat sicherzustellen, dass die technischen Anforderungen und
die datenschutzrechtlichen Bestimmungen für eine ordnungsgemäße Durch-
führung der Sitzung einschließlich Beratung und Beschlussfassung eingehal-
ten werden."

ln § 46 Absatz 6 Satz 1 wird nach dem Wort „eingeführr folgende Angabe ange-
fügt:
„; sie können bereits vorher schriftlich verpflichtet werden".

Artikel 2
Änderung der Kreisordnung

Die Kreisordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 28. Februar 2003
(GVOBI. Schl.-H. S. 94), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 14. März
2017 (GVOBI. Schl.-H. S. 140) wird wie folgt geändert:

1. ln § 29 Absatz 3 wird folgender Satz 3 angefügt:
„Zu der konstituierenden Sitzung des Kreistages nach Absatz 1 Satz 1 kann be-
reits vor Beginn der Wahlzeit geladen werden."

2. Nach § 30 wird folgender neuer § 30 a eingefügt:

„§ 30 a
Sitzungen in Fällen höherer Gewalt

(1) Durch Hauptsatzung kann bestimmt werden, dass bei Naturkatastrophen,
aus Gründen des Infektionsschutzes oder vergleichbaren außergewöhnli-
chen Notsituationen, die eine Teilnahme der Kreistagsabgeordneten an Sit-
zungen des Kreistages erschwert oder verhindert, die notwendigen Sitzun-
gen des Kreistages ohne persönliche Anwesenheit der Mitglieder im Sit-
zungsraum als Videokonferenz durchgeführt werden können. Dabei sind ge-
eignete technische Hilfsmittel einzusetzen, durch die die Sitzung einschließ-
lich der Beratungen und Beschlussfassungen zeitgleich in Bild und Ton an
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alle Personen mit Teilnahmerechten übertragen werden.

(2) Durch Hauptsatzung kann bestimmt werden, dass Sitzungen der Ausschüsse
und der Beiräte im Sinne des Absatzes 1 durchgeführt werden können.

(3) ln einer Sitzung nach Absatz 1 und 2 dürfen Wahlen nach § 35 nicht durch-
geführt werden.

(4) § 16 b Absatz 1 findet mit der Maßgabe Anwendung, dass cler Kreis Verfah-
ren entwickeln soll, wie Einwohnerinnen und Einwohner im Falle der Durch-
führungen von Sitzungen im Sinne des Absatzes 1 Fragen zu Beratungsge-
genständen oder anderen Kreisangelegenheiten stellen uncl Vorschläge und
Anregungen unterbreiten können.

(5) Die Öffentlichkeit im Sinne des § 30 Absatz 1 Satz 1 ist durch zeitgleiche
Übertragung von Bild und Ton in einen öffentlich zugänglichen Raum und
durch eine Echtzeitübertragung oder eine vergleichbare Einbindung der Öf-
fentlichkeit über Internet herzustellen. lm Übrigen bleibt § 30 unberührt.

(6) Der Kreis hat sicherzustellen, dass die technischen Anforderungen und die
datenschutzrechtlichen Bestimmungen für eine ordnungsgemäße Durchfüh-
rung der Sitzung einschließlich Beratung und Beschlussfassung eingehalten
werden."

3. ln § 4.1 Absatz 6 Satz 1 wird nach dem Wort „eingeführr folgende Angabe an-
gefügt:
„; sie können bereits vorher schriftlich verpflichtet werden".

Artikel 3
Änderung der Amtsordnung

Die Amtsordnung in cler Fassung der Bekanntmachung vom 28. Februar 2003
(GVOBI. Schl.-H. S. 112), zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 13. No-
vember 2019 (GVOBI. Schl.-H. S. 425), wird wie folgt geändert:

1. ln § 9 Absatz 4 Satz 1 wird nach dem Wort „Amtsausschusses" folgende An-
gabe angefügt:
„; den Stellvertretenden sind unabhängig vom Vertretungsfall Sitzungsvorlagen,
Protokolle und sonstige Unterlagen zur Vorbereitung der Sitzungen des Amts-
ausschusses zur Verfügung zu stellen; sie haben auch unabhängig vom Vertre-
tungsfall Zutritt zu den nichtöffentlichen Sitzungen des Amtsausschusses".

2. ln § 10a Absatz 5 wird die Angabe „§ 46 Abs. 6, 7, 8, 11 und 12" durch die An-
gabe „§ 46 Absatz 5 Satz 1 und 8, Absatz 6, 7, 8, 11 und 12" ersetzt.

3. ln § 24 a wird nach der Angabe „§ 34 (Einberufung, Geschäftsordnung)" die An-
gabe „§ 35 a (Sitzungen in Fällen höheren Gewalt)" eingefügt.
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Artikel 4
Änderung des Gesetzes über  kommunaie Zusammenarbeit

Das Gesetz über kommunale Zusammenarbeit in der Fassung der Bekanntmachung
vom 28. Februar 2003 (GVOBI. Schl.-H. S. 122), zuletzt geändert durch Artikel 4 des
Gesetzes vom 21. Juni 2016 (GVOBI. Schl.-H. S. 528), wird wie folgt geändert:

1. ln § 5 Absatz 6 wird nach cler Angabe „§ 35 (Öffentlichkeit von Sitzungen)" die
Angabe „§ 35 a (Sitzungen in Fällen höherer Gewalt)" eingefügt.

2. ln § 9 Absatz 3 werden folgende Sätze angefügt:
„Den Stellvertretenden sind unabhängig vom Vertretungsfall Sitzungsvorlagen,
Protokolle und sonstige Unterlagen zur Vorbereitung der Sitzungen der Ver-
bandsversammlung zur Verfügung zu stellen; sie haben auch unabhängig vom
Vertretungsfall Zutritt zu den nichtöffentlichen Sitzungen der Verbandsver-
sammlung.

3. In § 12 Absatz 7 wird die Angabe „5 Satz 1" durch die Angabe „5 Satz 1 und
8" ersetzt."

Artikel 5
ln-Kraft-Treten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft.

Hans Hinrich Neve Dr. Ralf Stegner
und Fraktion und Fraktion

Ines Strehlau
und Fraktion

Dennys Bornhöft Lars Harms
und Fraktion und die Abgeordneten des SSW
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Allgemeine Begründung

Mit diesen Änderungen soll der digitalen Sitzungsdienst in den Kommunen unter-
stützt werden. Es wird eine Bezuschussung von privater IT-Ausstattung ermöglicht,
wenn diese für den Sitzungsdienst oder für die Vorbereitung von Sitzungen genutzt
werden.

Für eine Sitzungsdurchführung als Videokonferenz für kommunale Entscheidungs-
gremien bei Naturkatastrophen, aus Gründen des Infektionsschutzes oder vergleich-
baren außergewöhnlichen Notsituationen, die eine Teilnahme der Sitzungsteilnehrner
erschwert oder verhindert, wird in einem neuen Paragrafen die gesetzliche Grund-
lage geschaffen.

Sitzungen der Gemeindevertretungen finden als Präsenzsitzungen statt, die öffent-
lich durchzuführen sind, soweit nicht im Einzelfall ein Ausschlussgrund nach § 35
Abs. 1 Satz 2 der Gemeindeordnung (GO) vorliegt. Diese öffentlichen Präsenzsitzun-
gen setzen die körperliche Anwesenheit der Mitglieder des Gremiums in einem ge-
genständlichem Tagungsraum voraus, zu dem auch die Öffentlichkeit tatsächlichen
Zutritt hat. Die Beratung, d.h. die Möglichkeit des Austausches der unterschiedlichen
Meinungen und der unmittelbaren Reaktion — auch solcher Teilnehmer, die gerade
nicht das Wort ergriffen haben — zeichnen die Präsenzsitzungen aus.

Daneben kommt dem Öffentlichkeitsgrundsatz im Kommunalverfassungsrecht eine
zentrale Rolle zu, die Sitzungsöffentlichkeit schafft Transparenz. Sie dient der Kon-
trolle der Gemeindevertretung durch das Wahlvolk und ermöglicht den Bürgerinnen
und Bürgern Rückschlüsse für ihre kommende Wahlentscheidung. Verstöße führen
in der Regel zur Nichtigkeit gefasster Beschlüsse. Ein Ausschluss der Öffentlichkeit
ist nur mit Blick auf die Vertraulichkeit von Beratungsgegenständen möglich.

Die Handlungsfähigkeit der kommunalen Gremien muss jedoch auch in krisenbe-
dingten Ausnahmesituationen, wie im Falle der Corona-Pandemie, gewährleistet
werden, wenn die Teilnahme der Gemeindevertreterinnen und —vertreter an Präsenz-
sitzungen erschwert oder verhindert ist. Sitzungen können in diesen Ausnahmefällen
nach dem neuen § 35 a als Videokonferenzen durchgeführt werden. Gleichzeitig ist
eine Öffentlichkeit der Sitzungen sicherzustellen.

Weitere Änderungen dienen der Erleichterung der Arbeitsabläufe in den Kommunen.

Einzelbegründung

Artikel 1 Gemeindeordnung

Artikel 1 Nr. 1 (§ 24 der Gemeindeordnung)
Die bisherige Rechtslage hat es ausgeschlossen, dass private IT-Ausstattung bezu-
schusst werden konnte, wenn diese für den Sitzungsdienst oder für die Vorbereitung
vo.n Sitzungen genutzt werden. Die Regelung in Absatz 4 (neu) ermöglicht der Ge-
meinde durch Satzungsregelung festzulegen, dass Gemeindevertreterinnen und Ge-
meindevertreter sowie andere Bürgerinnen und Bürger, die Mitglieder oder stellvertre-
tende Mitglieder in Ausschüssen, Ortsbeiräten oder sonstigen Beiräten sind, einen mo-
natlichen und/oder einmaligen Zuschuss für private IT-Ausstattung erhalten, die für
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den Sitzungsdienst oder für die Vorbereitung von Sitzungen genutzt wird; der Zu-
schuss kann sich auf die Beschaffung wie auch auf die Betriebskosten beziehen. Der
Kreis der Anspruchsberechtigten und clie Höhe der Zuschüsse sind in einer Satzung
zu regeln. Es ist sicherzustellen, dass die Anschaffung der privaten IT-Ausstattung
nicht von mehreren Körperschaften des öffentlichen Rechts bezuschusst wird.

Artikel 1 Nr. 2 (§ 33 der Gemeindeordnung)
Durch die Neuregelung haben nunmehr alle hauptamtlich verwalteten Städte mit eige-
ner VenNaltung (§ 48 Abs. 1 Satz 2 GO) die Möglichkeit, durch Hauptsatzungsregelung
zu bestimmen, dass die oder der Vorsitzende der Stadtvertretung die Bezeichnung
Stadtpräsidentin oder Stadtpräsident führen kann. Anderslautende überkommene Be-
zeichnungen, die historisch begründet sind, bleiben unberührt. Für Städte, die von der
Möglichkeit des § 48 Abs. 2 GO Gebrauch gemacht haben, gilt die Neuregelung nicht.

Artikei 1 Nr. 3 (§ 34 der Gemeindeordnung)
Die konstituierende Sitzung muss gemäß § 34 Absatz 1 GO spätestens am 30. Juni
des jeweiligen Kommunalwahljahrs stattfinden. Nach der Regelung des § 34 Absatz
3 Satz 1 GO beträgt die Mindestladungsfrist zu Sitzungen der Gemeindevertretung
durchgängig eine Woche. Da die Wirksamkeit einer Ladung zur konstituierenden Sit-
zung zudem die Mitgliedschaft in der Vertretung voraussetzte, die nach § 37 GKWG
frühestens mit Beginn der neuen Kommunalwahiperiode (1. Juni) erworben werden
kann, konnte unter Berücksichtigung der Fristberechnungsregelungen (§ 89 LVwG
i.V.m. §§ 187 Absatz 1, 188 Absatz 2 BGB) die erste Sitzung der neu gewählten Ver-
tretung nicht vor dem 9. Juni des Kommunalwahljahres stattfinden.

Diese Zeitspanne zwischen Beginn der Kommunalwahlperiode und der frühestmögli-
chen Konstituierung der Gemeindevertretungen erwies sich bei der letzten Kommu-
nalwahl 2018 wegen des frühen Termins (6. Mai) im mehrfacher Hinsicht als unbefrie-
digend: Seitens der gewählten Vertreterinnen und Vertretern wurde der nachvollzieh-
bare Wunsch geäußert, alsbald nach der Mandatsannahme ihre Mandatsarbeit aufzu-
nehmen. Auch für Ämter war die bisherige Rechtslage suboptimal, da die ihren Ver-
waltungen obliegende Vorbereitung und Durchführung der konstituierenden Sitzungen
der Gemeinden in ihrem Zuständigkeitsbereich in einem Zeitfenster von lediglich
3 Wochen nach der Kommunalwahl 2018 oftmals nur schwer zu leisten war.

Die nunmehr erfolgte Rechtsänderung trägt dem für künftige Kommunalwahlen Rech-
nung und hat zum Inhalt, dass zur konstituierenden Sitzung bereits vor Beginn der
Wahlzeit geladen werden kann; abhängig vom jeweiligen Tag der Kommunalwahlen
und unter Beachtung der Vorschriften für die Berechnung der Ladungsfrist wäre somit
ggfs. sogar eine konstituierende Sitzung am ersten Tag einer neuen Kommunalwahl-
periode möglich. Da wegen § 37 GKWG die Rechte und Pflichten der Mitglieder der
Gemeindevertretung frühestens mit dem Erwerb der Mitgliedschaft bestehen, wäre al-
lerdings darauf zu achten, dass vor dem 1. Juni des Kommunalwahljahres nicht bereits
vertrauliche Sitzungsunterlagen mit der Ladung zur konstituierenden Sitzung zugelei-
tet werden.

Artikel 1 Nr. 4 (§ 35 a Absatz 1 der Gemeindeordnung)
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ln Zeiten, in denen durch Fälle höhere Gewalt eine körperliche Anwesenheit in einem
gegenständlichem Sitzungsraum erschwert bzw. verhindert, v.a. also in Zeiten einer
Pandemie, kann die Gremiensitzung in der Form der Videokonferenz durchgeführt
werden. Trotz der sich aus dem Rechtsstaats- und Demokratiegebot ableitenden An-
forderung, Sitzungen demokratisch gewählter Volksvertretungen als Präsenzsitzun-
gen mit der Möglichkeit für politisch interessierter Bürgerinnen und Bürger, den politi-
schen Austausch im Sitzungsaal zu verfolgen, ist in besonders gelagerten Ausnah-
mesituationen eine Verlagerung der Sitzung in den virtuellen Raum ausnahmsweise
gerechtfertigt, wenn ansonsten die Arbeit des Beschlussgremiums nicht möglich und
somit die Handlungsfähigkeit der Gemeinde gefährdet wäre.

Jede Gemeinde entscheidet durch Hauptsatzungsregelung, ob sie von dieser Mög-
lichkeit grundsätzlich Gebrauch machen will und auch, für welche Gremien sie cliese
Möglichkeit schaffen will (Absatz 2).

Dabei ist technisch sicherzustellen, dass alle Sitzungsteilnehmerinnen und -teilneh-
mer die technischen Voraussetzungen vorfinden, um an einer Videokonferenz teilzu-
nehmen. Ferner ist zu gewährleisten, dass clie Wortbeiträge der Sitzungsmitglieder
klar voneinander unterschieden und dem jeweils wortführenden Mitglied erkennbar
zugeordnet werden können. Der Sitzungsleitung muss es technisch möglich sein, in
angemessener Zeit auf eine nichtöffentliche Sitzung umzustellen und die Öffentlich-
keit auch wiederherzustellen. Gleiches gilt für nach § 32 Abs. 3 GO in Verbindung mit
§ 22 GO von der Beratung und Entscheidung auszuschließender Gemeindevertrete-
rinnen und Gemeindevertreter, die auch im Falle von Präsenzsitzungen den Sit-
zungsraum zu verlassen haben.

Zu den Sitzungsteilnehmerinnen und —teilnehmern gehören neben den Mitgliedern
auch die Personen mit besonderen Teilnahmerechten, wie z.B. die Bürgermeisterin
oder der Bürgermeister (§ 36 Abs. 1 GO), die oder der Vorsitzende des Beirats oder
ein von ihr oder ihm beauftragtes Mitglied des Beirats nach § 47 e GO sowie die
kommunalen Gleichstellungsbeauftrage nach § 2 Absatz 3 GO; für die Ausschüsse
gilt es auch für die nach § 46 Abs. 9 GO teilnahmeberechtigten Gemeindevertreterin-
nen und —vertreter.

lst durch Hauptsatzungsregelung die Möglichkeit eröffnet worden, Sitzungen per Vi-
deokonferenz durchzuführen, entscheidet die oder der Vorsitzende in Abstimmung
mit der Bürgermeisterin oder dem Bürgermeister, ob ein Fall höherer Gewalt im
Sinne des Satzes 1 vorliegt.

Soweit nach der Neuregelung möglich ist, eine Sitzung mit allen Teilnehmerinnen
und Teilnehmern als Videokonferenz durchzuführen, ist es auch möglich, wenn es
die jeweilige Lage hergeben sollte, eine Präsenzsitzung durchzuführen mit der Mög-
lichkeit, einzelnen Gemeindevertreterinnen und Gemeindevertretern oder sonstigen
Personen mit Teilnahmerechten, die z.B. in epidemischen Lagen einer Risikogrup-
pen angehören, in einen Sitzungsraum zuzuschalten.

Artikel 1 Nr. 4 (§ 35 a Absatz 2 der Gemeindeordnung)

Durch Hauptsatzung kann bestimmt werden, dass auch Sitzungen der Ausschüsse,
der Ortsbeiräte und der sonstigen Beiräte im Sinne des Absatzes 1 durchgeführt wer-
den können.

Artikel 1 Nr. 4 (§ 35 a Absatz 3 der Gemeindeordnung)
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Nach § 40 Abs. 2 GO wird, wenn niemand widerspricht, durch Handzeichen gewählt,
sonst durch Stimmzettel. Allerdings muss eine geheime Wahl durch Stimmzettel er-
folgen, wenn ein Mitgliecl der offenen Abstimmung widerspricht. VVahlen dürfen daher
in Sitzungen, die als Videokonferenz durchgeführt werden, nicht durchgeführt wer-
den.

Artikel 1 Nr. 4 (§ 35 a Absatz 4 der Gemeindeordnung)

Für Videokonferenzen ist die Durchführung der obligatorischen Einwohnerfrage-
stunde in der herkömmlichen Weise schwer umzusetzen. Die Gemeinde soll jedoch
Verfahren entwickeln, wie bei Sitzungen der Gemeindevertretung im Sinne des Ab-
satzes 1 Einwohnerinnen und Einwohnern die Möglichkeit einräumt werden kann,
Fragen zu Beratungsgegenständen oder anderen Angelegenheiten der örtlichen Ge-
meinschaft zu stellen und Vorschläge oder Anregungen zu unterbreiten, z.B. durch
digitale Beteiligungsmöglichkeiten oder die Einreichung schriftlicher Fragen im Vor-
feld der Sitzung.

Das Recht der Einwohnerinnen und Einwohner nach § 16 e GO, sich schriftlich oder
zur Niederschrift mit Anregungen und Beschwerclen an die Gemeindevertretung zu
wenden, bleibt unbenommen.

Artikel 1 Nr. 4 (§ 35 a Absatz 5 der Gemeindeordnung)

Die Sitzungen mittels Videokonferenz findet nur in den Fällen statt, in denen die Lage
derart ernst ist, dass es den Mitgliedern der Gemeindevertretung nicht zugemutet
wird, ihr freies Mandat durch persönliche Anwesenheit in einem Sitzungsraum wahr-
zunehmen. Gleichwohl muss dem Öffentlichkeitsgrundsatz entsprochen werden. Die
Öffentlichkeit ist daher in diesen Ausnahmenfällen die Möglichkeit zu geben, per In-
ternet der Sitzung als Zuschauerinnen und Zuschauer folgen zu können.

§ 35 Absatz 1 Satz 1 GO begründet eine Saalöffentlichkeit. Mit dem Verweis auf § 35
Absatz 1 Satz 1 GO wird klargestellt, dass mit der Durchführung einer Sitzung mittels
Videokonferenz dem Öffentlichkeitsgrundsatz der Gemeindeordnung Rechnung ge-
tragen wird.

Auch bei Sitzungen in Form von Videokonferenzen gilt, dass die Öffentlichkeit auszu-
schließen ist, wenn die Voraussetzungen des § 35 Abs. 1 Satz 2 GO vorliegen. Die
eingesetzte Technik hat diesen zu ermöglichen.

Artikel 1 Nr. 4 (§ 35 a Absatz 6 der Gemeindeordnung)

Die Verantwortung von Datenschutz und Datensicherheit liegt bei der Gemeinde.

Datenschutzrechtlichen Verantwortlichkeiten treffen auch hier die Sitzungsteilnehme-
rinnen und Sitzungsteilnehmer selbst, in dem sie darauf zu achten haben, dass bei
vertraulichen Angelegenheiten keine unbefugten Dritten der Beratung und Be-
schlussfassung folgen können, weil sie sich bei Durchführung der Videokonferenz
z.B. im selben Raum befinden.

Artikel 1 Nr. 5 (§ 46 Absatz 6 der Gemeindeordnung)

Wenn gewählte Bürgerinnen und Bürger die Wahl zur Gemeindevertretung angenom-
men haben, haben sie die ihnen aus ihrer Mitgliedschaft in der Gemeindevertretung
erwachsenden Pflichten auszuüben (§ 32 Abs. 2 GO). Das Mandatsannahmeverfah-
ren und der Erwerb der Mitgliedschaft in der Gemeindevertretung ist in § 37 GKWG
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geregelt. lnsoweit hat die § 33 Abs. 5 GO vorgesehene Verpflichtung im Rahmen einer
Sitzung der Gemeindevertretung nur deklaratorische Bedeutung und dient der Bekun-
dung der Pflichtenbindung gegenüber der Öffentlichkeit.

Dagegen sieht das Kommunalverfassungsrecht für Bürgerinnen und Bürger, die als
sog. bürgerliche Mitglieder in die Ausschüsse gewählt oder entsendet werden, kein
förmliches Mandatsannahmeverfahren vor. lnsofern bestehen Unsicherheiten, zu wel-
chem Zeitpunkt die bürgerlichen Ausschussmitglieder den Rechten und Pflichten nach
der Gemeincleordnung unterliegen. Deshalb kommt ihrer Verpflichtung eine andere
Bedeutung zu als der von Mitgliedern der Gemeindevertretung.

lnsbesondere auch bei stellvertretenden bürgerlichen Ausschussmitgliedern, die nun-
mehr auch außerhalb des Vertretungsfall Anspruch auf Sitzungsunterlagen haben, für
die eine Anwesenheitspflicht in der Ausschusssitzung aber erst im Vertretungsfall ge-
geben ist, besteht in der Praxis ein Bedürfnis, die Verpflichtung schnellstmöglich nach
cler Wahl oder Entsendung vorzunehmen. Mit der Änderung in § 46 Abs. 6 GO wird
ermöglicht, die Verpflichtung, ähnlich wie bei den für die Gemeinde ehrenamtlich Täti-
gen nach § 21 GO, bereits vor der ersten Sitzung vorzunehmen.

Die neue Möglichkeit einer schriftlichen Verpflichtung lässt die im Rahmen einer Aus-
schusssitzung öffentlich vorzunehmende Einführung nicht entfallen, sondern tritt ne-
ben diese. Auch sie erfolgt, wie sich aus dem Gesamtkontext des § 46 Abs. 6 Satz 1
GO ergibt, durch die jeweilige Ausschussvorsitzende oder den jeweiligen Ausschuss-
vorsitzenden. Sofern diese oder dieser selbst bürgerliches Mitglied ist, erfolgt die Ver-
pflichtung uncl Amtseinführung wie bisher in analoger Anwendung des § 33 Abs. 5 GO
durch das älteste Ausschussmitglied.

Die Verpflichtung und Einführung erfolgt für jeden Ausschuss gesondert.

Über den Verweis in § 47 c Abs. 3 GO gilt die Neuregelung auch für die Verpflichtung
der Mitglieder der Ortsbeiräte.

Artikel 2 Kreisordnung

Artikel 2 Nr. 1 (§ 29 der Kreisordnung)

§ 29 der Kreisordnung (Kr0) entspricht dem § 34 GO; s. Begründung zu Artikel 1 Nr.
3.

Artikel 2 Nr. 2 (§ 30 a Kreisordnung)

Die Möglichkeit, in Fällen höherer Gewalt Sitzungen als Videokonferenzen durchzu-
führen, gilt auch für die Kreise; zu den Einzelheiten s. Begründung zu § 35 a GO.

Artikel 2 Nr. 3 (§ 41 Absatz 6 der Kreisordnung)
§ 41 Abs. 6 Kr0 entspricht § 46 Abs. 6 GO; siehe Begründung zu Artikel 1 Nr. 5 (§ 46
Abs. 6 GO)

Artikel 3 und 4 Amtsordnung und Gesetz über kommunale Zusammenarbeit
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Artikei 3 Nr. I und Artikel 4 Nr. 2 (§ 9 Absatz 4 der Amtsordnung und § 9 Absatz
3 des Gesetzes über kommunale Zusammenarbeit)
Mit dem Gesetz zur Änderung kommunalrechtlicher Vorschrifien vom 3. August 2016
(GVOBI. Schl.-H. S. 788) wurde den stellvertretenden Mitgliedern der in den Gemein-
clen gebildeten Ausschüsse ein neuer Status eingeräumt; sie sind — außerhalb des
Vertretungsfalls — nicht mehr nur Teil der Öffentlichkeit, sondern haben nunmehr ein
eigenes Teilnahmerecht sowie Anspruch auf Sitzungsunterlagen für die Sitzungen
des Ausschusses, in den sie gewählt wurden, auch wenn der Vertretungsfall nicht
eintreten wird. Die stellvertretenden Ausschussmitglieder sollen damit in die Lage
versetzt werden, im Vertretungsfall das Vertretungsmandat sachgerecht ausüben zu
können (vgl. Begründung zum Gesetzentwurf Lt-Drs. 18/3500). Für die stellvertreten-
den Mitglieder der in den Kreisen und Ämtern gebildeten Fachausschüsse hat das
o.a. Gesetz entsprechende Regelungen geschaffen, für clie in den Zweckverbänden
gebikleten Ausschüsse findet die Regelung über den Verweis in § 12 Absatz 7 des
Gesetzes über kommunale Zusammenarbeit (GkZ) entsprechend Anwendung.
Für die Mrtglieder des Amtsausschusses und der Verbandsversammlung werclen
ebenfalls Stellvertretende gewählt; für sie sehen die Gesetze bislang ein Recht auf
Sitzungsunterlagen nicht vor. Um diesen Stellvertretenden das im Jahre 2016 den
stellvertretenden Ausschussmitgliedern eingeräumten Rechte gleichermaßen einzu-
räumen, wird § 9 Absatz 4 AO und § 9 Absatz 3 GkZ entsprechend ergänzt.

Artikel 3 Nr. 2 (§ 10a Abs. 5 der Amtsordnung)
Der neu eingefügte Verweis auf § 46 Abs. 5 Satz 1 GO stellt einen Gleichklang mit
den Bestimmungen der Wahl der Ausschussvorsitzenden in Gemeinden her. Durch
die entsprechende Anwendung auch des § 46 Absatz 5 Satz 1 GO auf die Fachaus-
schüsse des Amtsausschusses wird die Wahl der Vorsitzenden der Fachausschüsse
in Ämtern, die bislang von den Ausschüssen selbst vorgenommen wurden, auf den
Amtsausschuss übertragen. Damit werden in den konstituierenden Sitzungen des
Amtsausschusses auch die Ausschusssitzungen gewählt.

Die derzeitigen Ausschussvorsitzenden bleiben im Amt; die Rechtsänderung wirkt
sich erst aus, wenn clie Position neu zu besetzen ist.

Des Weiteren wird auch § 46 Absatz 5 Satz 8 GO zur entsprechenden Anwendung
gebracht. lm Falle der Verhinderung der oder des Ausschussvorsitzenden und aller
Stellvertreterinnen und Stellvertreter in den Fachausschüssen des Amtes kann eine
Ausschusssitzung derzeit nicht stattfinden. Um die Arbeitsfähigkeit der Ausschüsse
zu erhalten, soll entsprechend der Regelung für die Ausschüsse in den Gemeinden
und den Kreisen ermöglicht werden, dass in diesen Fällen das älteste Mitglied die
Sitzungsleitung übernimmt. Die Änderung erfolgt durch Ergänzung der Verweisung
auf entsprechende anzuwendende Vorschriften der Gemeindeordnung, in dem nun-
mehr auch § 46 Absatz 5 Satz 8 GO entsprechend anzuwenden ist. Diese Anpas-
sung wird auch für die Zweckverbände vorgenommen; s. Artikel 4 Nr. 2 (§ 12 Abs. 7
GkZ).

Artikel 3 Nr. 3 (§ 24 a der Amtsordnung)
Die Möglichkeit, in Fällen höherer Gewalt Sitzungen als Videokonferenzen durchzu-
führen, gilt auch für die Ämter.

Artikel 4 Nr. 1 (§ 5 Abs. 6 des Gesetzes über kommunale Zusammenarbeit)
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Die Möglichkeit, in Fällen höherer Gewalt Sitzungen als Videokonferenzen durchzu-
führen, gilt auch für die Zweckverbände.

Artikel 4 Nr. 2 (§ 9 Abs. 3 des Gesetzes über kommunale Zusammenarbeit)
Auf die Begründung zu Artikel 3 Nr. 1 und Artikel 4 Nr. 2 (s.o.) wird verwiesen

Artikel 4 Nr. 3 (§ 12 Abs. 7 des Gesetzes über kommunale Zusammenarbeit)
lm Falle der Verhinderung der oder des Ausschussvorsitzenden und aller Stellvertre-
terinnen und Stellvertreter in den Ausschüssen eines Zweckverbandes kann eine
Ausschusssitzung nicht stattfinden. Um die Arbeitsfähigkeit der Ausschüsse zu erhal-
ten, soll entsprechend der Regelung für die Ausschüsse in den Gemeinden und den
Kreisen ermöglicht werden, dass in diesen Fällen das älteste Mitglied die Sitzungslei-
tung übernimmt. Die Änderung erfolgt durch Ergänzung der Verweisung auf entspre-
chende anzuwendende Vorschriften der Gemeindeordnung, in dem nunmehr auch
§ 46 Absatz 5 Satz 8 GO entsprechencl anzuwenclen ist. Eine entsprechende Anpas-
sung erfolgt auch für die Fachausschüsse des Amtsausschusses (s.o.).



Landesverordnung zur Bekämpfung des Coronavirus SARS-CoV-2

(Corona-Bekämpfungsverordnung — Corona-BekämpfVO)

Vom September 2020

Aufgrund des § 32 Satz 1 und 2 in Verbindung mit § 28 Absatz 1 Satz 1 und 2 des
Infektionsschutzgesetzes vom 20. Juli 2000 (BGB1. I S. 1045), zuletzt geändert durch
Artikel 5 des Gesetzes vom 19. Juni 2020 (BGB1. I S. 1385), verordnet clie
Landesregierung:

§ 1
Grundsätze

(1) Diese Verordnung dient der Bekämpfung der Pandemie des Coronavirus-SARS-
CoV-2 (Coronavirus) irn Rahmen des Gesundheitsschutzes der Bürgerinnen und
Bürger. Zu cliesem Zweck•sollen Infektionsgefahren wirksam und zielgerichtet
reduziert, Infektionswege nachvoilziehbar gemacht und clie Aufrechterhaltung von
meclizinischen Kapazitäten zur Behandlung cler an COVID-19 erkrankten Patientinnen
und Patienten gewährleistet werden.

(2) Zur Verfolgung der Ziele nach Absatz i werden in dieser Verordnung besondere
Ge- und Verbote aufgestellt, die in Art und Urnfang in besonderem Maße
freiheitsbeschränkend wirken. Umzusetzen sind diese Ge- und Verbote vorrangig in
Eigenverantwortung der Bürgerinnen und Bürger uncl nachrangig durch hoheitliches
Handeln der zuständigen Behörden, sofern und soweit es zum Schutz der
Allgemeinheit geboten ist.

§ 2
Angemeine Anforderungen an die Hygiene;

Kontaktbeschränkungen

(1) lm privaten und öffentlichen Raum ist zu anderen Personen ein Minclestabstand
von 1,5 Metern einzuhalten (Abstanclsgebot). Dies gilt nicht,

1. wenn clie Einhaltung des Mindestabstands nach Satz 1 aus tatsächlichen oder
rechtlichen Gründen nicht möglich ist;

2. wenn die Übertragung von Viren durch ähnlich geeignete physische Barrieren
verringert wird;

3. bei Zusammenkünften zu einem gemeinsamen privaten Zweck rnit bis zu 10
Personen,

4. für Angehörige cles eigenen Haushalts und bei Zusammenkünften zu einem
gemeinsamen privaten Zweck mit den Angehörigen eines weiteren Haushalts.
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(2) Kontakte zu anderen Personen als den Angehörigen cles eigenen Haushalts sind
nach Möglichkeit auf ein Minimum zu beschränken.

(3) Die jeweils aktuellen Empfehlungen und Hinweise der zuständigen öffentlichen
Stellen zur Vermeiclung der Übertragung des Coronavirus sollen beachtet werden.

(4) Ansammlungen im öffentlichen Raum und Zusammenkünfte zu privaten Zwecken
mit mehr als 10 Personen sind unzulässig (Kontaktverbot), soweit in dieser
Verordnung keine Ausnahmen vorgesehen sind. Dies gilt nicht für im selben Haushalt
lebende Personen und Personen, die einem weiteren gemeinsamen Haushalt

angehören.

(5) Soweit nach dieser Verordnung das Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung
vorgeschrieben ist, sind Mund und Nase so ZU bedecken, class eine Ausbreitung von
Tröpfchen durch Husten, Niesen oder Sprechen verrnindert wird; eine Bedeckung mit
Hand oder Arm oder die Verwendung einer Maske mit Ausatemventil reicht nicht aus.
Satz 1 gilt nicht für Kinder bis zum vollendeten sechsten Lebensjahr und Personen, die
aufgrund einer körperlichen, geistigen oder psychischen Beeinträchtigúrig keine Muncl-
Nasen-Becleckung tragen können und dies glaubhaft rnachen könneri:

§ 3
Allgemeine Anforderungen für Einrichtungen mit Publikumsverkehr,

bei Veranstaltungen und Versammlungen

(1) Beim Betrieb von Einrichtungen mit Publikumsverkehr, insbesondere den in §§ 7
bis 10 und 12 bis 17 sowie § 18 Absatz 2 genannten Einrichtungen, sowie bei der
Durchführung von Veranstaltungen nach § 5 und Versammlungen nach § 6 gelten die
nachfolgenden Anforderungen. Arbeitsschutzrechtliche Vorgaben bleiben unberührt.

(2) Die jeweils aktuellen Empfehlungen und Hinweise der zuständigen öffentlichen
Stellen zur Vermeidung der Übertragung des Coronavirus sollen beachtet werden. Die
Betreiber, Veranstalter oder Versamrnlungsleiter haben die erforderlichen Maßnahmen
zu treffen, um clie Einhaltung folgencler Hygienestandards zu gewährleisten:

1. Besucherinnen und Besucher, Teilnehmerinnen und Teilnehmer halten in der
Einrichtung oder Veranstaltung und beim Warten vor dem Eingang das
Abstandsgebot aus § 2 Absatz 1 ein;

2. Besucherinnen •und Besucher sowie Beschäftigte, Teilnehmerinnen uncl Teilnehmer
halten die allgemeinen Regeln zur Husten- und Niesetikette ein;

3. in geschlossenen Räumen bestehen für Besucherinnen und Besucher,
Teilnehmerinnen und Teilnehmer Möglichkeiten zum Waschen oder Desinfizieren
der Hände;

4. Oberflächen, die häufig von Besucherinnen und Besuchern, Teiinehmerinnen und
Teilnehmer berührt werden, sowie Sanitäranlagen werden regelmäßig gereinigt;
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5. Innenräurne werden regeImäßig gelüftet

(3) An allen Eingängen ist durch deutlich sichtbare Aushänge in verständlicher Form
hinzuweisen

1. auf die Hygienestandards nach Absatz 2 Satz 2 Nummer 1 bis 5 und weitere nach
dieser Verordnung im Einzelfall anwendbaren Hygienestandards;

2. darauf, dass Zuwiderhandlungen zum Verweis aus der Einrichtung oder
Veranstaltung führen können;

3. auf sich aus dieser Verordnung für die Einrichtung oder Veranstaltung ergebende
Zugangsbeschränkungen, gegebenenfalls unter Angabe der Höchstzahl für
gleichzeitig anwesende Personen.

Die Umsetzung der Hygienestandards nach Nummer 1 ist jeweils kenntlich zu machen.

(4) Bei der Bereitstellung von Toiletten ist zu gewährleisten, dass enge Begegnungen
vermieden werden und leicht erreichbare Möglichkeiten zur Durchführung der
Händehygiene vorhanden.sind. Für andere sanitäre Gemeinschaftseinrichtungen und
Sammelumkleiden ist ein HYgienekonzept nach Maßgabe von § 4 Absatz 1 zu
erstellen. Die gleichzeitige Nutzung von Saunen, Whirlpools oder vergleichbaren
Einrichtungen ist nur einzein oder durch die Mitglieder eines gemeinsamen Haushalts
zulässig.

§ 4
Besondere Anforderungen an die Hygiene

(1) Soweit nach dieser Verordnung ein Hygienekonzept zu erstellen ist, hat der
Verpflichtete dabei nach den konkreten Umständen des Einzelfalls die Anforderungen
des Infektionsschutzes zu berücksichtigen. lm Hygienekonzept sind insbesondere
Maßnahmen für folgende Aspekte vorzusehen:

1. die Begrenzung der Besucherzahl auf Grundlage der räumlichen Kapazitäten;

2. die Wahrung des Abstandsgebots aus § 2 Absatz 1;

3. die Regelung von Besucherströmen;

4. die regelmäßige Reinigung von Oberflächen, die häufig von Besucherinnen und
• Besuchern berührt werden;

5. die regelmäßige Reinigung der Sanitäranlagen;

6. die regelrnäßige Lüftung von Innenräumen, möglichst mittels Zufuhr von Frischluft.

Der Verpflichtete hat die erforderlichen Maßnahmen zu treffen, um die Einhaltung des
Hygienekonzepts zu gewährleisten. Auf Verlangen der zuständigen Behörde hat der
Verpflichtete das Hygienekonzept vorzulegen und über die Umsetzung Auskunft zu
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erteilen. Darüber hinaus gehende Pflichten zur Aufstellung von Hygieneplänen nach
dem infektionsschutzgesetz bleiben unberührt.

(2) Soweit nach dieser Verordnung Kontaktdaten erhoben werclen, sincl
Erhebungsdatum uncl -uhrzeit, Vor- uncl Nachname, Anschrift, sowie, soweit
vorhanden, Telefonnummer oder E-Mail-Adresse für einen Zeitraum von vier Wochen
aufzubewahren und clann zu vernichten. Sie sind auf Verlangen der zuständigen
Behörde zu übermitteln, sofern dies zum Zwecke der Nachverfolgung von möglichen
infektionswegen erforderlich ist. Es ist zu gewährleisten, dass unbefugte Dritte von den
erhobenen Daten keine Kenntnis erlangen. Eine anderweitige Verwendung ist
unzulässig. Der zur Datenerhebung Verpflichtete hat Personen, die die Erhebung ihrer
Kontaktdaten verweigern, von dern Besuch oder der Nutzung cler Einrichtung oder der
Teilnahme an der Veranstaltung auszuschließen. Soweit gegenüber dem zur Erhebung
Verpflichteten Kontaktdaten angegeben werden, müssen sie wahrheitsgemäß sein; bei
dienstlichen Tätigkeiten genügen die dienstlichen Kontaktdaten.

§ 5
Veranstaltungen

(1) Veranstaltungen mit mehr als 500 Personen sind untersagt.

(2) Die Begrenzung cler Personenzahl aus § 2 Absatz 4 findet auf Veranstaitungen im
öffentlichen Raum keine Anwendung. Sie sind nur zulässig, wenn die
Voraussetzungen nach Absatz 3, 4 oder 5 erfüllt sincl. Darüber hinaus sind clie
nachfolgenden Voraussetzungen zu erfüllen:

1. Der Veranstalter erstellt nach Maßgabe von § 4 Absatz 1 ein Hygienekonzept;

2. es wird nicht getanzt, soweit es sich dabei nicht um berufliche Tätigkeit handelt;

3. in geschlossenen Räumen dürfen Aktivitäten mit einer erhöhten Freisetzung von
Tröpfchen, insbesondere gemeinsames Singen oder der Gebrauch von
Blasinstrumenten, stattfinden, wenn

a) es sich urn Solodarbietungen, lim berufliche Tätigkeit oder um Musikproben
ohne Publikum handeit,

b) zwischen den Akteuren jeweils ein Mindestabstand von 2,5 Metern
eingehalten wird ocier die Übertragung von Tröpfchen durch ähnlich geeignete
physische Barrieren verringert wird,

c) zwischen clen Akteuren und dem Publikum ein Mindestabstand von 4 Metern
eingehalten wird oder die Übertragung von Tröpfchen durch ähnlich geeignete
physische Barrieren verringert wird und

d) sich das Hygienekonzept neben den in § 4 Absatz 1 genannten Punkten auch
zu den in Buchstaben b) und c) genannten Mindestabständen, der Reinigung
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und Desinfektion gemeinsarn genutzter Gegenstände, dem Umgang mit
Kondenswasser bei Blasinstrumenten, der Eindämmung der
Aerosolausbreitung bei Blasinstrumenten und der Anordnung der Akteure
zueinander verhält.

(3) Veranstaltungen im öffentlichen Raum mit Gruppenaktivität, bei denen feste
Sitzplätze nicht vorhanden sind oder nicht nur kurzzeitig verlassen werden und bei
denen der Teilnehmerkreis nicht wechselt wie Feste, Empfänge, Führungen und
Exkursionen, dürfen eine Teilnehmerzahl von 150 Personen außerhalb geschlossener
Räurne und 50 Personen innerhalb geschlossener Räume nicht überschreiten. Der
Veranstalter hat die Kontaktdaten der Teilnehmerinnen und Teilnehmer nach Maßgabe
von § 4 Absatz 2 zu erheben.

(4) Märkte und vergleichbare Veranstaltungen mit wechseinden Teilnehmerinnen und
Teilnehmern im öffentlichen Raum wie Messen, Flohrnärkte oder Landrnärkte dürfen
eine gleichzeitige Teilnehmerzahl von 500 Personen außerhalb geschlossener Räume
und 250 Personen innerhalb geschlossener Räume nicht überschreiten. Die
grundsätzliche Einhaltung cles Abstandsgebots ist auch durch eine angemessene
Anzahl an Ordnungskräften sicherzustellen. Alkohol darf nicht ausgeschenkt werden.
Wochenmärkte sind keine Veranstaltungen im Sinne dieser Vorschrift.

(5) Veranstaltungen im.öffentlichen Raum, bei denen die Teilnehmerinnen und
Teilnehmer feste Sitzplätze haben, die sie höchstens kurzzeitig verlassen,
(Sitzungscharakter) wie Konzerte, Vorträge, Lesungen, Theater, Kinos und Autokinos
dürfen eine gleichzeitige Teilnehmerzahl von 500 Personen außerhalb geschlossener
Räume und 250 Personen innerhalb geschloss.ener Räume nicht überschreiten. Der
Veranstalter hat die Kontaktdaten der Teilnehmerinnen und Teilnehmer nach Maßgabe
von § 4 Absatz 2 zu erheben. Das Abstandsgebot aus § 2 Absatz 1 gilt für
Teilnehmerinnen und Teilnehmer nicht, wenn cler Veranstalter gewährleistet, class

1. nicht mehr als die Hälfte der zur Verfügung stehenden Sitzplätze besetzt werden,

2. die Sitzplätze unrnittelbar neben, vor und hinter jäder Teilnehmerin und jedem
Teilnehmer nur mit den in § 2 Absatz 1 Satz 2 Nummer, 3 und 4 genannten
Personen oder den Mitgliedern einer Kohorte nach § 12 Absatz 1 Satz 4 besetzt
sind, oder die Übertragung von Viren durch ähnlich geeignete physische Barrieren
verhindert wird,

3. alle Teilnehmerinnen und Teilnehmer eine Mund-Nasen-Bedeckung nach
Maßgabe von § 2 Absatz 5 tragen und

4. die von den Teilnehmerinnen und Teilnehmern jeweils genutzten Sitzplätze
zusammen mit ihren jeweiligen Kontaktdaten erfasst werden.

Das Abstandsgebot aus § 2 Absatz 1 gilt für Teilnehmerinnen uncl Teilnehmer auch
dann nicht, wenn ausschließlich Mitglieder einer einzelnen Kohorte nach § 12 Absatz 1
Satz 4 sowie ihre Aufsichtspersonen an der Veranstaltung teilnehmen.
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(6) Veranstaltungen im privaten Wohnraum und dazugehörigem befriedeten Besitztum,
die den in § 2 Absatz 4 genannten Personenkreis überschreiten, sind unter den
Voraussetzungen des Absatzes 2 Satz 3 zulässig. Sie dürfen eine
Gesamtteilnehmerzahl von 150 Personen außerhalb geschlossener Räume und 50
Personen innerhalb geschlossener Räurne nicht überschreiten. Der Veranstalter hat
clie Kontaktdaten der Teilnehmer nach Maßgabe von § 4 Absatz 2 zu erheben. § 3
Absatz 3 finclet keine Anwendung.

(7) Absätze 1 bis 6 sowie § 2 Absatz 4 und § 3 gelten nicht

1. für Veranstaltungen und Einrichtungen, die der Aufrechterhaltung der öffentlichen
Sicherheit und Ordnung, cler Rechtspflege, cler Beratung von Organen öffentlich-
rechtlicher Körperschaften, Anstalten und Stiftungen oder cler Daseinsfür- uncl -
vorsorge zu dienen bestimmt sind; dies betrifft insbesondere Veranstaltungen und
Sitzungen der Organe, Organteile und sonstigen Gremien der gesetzgebenden,
vollziehenden und rechtsprechenden Gewalt sowie Einrichtungen des
Selbstorganisationsrechtes des Volkes wie Gemeindewahlausschüsse;

2. , für Zusarnmenkünfte, die aus geschäftlichen, beruflichen oder dienstlichen
Gründen, zur Durchführung von Prüfungen oder zur Betreuung erforderlich sind;

3. im Rahmen der Kindertagesbetreuung, einer außerfamiliären Wohnform oder von
Betreuungs- und Hilfeleistungsangeboten nach dem Achten Buch
Sozialgesetzbuch — Kincler- und Jugendhilfe (SGB VIII).

Bei Einrichtungen und Veranstaitungen nach Satz 1 Nummer 1 sincl Kontaktdaten nach
Maßgabe von § 4 Absatz 2 zu erheben.

(8) Absatz 1, Absatz 2 Satz 2 und Absätze 3 bis 6 gelten nicht für unaufschiebbare
Veranstaltungen von Parteien und Wählergruppen zur Aufstellung ihrer Bewerberinnen
und Bewerber nach clen jeweiligen Wahlgesetzen für unmittelbar bevorstehende'
Wahlen.

§ 6
Versaminfungen

(1) Öffentliche und nichtöffentliche Versammlungen sind unbeschadet cler Vorschriften
des Versammlungsfreiheitsgesetzes für das Land Schleswig-Holstein (VersFG SH)
vom 18. Juni 2015 (GVOBI. Schl.-H. S. 135), Ressortbezeichnungen ersetzt durch
Verordnung vom 16. Januar 2019 (GVOBI. Schl.-H. S. 30), nur zulässig, sofern eine
Teilnehmerzahl von 500 Personen außerhalb geschlossener Räume und 250
Personen innerhalb geschlossener Räume nicht überschritten wird und die Einhaltung
des Abstandsgebots gemäß § 2 Absatz 1 Satz 1 gewährieistet ist. Bei Versammlungen
in geschlossenen Räumen müssen zusätzlich die Hygienestandards gemäß § 3
Absatz 2 gewährleistet sein.
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(2) Wer eine öffentliche oder nichtöffentliche Versammlung veranstalten will, hat ein
Hygienekonzept nach Maßgabe von § 4 Absatz 1 zu erstellen. Satz 1 gilt nicht für
Spontanversammlungen nach § 11 Absatz 6 VersFG SH. Das Hygienekonzept ist
einer Anzeige nach § 11 VersFG SH beizufügen. Die Versammlungsleitung hat die
erforderlichen Maßnahmen zu treffen, um die Einhaltung des Hygienekonzepts zu
gewährleisten. Bei Versammlungen in geschlossenen Räumen hat die Leitung clie
Kontaktdaten der Teilnehmerinnen und Teilnehmer nach Maßgabe von § 4 Absatz 2
zu erheben.

(3) Die zuständigen Versammlungsbehörden können im Benehmen mit der
zuständigen Gesundheitsbehörde nach Durchführung einer auf den Einzelfall
bezogenen Verhältnismäßigkeitsprüfung abweichend von Absatz 1 Versammlungen
genehmigen, oder, sofern anders ein ausreichender Infektionsschutz nicht
gewährleistet werden kann, beschränken oder verbieten.

§ 6a
Behörden

Innerhalb von Dienstgebäuden von Behörden haben alle Personen in Bereichen, die
für einen regelmäßigen Publikumsverkehr bestimmt sincl, nach Maßgabe von § 2
Absatz 5 eine Mund-Nasen-Bedeckung zu tragen. Dies gilt nicht im direkten
kommunikativen Kontakt zwischen Bürgerinnen oder Bürgern mit Mitarbeiterinnen oder
Mitarbeitern der Behörde, wenn ein Mindestabstand von 1,5 Metern eingehalten oder
die Übertragung von Viren durch ähnlich geeignete physische Barrieren verringert
wird. Gerichte sind keine Behörden im Sinne dieser Vorschrift; sie treffen unter
Berücksichtigung ihrer Aufgaben im Rahmen ihres Hausrechts geeignete Maßnahmen
zur Eindärnmung von Infektionsgefahren.

§ 7
Gaststätten

(1) Für den Betrieb von Gaststätten im Sinne cles § 1 des Gaststättengesetzes in der
Fassung der Bekanntmachung vom 20. November 1998 (BGBI. I S. 3418), zuletzt
geändert durch Artikel 14 des Gesetzes vom 10. März 2017 (BGBI. I S. 420), gelten
folgende zusätzliche Anforderungen:

1. der Betreiber erstellt nach Maßgabe von § 4 Absatz 1 ein Hygienekonzept;

2. der Betreiber erhebt nach Maßgabe von § 4 Absatz 2 die Kontaktdaten der Gäste,

3. der Betreiber verabreicht keine alkoholischen Getränke an erkennbar Betrunkene;

4. die gleichzeitige Bewirtung von mehr als 50 Gästen erfolgt nur, wenn cias
Hygienekonzept zuvor der zuständigen Behörde angezeigt,worden ist.

(2) Diskotheken und ähnliche Einrichtungen sind zu schließen.
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§ 8
Einzelhandel

(1) Bei Verkaufsstellen des Einzelhandels ist die Kundenzahl auf eine Person je
10 Quaciratmeter Verkaufsfläche beschränkt. Bei über 200 Quadratmetern
Verkaufsfläche wird die Einhaltung der Voraussetzungen aus Satz 1 und § 3 Absatz 2
Satz 2 Nummer 1 und 2 durch mindestens eine Kontrollkraft überwacht, für jeweils
weitere 400, 800, 1.600, 3.200 und 6.400 Quadratmeter durch jeweils eine weitere
Kontrollkraft. Sätze 1 und 2 gelten nicht, wenn der Betreiber ein Hygienekonzept nach
Maßgabe von § 4 Absatz 1 erstellt und die nach § 3 Absatz 2 Satz 2 Nummer 3
obligatorischen Möglichkeiten zur Handdesinfektion im Eingangsbereich bereitstellt.
Sätze 1 und 2 gelten nicht für Einzelhandelsbetriebe für Lebens- und Futtermittel,
Wochenmärkte, Abhol- und Lieferdienste, Getränkemärkte, Apotheken,
Sanitätshäuser, Drogerien, Tankstellen, Banken und Sparkassen, Poststellen,
Reinigungen, Waschsalons, Zeitungsverkauf, Bau-, Gartenbau- und
Tierbedarfsmärkte, Lebensmittelausgabestellen (Tafeln).

(2) Die Betreiber von Einkaufszentren uncl Outlet-Centern mit jeweils mehr als 10
Geschäftslokalen haben nach Maßgabe von § 4 Absatz 1 ein Hygienekonzept zu
erstellen. Der Betrieb ist unzulässig, soweit das Hygienekonzept nicht zuvor von der
zuständigen Behörde genehrnigt worden ist.

(3) 1n Verkaufs- und Warenausgabestellen des Einzelhandels, in abgeschlossenen
Verkaufsständen und in überdachten Verkehrsflächen von Einkaufszentren haben
Kundinnen und Kunden nach Maßgabe von § 2 Absatz 5 eine Mund-Nasen-
Bedeckung zu tragen. Der lnhaber des Hausrechts hat die erforderlichen Maßnahmen
zu treffen, um die Einhaltung dieser Pflicht zu gewährleisten.

(4) Für Angebote der Kinderbetreuung im Einzelhandel und damit vergleichbare
Angebote ist ein Hygienekonzept nach Maßgabe von § 4 Absatz 1 zu erstellen. Der
Betreiber hat die Kontaktdaten nach Maßgabe von § 4 Absatz 2 zu erheben.

§ 9
Dienstleister und Handwerker

(1) Dienstleister, Handwerker und Gesundheitshandwerker dürfen Tätigkeiten am
Gesicht des Kunden nur ausführen, sofern besondere Schutzmaßnahmen die
Übertragung des Coronavirus ausschließen. Besondere Schutzmaßnahmen nach Satz
1 sind nicht erforderlich, soweit sonst aufgrund einer körperlichen, geistigen oder
psychischen Beeinträchtigung.des Kunden die Tätigkeit nicht ausgeübt werden kann.

(2) Der Betrieb des Prostitutionsgewerbes und die Erbringung sexueller
Dienstleistungen mit Körperkontakt sind untersagt.
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§10
Freizeiteinrichtungen

(1) Die Betreiber von Freizeitparks, Tierparks, Wildparks und Zoos haben nach
Maßgabe von § 4 Absatz 1 ein Hygienekonzept zu erstellen; die Betreiber von
Freizeitparks haben es vor Betriebsaufnahme der zuständigen Behörde anzuzeigen.
Bei einer für die Besucher zugänglichen Wege- und Verkehrsfläche von über 1.000
Quadratmetern ist die Überwachung der Voraussetzungen nach § 3 Absatz 2 Satz 2
Nummer 1 und 2 durch eine Kontrollkraft erforderlich; je weiterer 1.000 Quadratmeter
ist regelmäßig mindestens eine weitere Kontrollkraft erforderlich.

(2) Betreiber von Spielplätzen haben nach Maßgabe von § 4 Absatz 1 ein
Hygienekonzept zu erstellen.

(3) Anbieter von Freizeitaktivitäten in geschlossenen Räumen haben nach Maßgabe
von § 4 Absatz 1 ein Hygienekonzept zu erstellen. Die Kontaktdaten der
Besucherinnen und Besucher sind nach Maßgabe von § 4 Absatz 2 zu erheben.

(4) ln Fahrgeschäften ist nach Maßgabe von § 2 Absatz 5 eine Mund-Nasen-
Bedeckung zu tragen.

§11
Sport

(1) Für die Ausübung von Sport innerhalb und außerhalb von Sportanlagen gelten
abweichend von §§ 3 und 5 folgende Voraussetzungen:

1. das Abstandsgebot aus § 2 Absatz 1 ist einzuhalten;

2. das Kontaktverbot nach § 2 Absatz 4 gilt nicht;

3. bei der gemeinsamen Nutzung von Sportgeräten sind entsprechende
Hygienemaßnahmen einzuhalten;

4. soweit der Sport in Sportanlagen ausgeübt wird, haben Zuschauerinnen und
Zuschauer keinen Zutritt; dies gilt nicht für je eine Aufsichtsperson von
minderjährigen Sporttreibenden eines Haushalts oder im Falie der Ausrichtung von
Wettkämpfen außerhalb geschlossener Räume;

5. soweit Zuschauerinnen und Zuschauer nach Nummer 4 Zutritt haben, gelten für sie
die Anforderungen der §§ 3 und 5;

6. die Vorschriften aus § 3 Absatz 4 sind anzuwenden;

7. vom Deutschen Olympischen Sportbund oder von einzelnen Sportfachverbänden
entwickelte Empfehlungen werden vor Aufnahr-ne des Sportbetriebs umgesetzt und
vor Ort mit dem Hinweis auf deren Verbindlichkeit ausgehängt.
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(2) Sofern der Sport in geschlossenen Räumen ausgeübt wird, hat der Betreiber oder
Veranstalter nach Maßgabe von § 4 Absatz 1 ein Hygienekonzept zu erstellen, das
auch das besondere Infektionsrisiko der ausgeübten Sportart berücksichtigt. Er hat
nach Maßgabe von § 4 Absatz 2 die Kontaktdaten der Besucherinnen und Besucher zu
erheben.

(3) Für den Betrieb von Schwimm- Frei- und Spaßbädern hat der Betreiber nach
Maßgabe von § 4 Absatz 1 ein Hygienekonzept zu erstellen. Sofern es clas
Hygienekonzept ermöglicht, dass mehr als 250 Gäste gleichzeitig im Bad anwesend
sein können, hat der Betreiber das Hygienekonzept vor Betriebsaufnahme der
zuständigen Behörde anzuZeigen.

(4) Die zuständige Behörde kann für die Nutzung von Sportanlagen und
Schwimmbädern durch Berufssportlerinnen und Berufssportler, Kaderathietinnen uncl
Kaderathleten, Rettungsschwimmerinnen und Rettungsschwimmer sowie deren
Trainerinnen und Trainer und für Prüfungen und Praxisveranstaltungen im Rahmen des
Studiums an Hochschuien Ausnahmen von den Anforderungen aus den Absätzen 1 bis
3 und 5 unter der Voraussetzung zulassen, dass nach Maßgabe von § 4 Absatz 1 ein
Hygienekonzept erstellt und der Ausschluss des Zugangs für weitere Personen
sichergestellt wird. Das für Sport zuständige Ministerium ist über clie
Ausnahmegenehmigung zu unterrichten.

(5) Beim vorbereitenden Training auf Wettkämpfe und Sportprüfungen sowie bei
Wettkämpfen und Sportprüfungen gilt das Abstandsgebot aus § 2 Absatz 1 nicht. Wenn
mehr als 10 Personen teilnehmen, hat der Veranstalter nach Maßgabe von § 4 Absatz
1 ein Hygienekonzept zu erstellen, das auch das besondere infektionsrisiko der
ausgeübten Sportart berücksichtigt. Der Veranstalter hat nach Maßgabe von § 4 Absatz
2 die Kontaktdaten der Teilnehrnerinnen und Teilnehmer zu erheben. Er hat die
Konzepte und Empfehlungen der jeweiligen Sportfach- und -clachverbände
umzusetzen.

§12
Schulen und Hochschulen

(1) Auf dem Gelände von Schulen im Anwendungsbereich des Schulgesetzes ist im
Zusammenhang mit schulischen Veranstaitungen eine Mund-Nasen-Bedeckung nach
Maßgabe von § 2 Absatz 5 zu tragen. Dies gilt auch für Schülerinnen und Schüler vor
Vollendung des sechsten Lebensjahres. Ausgenommen von der Pflicht zum Tragen
einer Mund-Nasen-Bedeckung sind

1. Schülerinnen und Schüler innerhalb des Unterrichtsraumes, wenn keine anderen
Personen mit Ausnahme von Schülerinnen und Schülern derselben Kohorte und
von an der Schule tätigen Personen anwesend sind;
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2. Schülerinnen und Schüler in den ihrer Kohorte zugewiesenen Bereichen des
Schulhofs oder der Mensa, wenn ein Mindestabstand von 1,5 Meter zu Personen
außerhalb der eigenen Kohorte eingehalten wird,

3. Schülerinnen und Schüler beim Sportunterricht;

4. an Schulen tätige Personen, soweit sie ihren konkreten Tätigkeitsort erreicht haben
und die Einhaltung eines Mindestabstandes von 1,5 Metern zu anderen Personen

sichergestellt ist.

Bei schulischen Veranstaltungen außerhalb des Schulgeländes haben Schülerinnen
und Schüler sowie die sie begleitenden Personen eine Mund-Nasen-Bedeckung nach
Maßgabe von § 2 Absatz 5 zu tragen, soweit sie nicht Sport ausüben oder einen
Mindestabstand von 1,5 Metern zu Personen außerhalb der eigenen aus den
Schülerinnen und Schülern bestehenden Kohorte einhalten. Die Pflicht zum Tragen
einer Mund-Nasen-Bedeckung gilt auch für Schülerinnen uncl Schüler vor Vollendung

des sechsten Lebensjahres.

(2) Auf Schulwegen zwischen BL1S- oder. Bahnhaltestellen und cler Schule haben
Schülerinnen und Schüler eine Mund-Nasen-Bedeckung nach Maßgabe von § 2
Absatz 5 zu tragen. Dies gilt auch für Schülerinnen und Schüler vor Voilendung des
sechsten Lebensjahres. Die Pflicht zum Tragen einer Mund-Nasen-Becleckung gilt
nicht, soweit zu Schülerinnen und Schülern außerhalb der eigenen Kohorte und des
eigenen Haushalts ein Mindestabstand voñ 1,5 Metern eingehalten wird.

(3) Die Ermächtigung der Landesregierung zum Erlass von Verordnungen nach § 32
Satz 1 des Infektionsschutzgesetzes wird auf das Ministerium für Bildung,
Wissenschaft und Kultur übertragen, soweit der Schulbetrieb, der Schulweg sowie
staatliche und staatlich anerkannte Hochschulen nach § 1 Absatz 1 des
Hochschulgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vorn 5. Februar 2016
(GVOBI. Schl.-H. S. 39), zuletzt geändert durch Artikel 16 des Gesetzes vom 8. Mai
2020 (GVOBI. Schl.-H. S. 220), betroffen sind. Das Ministerium für Bildung,
Wissenschaft und Kultur kann bereichsspezifische Empfehlungen und Hinweise
erteilen.

(4) Im Übrigen werden Schulen und Hochschulen von dieser Verominung nicht erfasst.

§ 12a
Außerschulische Biiclungsangebote

Auf außerschulische Bildungsangebote finden die Vorschriften über Veranstaltungen
nach § 5 Anwendung. Soweit der Bildungszweck dies erfordert, kann von dem
Abstandsgebot aus § 2 Absatz 1 abgewichen werden, wenn alle Teilnehmerinnen und
Teilnehmer eine Mund-Nasen-Bedeckung nach Maßgabe von § 2 Absatz 5 tragen,
vergleichbar wirksame Schutzmaßnahmen ergriffen werden oder der Teilnehmerkreis
über mindestens fünf Monate irn Wesentlichen unverändert bleibt.
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§ 13
Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften

Auf rituelle Veranstaltungen cler Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften
finden § 5 Absatz 1, Absatz 2 Satz 1 und 2 und Absatz 3 bis 6 keine Anwendung. Die
Kontaktdaten der Teilnehmerinnen und Teilnehmer sind nach Maßgabe von § 4 Absatz
2 zu erheben. Von der Einhaltung des Abstandsgebots aus § 2 Absatz 1 kann unter
den Voraussetzungen des § 5 Absatz 5 Satz 3 oder 4 abgesehen werden. Die
Einhaltung des Abstandsgebots oder der Voraussetzungen aus § 5 Absatz 5 Satz 3
oder 4 ist durch geeignete Maßnahmen sicherzustellen,

§ 14
Vorsorge- und Rehabilitationseinr ichtungen

sowie Mutter-Nater-Kind-Einrichtungen

(1) Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtungen sowie Einrichtungen zur stationären
medizinischen Vorsorge und Rehabilitation für Mütter und Väter erbringen ihre
Leistungen in einern dem jeweiligen Infektionsgeschehen angemessenen Rahmen. Sie
können Betretungsbeschränkungen zum Zwecke desinfektionsschutzes erlassen. Es
gelten folgende zusätzliche Anforderungen:

1. der Betreiber hat nach Maßgabe von § 4 Absatz 1 ein Hygienekonzept zu
ersteilen, welches auch Festlegungen zur Rückreise von mit dem Coronavirus
infizierten Personen sowie zur vorläufigen Absonderung trifft;

2. externe Personen haben nach Maßgabe von § 2 Absatz 5 eine Mund-Nase-
Bedeckung zu tragen;

3. die Kontaktdaten von allen Personen, die das Geläncle der Einrichtung betreten,
sind nach Maßgabe von § 4 Absatz 2 ZLI erheben.

(2) Für Angebote der Kinclerbetreuung in Mutter-Nater-Kind-Einrichtungen ist ein
Hygienekonzept nach Maßgabe von § 4 Absatz 1 zu erstellen, welches irn Rahmen
des Regelbetriebes unter Berücksichti,gung der örtlichen Gegebenheiten die Anzahl
der gleichzeitig gemeinsarn zu betreuenden Kinder und die Teilnehmerzahl insgesamt
bei Trennung in einzeine Gruppen festlegt.

§ 14a
Krankenhäuser

(1) Zugelassene Krankenhäuser nach § 108 des Fünften Buches.Sozialgesetzbuch
Gesetzliche Krankenversicherung (SGB V) stellen ihren Versorgungsauftrag
entspreChend dem gültigen Feststellungsbescheid in einem dem jeweiligen
infektionsgeschehen angemessenen Rahmen sicher. Sie können
Betretungsbeschränkungen zum Zwecke des Infektionsschutzes erlassen.
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(2) Die unter Absatz 1 genannten Krankenhäuser, die gleichzeitig im COVID-19-
Intensivregister Schleswig-Holstein registriert sind, nehmen im Rahmen der
allgerneinen und der Notfall-Versorgung jederzeit einzelne COVID-19-Patienten
unverzüglich auf und versorgen diese medizinisch angemessen.

(3) Bei einem Anstieg der Infektionen mit dem Coronavirus haben die in Absatz 2
genannten Krankenhäuser, nach Feststellung des für Gesundheit zuständigen
Ministeriums, 25 Prozent ihrer jeweiligen Intensivkapazitäten für die Versorgung von
COVID-19-Patienten freizuhalten. Davon sind 15 Prozent durchgehend frei zu halten
und weitere 10 Prozent innerhalb von 24 Stunden für die Versorgung von COVID-19-
Patienten verFügbar vorzuhalten.

(4) Soweit die Kapazitäten des Absatzes 3 für die stationäre Versorgung bei einem
Anstieg der Infektionen mit dem Coronavirus nicht ausreichen und das für Gesundheit
zuständige Ministerium dies feststellt, erhöhen die Krankenhäuser nach Absatz 2 ihre
frei zu haltenden IntensiVkapazitäten mit der Möglichkeit zur invasiven Beatmung auf
insgesamt 45 Prozent.

§ 15
Einrichtungen und Gruppenangebote der Pflege, der Eingliederungshilfe,

der Gefährdetenhilfe sowie Frühförderstellen

(1) Für voll- unci teilstationäre Einrichtungen zur Betreuung und Unterbringung älterer,
behinderter oder pflegebedürftiger Menschen nach § 71 Absatz 2 des Elften Buches
Soziaigesetzbuch — Soziale Pflegeversicherung (SGB XI) sowie für Gruppenangebote
zur Betreuung pflegebedürftiger Menschen nach dem SGB Xl gelten folgende
zusätzliche Anforderungen:

1. der Betreiber hat nach Maßgabe von § 4 Absatz 1 ein Hygienekonzept zu erstellen,
welches bei vollstationären Einrichtungen auch Regelungen für Besuche durch
externe Personen vorsieht;

2. externe Personen haben nach Maßgabe von § 2 Absatz 5 eine Mund-Nase-
Bedeckung zu tragen;

3. die Kontaktdaten von allen Personen, die das Gelände der Einrichtung betreten,
sind nach Maßgabe von § 4 Absatz 2 zu erheben.

4. für Personen mit akuten Atemwegserkrankungen, ausgenommen Personen, die in
der Einrichtung betreut werden, gilt ein Betretungsverbot.

(2) Bewohnerinnen und Bewohner von vollstationären Einrichtungen, die akute
respiratorische Symptome oder eine Störung des Geruchs- oder Geschmackssinns
aufweisen, sind in einem Einzelzimmer mit Nasszelle unterzubringen
(Einzelunterbringung). Die Aufnahme von Bewohnerinnen und Bewohnern mit
Symptomen nach Satz 1 in vollstationäre Einrichtungen ist nur zulässig, sofern
aufgrund einer ärztlichen Diagnostik keine akute Infektion mit dem Coronavirus vorliegt,
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(3) Für Einrichtungen zur Betreuung und Unterbringung behinderter Menschen cler
Eingliederungshilfe nach § 42a Absatz 2 Nummer 2 des Zwölften Buches
Sozialgesetzbuch — Sozialhilfe (SGB Xli) und stationäre Einrichtungen der
Gefährdetenhilfe nach § 67 SGB XII gelten die Anforderungen nach Absatz 1 und 2
entsprechend.

(4) Die Betreiber von Werkstätten für behinderte Menschen nach § 219 des Neunten
Buches Sozialgesetzbuch Rehabilitation und Teilhabe von Menschen mit
Behinderungen (SGB IX) und Tagesförderstätten sowie Tagesstätten für Leistungen
nach § 81 SGB IX erstellen nach Maßgabe von § 4 Absatz 1 ein Hygienekonzept.
Absatz 1 Nummer 4 gilt entsprechend.

(5) Für Frühförderstellen nach § 35a SGB VIll und § 46 SGB IX gelten die Anforderun-
gen nach Absatz 1 entsprechend.

(6) Das für Gesundheit zuständige Ministerium erlässt bereichsspezifisch
Empfehlungen und Hinweise.

§ 16
Einrichtungen und Angebote der Kinder- und Jugendhilfe

(1) Auf Angebote von Familienzentren, Beratungsstellen und anderen Einrichtungen
nach dem SGB VIII mit höchstens 15 Teilnehmerinnen und Teilnehmern findet § 5
keine Anwendung. Die Kontaktdaten der Teilnehrner sind nach Maßgabe von § 4
Absatz 2 zu erheben.

(2) Für Angebote der Jugendarbeit nach § 11 SGB VIII und Angebote der Kinder- uncl
Jugenderholung sowie Reiseangebote ist nach Maßgabe von § 4 Absatz 1 ein
Hygienekonzept zu erstellen, welches die Reise, die Unterkunft und die geplanten
Aktivitäten berücksichtigt.

(3) Absatz 1 gilt nicht für Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe mit
Betriebserlaubnis nach § 45 SGB VIII.

(4) In Horten im Sinne von § 1 Absatz 2 Nummer 3 des Kindertagesstättengesetzes
vom 12. Dezember 1991 (GVOBI. Schl.-H. S. 651), zuletzt geändert durch Artikel 26
des Gesetzes 8. Mai 2020 (GVOBI. Schl.-H. S. 220), ist eine Mund-Nasen-Bedeckung
nach Maßgabe von § 2 Absatz 5 zu tragen. Dies gilt auch für im Hort betreute Kinder
vor Vollendung des sechsten Lebensjahres. Die Ausnahmen aus § 12 Absatz 1 Satz 3
gelten entsprechend.
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§ 17
Beherbergungsbetriebe

Für Hotels und andere Beherbergungsbetriebe gelten folgende zusätzliche
Anforderungen:

1. Der Betreiber erstellt nach Maßgabe von § 4 Absatz 1 ein Hygienekonzept;

2. die Kontakklaten der Besucherinnen und Besucher werden nach Maßgabe von § 4
Absatz 2 erhoben.

§ 18
Personenverkehre

(1) Bei der Nutzung des öffentlichen Personennah- und -fernverkehrs einschließlich
Taxen, Schulbussen oder vergleichbarer Transportangebote gilt das Abstandsgebot
aus § 2 Absatz 1 nicht. Kunden haben nach Maßgäbe von § 2 Absatz 5 eine Mund-
Nasen-Bedeckung zu tragen. Dies gilt nicht in abgeschlossenen Räumen, in denen
sich nur Personen aufhalten, für die clas Abstandsgebot nach § 2 Absatz 1 Satz 2 nicht
gilt. § 3 findet keine Anwendung.

(2) Bei Reiseverkehren zu touristischen Zwecken gilt das Abstandsgebot aus § 2
Absatz 1 nicht. Kunden haben im lnnenbereich des Verkehrsmittels nach Maßgabe
von § 2 Absatz 5 eine Mund-Nasen-Bedeckung zu tragen, wenn sie

1. sich nicht auf einern Sitzplatz befinden oder

2. einen Mindestabstand von 1,5 Metern zu anderen Fahrgästen unterschreiten; bei
Personengruppen nach § 2 Absatz 1 Nummer 3 oder 4 oder den Mitgliedern einer
Kohorte nach § 12 Absatz 1 Satz 4 ist der Abstand der Gruppenmitglieder zu
anderen Fahrgästen maßgeblich.

Der Betreiber erstellt nach Maßgabe von § 4 Absatz 1 ein Hygienekonzept uncl erhebt
nach Maßgabe von § 4 Absatz 2 die Kontaktdaten der Kunden. Reiseverkehre, die
Schleswig-Holstein nur durchgueren und bei denen die Kunden das Verkehrsmittel
nicht verlassen, werden von dieser Verordnung nicht erfasst.

§ 19
Kritische šnfrastrukturen

(1) Die zuständigen Behörden können bei Maßnahmen nach § 28 des
infektionsschutzgesetzes in geeigneten Fällen danach unterscheiden, ob Personen
oder ihre Angehörigen zu kritischen infrastrukturen gehören. Das ist der Fall, wenn die
berufliche oder gewerbliche Tätigkeit für die Kernaufgaben der jeweiligen infrastruktur
relevant ist.

(2) Kritische infrastrulduren im Sinne von Absatz 1 sind folgende Bereiche:
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1. Energie: Strom-, Gas-, Kraftstoff-, Heizöl- und Fernwärmeversorgung gemäß § 2
BSI-Kritisverordnung (BSI-KritisV) vom 22. April 2016 (BGBI. 1S. 958), zuletzt
geändert durch Artikel 1 der Verordnung vom 21. Juni 2017 (BGBI. I S. 1903);

2. Wasser: Offentliche Wasserversorgung und öffentliche Abwasserbeseitigung
gemäß § 3 BSI-KritisV, Gewässerunterhaltung, Betrieb von
Entwässerungsanlagen;

3. Ernährung, Futtermittelhersteller, Hygiene (Produktion, Groß- uncl Einzelhancle1),
einschließlich Zulieferung und Logistik, gemäß § 4 BSI-KritisV;

4. Informationstechnik uncl Telekommunikation einschließlich der Einrichtung zur
Entstörung und Aufrechterhaltüng cler Netze gemäß § 5 BS1-KritisV;

5. Gesundheit: Krankenhäuser, Rettungsdienst, ambulante, stationäre und
teilstationäre Pflege, Niedergelassener Bereich, Angehörige der Gesundheits- und
Therapieberufe; Medizinproduktehersteller, Arzneimittelhersteller und -
großhändler, Hebammen, Apotheken, Labore, Sanitätsdienste der Bundeswehr
gemäß § 6 BS1-KritisV sowie clie für den orclnungsgemäßen Betrieb eines
Krankenhauses sowie einer stationären Pflegeeinrichtung erforderlichen
Dienstleistungen (Nahrungsversorgung, Hauswirtschaft, Reinigung), notwendige
medizinische Dienstleistungen für die Tiergesundheit;

6. Finanzen und Bargeldversorgung gemäß § 7 BSI-KritisV;

7. ArbeitsvenNaltung, Jobcenter uncl andere Sozialtransfers;

8. Transport und Verkehr, einschließlich der Logistik für die kritischen 1nfrastrukturen,
öffentlicher Personennahverkehr, gemäß § 8 BSI-KritisV,

9. Entsorgung, insbesondere Abfallentsorgung;

10. Medien und Kultur: Risiko- und Krisenkommunikation;

11. Kernaufgaben der öffentlichen Verwaltung, insbesondere Regierung und
Parlament, Polizei, Verfassungsschutz, Feuerwehr, Katastrophenschutz,
Steuerverwaltung, Justiz, Veterinärwesen, Küstenschutz, Hochwasserschutz;

12. Lehrkräfte und alle weiteren in Schulen Tätige; in Kindertageseinrichtungen Tätige
sowie Kindertagespflegepersonen;

13. Leistungsangebote der Eingliederungshilfe nach dem SGB IX, stationäre
Gefährdetenhilfe, stationäre Einrichtungen der Jugendhilfe uncl ambulante sowie
teilstationäre Angebote der Jugendhilfe als notwendige Voraussetzung für die
Gewährleistung des Kindeswohls nach dem SGB VIII;

14. Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte, Notarinnen und Notare,
• Steuerberaterinnen und Steuerberater, Berufsbetreuerinnen und Berufsbetreuer

und deren Kanzleipersonal;
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15. Sicherheitspersonal, Hausmeister und Gebäudereiniger für die zuvor aufgeführten
Bereiche.

§ 20
Befugnisse und Pflichten der zuständigen Behörden

(1) Die zuständigen Behörden können auf Antrag Ausnahmen von den Geboten und
Verboten aus §§ 5 bis 18 genehmigen, soweit die dadurch bewirkten Belastungen im
Einzelfall eine besondere Härte darstellen und die Belange des Infektionsschutzes nicht
überwiegen.

(2) Die Befugnis der zuständigen Behörden, weitergehende Maßnahrnen zum Schutz
vor Infektionen nach dem Infektionsschutzgesetz zu treffen, bleibt von dieser
Verordnung unberührt. Dies gilt insbesondere für Betretungsverbote zur Regulierung
des Tagestourismus, um das Infektionsgeschehen kontrotlieren zu können.
Allgemeinverfügungen sind dem für Gesundheit zuständigen Ministerium spätestens
mit Bekanntgabe anzuzeigen.

(3) Besteht die Gefahr, dass in einem Kreis oder in einer kreisfreien Stadt innerhalb
eines Zeitraums von sieben Tagen 50 und mehr Neuinfektionen pro 100.000
Einwohnern auftreten, haben die zuständigen Behörden dies dem für Gesundheit
zuständigen Ministerium frühzeitig anzuzeigen und die erforderlichen Maßnahmen
abzustimrnen. Bei Auftreten von eingrenzbaren Erkrankungshäufungen in
Einrichtungen können die Maßnahmen auf diese beschränkt werden.

§ 21
Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig nach § 73 Absatz la Nummer 24 des Infektionsschutzgesetzes
handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig

I. entgegen § 2 Absatz 1 Satz 1 den Mindestabstand trotz wiederholter Aufforderung
durch eine Ordnungskraft nicht einhält;

2. entgegen § 2 Absatz 4 an einer Ansammlung im öffentlichen Raum oder einer
Zusammenkunft zu privaten Zwecken teilnimmt;

3. entgegen § 3 Absatz 2 Satz 2 nicht die erforderlichen Maßnahmen trifft, um die
Einhaltung der in § 3 Absatz 2 Satz 2 Nummern 1 bis 5 genannten
Hygienestandards zu gewährleisten;

4. entgegen § 3 Absatz 3 dort genannte Aushänge nicht anbringt;

5. entgegen § 3 Absatz 4 Satz 3 die Nutzung von Saunen, Whirlpools oder
vergleichbaren Einrichtungen zulässt;
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6. entgegen § 3 Absatz 4 Satz 2, § 5 Absatz 2 Satz 3 Nummer 1, auch in Verbindung
mit Absatz 6 Satz 1, § 6 Absatz 2 Satz 1, § 7 Absatz 1 Nummer 1, § 8 Absatz 2
Satz 1 oder Absatz 4, § 10 Absatz 1 Satz 1, § 10 Absatz 3 Satz 1, § 11 Absatz 2
•Satz 1, Absatz 3 Satz 1, Absatz 4 Satz 1 und Absatz 5 Satz 2, § 14 Absatz 1 Satz 3
Nummer 1, § 14 Absätz 2, § 15 Absatz 1 Nummer 1, auch in Verbindung mit
Absatz 3 oder 5, Absatz 4, § 16 Absatz 2, § 17 Absatz 1 Nummer 1 oder § 18
Absatz 2 Satz 3, jeweils in Verbindung•mit § 4 Absatz 1, kein oder kein
vollständiges Hygienekonzept erstellt;

7. entgegen § 4 Absatz 1 Satz 3 nicht die erforderlichen Maßnahmen trifft, um die
Einhaltung eines Hygienekonzepts zu gewährleisten;

8. entgegen § 4 Absatz 1 Satz 4 ein Hygienekonzept nicht vorlegt oder Auskünfte
nicht erteilt;

9. entgegen § 5 Absatz 3 Satz 2, Absatz 5 Satz 2 oder Absatz 6 Satz 3, § 6 Absatz 2
. Satz 5, § 7 Absatz 1 Numrner 2, § 10 Absatz 3 Satz 2, § 11 Absatz 2 Satz 2 und

Absatz 5 Satz 3, § 14 Absatz 1 Satz 3 Nurnmer 3, § 15 Absatz 1 Numrner 3, auch
in Verbindung mit Absatz 3, § 16 Absatz 1 Satz 2, § 17 Absatz 1 Nurnmer 2 oder
§ 18 Absatz 2 Satz 3, jeweils in Verbinclung mit § 4 Absatz 2, Kontaktdaten nicht
erhebt;

10. entgegen § 4 Absatz 2 Satz 1 ocler 2 Kontaktdaten nicht aufbewahrt ocler nicht
•übermittelt;

11. entgegen § 5 Absatz 2 Satz 2 in Verbindung mit Absatz 3, 4 oder 5 oder entgegen
§ 5 Absatz 6 eine Veranstaltung clurchführt;

12. entgegen § 6 Absatz 2 Satz 4 als Leiter einer Versammlung nicht die erforderlichen
Maßnahmen trifft, um die Einhaltung des Hygienekonzepts zu gewährleisten;

13. entgegen § 7 Absatz 1 Nummern 3 bis 4 eine Gaststätte betreibt;

14. entgegen § 7 Absatz 2 dort genannte Einrichtungen geöffnet hält;

15. entgegen § 8 Absatz 1 Satz 2 oder § 10 Absatz 1 Satz 2 nicht die erforderlichen
Kontrollkräfte einsetzt;

16. entgegen § 8 Absatz 2 Satz 2 ein Einkaufszentrum oder Outlet-Center ohne
genehmigtes Hygienekonzept betreibt;

17. entgegen § 9 Absatz 1 Tätigkeiten am Gesicht eines Kunden ausführt;

18. entgegen § 9 Absatz 2 ein Prostitutionsgewerbe betreibt oder sexuelle
Dienstleistungen mit Körperkontakt erbringt,

19. entgegen § 15 Absatz 2 Satz 1 Bewohnerinnen und Bewohner nicht in einem
Einzelzimmer mit Nasszelle unterbringt;
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20. entgegen § 15 Absatz 2 Satz 2 Bewohnerinnen und Bewohner in vollstationäre
Einrichtungen aufnimmt.

(2) Ordnungswidrig nach § 73 Absatz la Nummer 24 des Infektionsschutzgesetzes
handelt, wer vorsätzlich

1. entgegen § 4 Absatz 2 Satz 6 falsche Kontaktdaten angibt;

2. entgegen § 8 Absatz 3 Satz 1, § 10 Absatz 4, § 14 Absatz 1 Satz 3 Nummer 2,
§ 15 Absatz 1 Nummer 2, § 18 Absatz 1 Satz 2 oder Absatz 2 Satz 2, jeweils in
Verbindung mit § 2 Absatz 5, trotz mehrfacher Aufforderung durch eine
Ordnungskraff keine Mund-Nasen-Bedeckung trägt.

§ 22
Inkrafttreten; Außerkrafttreten

Diese Verordnung tritt am 2. September 2020 in Kraft. Sie tritt.mit Ablauf des 4.
Oktober 2020 außer Kraft.

Die vorstehende Verordnung wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.

Kie1,1 September 2020

DänieMünther

terpräsident

Dr. Heiner Garg

Minister für Soziales, Gesundheit, Jugend,
Familie und Senioren
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Begründung:

A. Allgemein

Nach Ausbruch der Corona-Pandemie hat die Landesregierung mit zahlreichen Maß-
nahrnen zur Bekämpfung übertragbarer Krankheiten reagiert. Auf der Grundlage von
§ 32 Satz 1 Infektionsschutzgesetz erging erstmals am 17. März 2020 die Landesver-
ordnung über Maßnahmen zur Bekämpfung der Ausbreitung des neuartigen Coronavi-
rus SARS-CoV-2 in Schleswig-Holstein (SARS-CoV-2-Bekämpfungsverordnung —
SARS-CoV-2-BekämpfV). Diese Verordnung ist seitdem mehrfach überarbeitet, neuge-
fasst und geändert worden.

Die mehrfachen Neufassungen und Änderungen der Verordnung waren notwendig, weil
der Fortgang der Corona-Pandernie der kontinuierlichen und fortwirkenden Beobach-
tung durch die Landesregierung unterliegt und jeweils eine Anpassung an die aktuelle
Pandernie-Situation erfolgte. Der Landesregierung war und ist sich dabei bewusst, dass
durch die Verordnung in der Vergangenheit in Grundrechte eingegriffen wurde und ge-
genwärtig in vvesentlichen Bereichen in elementare Grundrechte der Bürgerinnen und
Bürger cies Landes Schleswig-Holstein und darüber hinaus eingegriffen wird. Dies hat
seinen Grund darin, dass die Pandemie nach wie vor nicht in dem Umfang zum Still-
stand gebracht werden konnte, der Beschränkungen entbehrlich gemacht hätte. Es be-
darf weiterhin erheblicher grundrechtseinschränkender Maßnahmen zur Eindämmung
der Infektion. Gleichzeitig prüft die Landesregierung kontinuierlich, ob nicht die Verhäit-
nismäßigkeit des staatlichen Handelns im weiteren Sinne eine Modifizierung der Maß-
nahmen nötig macht und damit weniger grundrechtseinschränkende Wirkungen für die
Bürgerinnen und Bürger möglich sind. Dementsprechend waren auch die vergangenen
Verordnungen dadurch gekennzeichnet, dass die zunächst umfassenclen Grund-
rechtseinschränkungen Schritt für Schritt abgemildert werden konnten.

Derzeit zeichnet sich ab, dass es grundsätzlich gelungen sein könnte, die Infektions-
kurve so abzuflachen, dass damit eine befürchtete Überforderung des Gesundheitswe-
sens im Lande abgewendet werden konnte. Gleichzeitig ist jedoch festzustellen, dass
die Infektionszahlen wieder steigen und dass es auch im Einzelfall immer wieder zu
zeitlich begrenzten Ausbruchsgeschehen kommt. In Abwägung dieser Gesichtspunkte
und um den erzielten Erfolg dabei nicht zunichte zu machen, müssen sämtliche weite-
ren Lockerungs- und Anpassungsschritte maßvoli und mit Augenmaß erfolgen. Es kann
nicht in einem einzigen großen Schritt jegliche Freiheit umfassend wiederhergestellt
werden. Die Gefahr einer Rückkehr zu einem dynamischen ünci exponentiellen Verlauf
der infektionszahlen wäre hierbei zu groß. Das deshalb anzuwendende Konzept des
stufenweisen Hochfahrens setzt nach wie vor Einschränkungen ineesondere hygieni-
scher und kapazitätsmäßiger Art bei der weiteren Öffnung voraus. Welche konkreten
Bereiche des öffentlichen Lebens in welchem Umfang wieder eine Öffnung erfahren
sollen, die infektionsschutzrechtlich vertretbar ist, hat der Verordnungsgeber unter Ab-
wägung der verschiedenen Belange des Grundrechtsschutzes und weiterer, auch
volkswirtschaftlicher Gesichtspunkte Zil entscheiden. Dabei kommt ihm eine weite Ein-
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schätzungsprärogative zu. Auch die aktuellen Maßnahmen werden fortlaufend evalu-
iert, um ihre Geeignetheit, Erforderlichkeit und ihre Verhältnismäßigkeit im engeren
Sinne zu überprüfen.

Die Landesregierung hat deshalb den Geltungszeitraum für diese Verordnung wiede-
rum begrenzt, um sehr zeitnah auf Änderungen in der Pandemiesituation reagieren und
die erforderlichen Maßnahmen weiter anpassen zu können.

Auch die vorliegende Neufassung der Verordnung führt in der Abwägung zwischen den
Grundrechtsbeeinträchtigungen, die trotz der bereits erfolgten Lockerungen der Maß-
nahmen nach wie vor bestehen, einerseits und dem Schutz vor den erheblichen Ge-
sundheitsgefahren, die trotz der Abflachung der infektionskurve nach wie vorgegeben
sind unci sich in einzeinen, zurn Teil gravierenden Ausbruchsgeschehen immer wieder
manifestieren, andererseits zu weiteren verantwortbaren Erleichterungen. Änderungen
sind insbesondere im Rahmen des § 5 (Veranstaltungen) erfolgt. § 6 a (Behörden)
wurde neu eingefügt.

B. lm Einzelnen

Zu § I (Grundsätze)

Absatz 1 beschreibt den Zweck, clen die Verordnung verfolgt. Um die Corona-SARS-
CoV-2-Pandemie wirksarn und zielgerichtet bekämpfen zu können, ist es notwendig,
die Übertragung durch Verfolgung von infektionswegen nachvollziehen ZU können und
die Aufrechterhaltung von medizinischen Kapazitäten zur Behandlung des Coronavirus
zu gewährleisten.

Absatz 2 erkennt an, dass die Verordnung durch ihre Ge- und Verbote freiheitsbe-
schränkend wirkt. Gleichzeitig stellt er klar, dass Pflicht und Zwang nur dort eingreifen
sollen, wo dies unumgänglich erscheint. Wesentlich und vorrangig für die Umsetzung
ist die Eigenverantwortung der Bürgerinnen und Bürger.

Zu § 2 (Aligemeine Anforderungen an die Hygiene; Kontaktbeschränkungen)

Die Vorschrift beinhaltet die allgemeinen Hygieneanforderungen und die notwendigen
Kontaktbeschränkungen, die zur Bekämpfung des Virus von jedermann einzuhalten
sind. Die Übertragung von SARS-CoV-2 erfolgt hauptsächlich über Tröpfchen, die aus
dem Nasen-Rachenraum abgegeben werden. Infizierte können bereits vor Symptombe-
ginn ansteckend sein. Es wird davon ausgegangen, dass schon am Tag vor dem
Symptombeginn eine hohe Ansteckungsfähigkeit besteht. Auch asymptomatische Per-
sonen können das Virus übertragen. Daher sind Schutzmaßnahmen nicht nur beim
Auftreten von Symptomen geboten; derartige Maßnahmen sind vielmehr generell zu
treffen.
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Um das Risiko der Übertragung zu minimieren, sind daher im privaten und öffentlichen
Raum das Einhalten eines Mindestabstands von 1,5 Metern und die Begrenzung von
Kontakten die wesentlichen Maßnahmen. Der private Raum umfasst den privaten
Wohnraum und das dazugehörige befriedete Besitztum (insbesondere den Garten).
Der öffentliche Raum umfasst alle Orte, die nicht zum privaten Raum gehören. Entspre-
chend sind das diejenigen Orte, die für die Allgemeinheit geöffnet oder zugänglich sind,
unabhängig davon, ob sich der Ort im Freien oder in geschlossenen Räumen befindet.

Das Abstandsgebot aus Absatz 1 ist einzuhalten, wo immer dies möglich ist. Ange-
sichts der Vielfalt sozialer Situationen sind sehr unterschiedliche Ausnahmen denkbar.
So können hilfs- oder betreuungsbedürftige Personen auf eine körperliche Unterstüt-
zung angewiesen sein oder der Weg zur Arbeitsstätte kann die Benutzung von übermä-
ßig besetzten Verkehrsmitteln des Öffentlichen Personennah- und Fernverkehrs erfor-
derlich machen. Kann der Mindestabstand vorübergehend nicht eingehalten werden, ist
er möglichst rasch wiederherzustellen. Das Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung be-
freit nicht von der Einhaltung des Abstandsgebots, es sei denn, eine Regelung in der
Verordnung erlaubt clies ausdrücklich. Zu der Unterschreitung des Mindestabstands
aus rechtlichen Gründen gehört beispielsweise clie Tätigkeit der Polizei bei Benutzung
ihrer Fahrzeuge. Auch Prüfungen stellen solchen rechtliche Ausnahmen dar.

Das Abstandsgebot gilt nach Nummer 2 nicht, wenn geeignete physische Barrieren vor-
handen sind, z.B. Plexiglasscheiben, die in Länge, Breite uncl Höhe derart dimensio-
niert sind, dass eine Tröpfchenübertragung zwischen Personen vermieden wird.

Ausgenommen vom Abstandsgebot nach Nummer 3 sind auch Zusarnmenkünfte zu ei-
nem gemeinsamen privaten Zweck von bis zu 10 Personen. Mit dem Begriff „zu einem
gemeinsamen privaten Zweck" wird klargestellt, dass sich die Personen bewusst ent-
scheiclen, als Gruppe etwas gemeinsam zu unternehmen. Häufig kennen sich die Per-
sonen persönlich, notwendig ist das jedoch nicht. Auch muss die Gruppe nicht von vor-
neherein feststehen, es können auch später bewusst und im Einvernehmen mit clen
bisherigen Mitgliedern der Gruppe neue Personen dazu stoßen, sofern die Personen-
zahl nicht 10 übersteigt. Dies gilt beispielsweise für gemeinsames — auch vereinsge-
bundenes - Sporttreiben oder gemeinsame Gaststättenbesuche. Eine Zusammenkunft
zu einem gemeinsamen privaten Zweck ist hingegen zu verneinen, wenn beispiels-
weise ein Gastwirt einer Gruppe von 6 Personen, ihnen unbekannte weitere 4 Perso-
nen an den Tisch setzen möchte, da der Verordnungsgeber nicht das Abstandsgebot
generell für alle Zusammenkünfte von 10 Personen aufgehoben hat. Die Gruppengröße
ist zudem laut Verordnung auf 10 Personen begrenzt. Es ist nicht zulässig, durch im-
mer wieder neue Zusammensetzung der Gruppe den sonst vorgeschriebenen Abstand
von 1,5 Metern zu unterschreiten. Beispielsweise ist es nicht erlaubt, bei einer Veran-
staltung von 50 Personen jeweils 5 Gruppen ä 10 Teilnehmer zu bilden, die sich unter-
einander jedoch mischen und den Mindestabstand unterschreiten, und nur zwischen
den 10-er Gruppen den Abstand von 1,5 Metern zu wahren. Auch die Angehärigen des
eigenen Haushaltes dürfen sich zu einem gemeinsamen privaten Zweck nach Num-
mer 4 mit den Angehörigen eines weiteren Haushaltes treffen, ohne den Mindestab-
stand einzuhalten. Bei der Zusamrnenkunft dieser beiden Hausstände gibt es keine
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Personenzahlbegrenzung. Die Unterschreitung des Mindestabstandes bei Zusammen-
künften nach Nummer 3 und 4 gilt unabhängig von dem Ort des Treffens; gilt also für

den privaten und öffentlichen Raum.

Die Umsetzung des Abstandsgebots erfordert in besonderem Maße die Eigenverant-

wortung der Bürgerinnen und Bürger.

Dies gilt auch für das Gebot aus Absatz 2, Kontakte mit Personen außerhalb des eige-
nen Haushalts auf ein Minimum zu reduzieren. Auch hier hängt die Bestimmung dieses
Minimums von den Umständen des Einzelfalls ab und bleibt letztlich in der Verantwor-
tung des Einzeinen.

Absatz 3 verweist auf die Hinweise und Empfehlungen zu Schutzmaßnahmen der Mini-
sterien und Fachinstitutionen des Bundes (zum Beispiel Robert Koch-lnstitut, Bundes-
zentrale für gesundheitliche Aufklärung, örtliche Gesundheitsbehörden pp.), die von je-
dermann beachtet werden sollen. Nach dieser Norm können auch Ministerien Ernpfeh-
lungen veröffentlichen.

Das Kontaktverbot nach Absatz 4 wird mit dem Abstardsgebot nach Absatz 1 Num-
mern 3 und 4 synchronisiert. Ansarnmlungen im öffentlichen Raum und Zusammen-
künfte zu einem gemeinsarnen privaten Zweck sind mit bis zu 10 Personen zulässig.
Erlaubt ist auch ein Treffen von zwei verschiedenen Haushalten ohne Personenzahlbe-
grenzung. In beiden Konstellationen entscheiden sich die Personen bewusst, als
Gruppe etwas gemeinsam Zli unternehmen. Sie kennen sich häufig persönlich (siehe
hierzu auch die Ausführungen zum Abstandsgebot nach § 2 Absatz 1 Satz 2 Nurnmer
3). Private Zusammenkünfte werden dabei weitergehenden Beschränkungen unterwor-
fen als sonstige Zusammenkünfte, da im vertrauten Personenkreis Hygienebestimmun-
gen erfahrungsgemäß laxer gehandhabt werden und zudem eine Überwachung solcher
Zusammenkünfte schwerer möglich ist. Das Kontaktverbot gilt im Übrigen dort explizit
nicht, wo diese Verordnung Ausnahmen definiert, zum Beispiel in § 5 Absatz 6 für Ver-
anstaltungen in privaten Räumen mit bis zu 50 Personen.

Eine Pflicht zum Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung besteht nur, soweit dies in der
Verordnung besonders angeordnet ist. Für diese Fälle regelt Absatz 5 die Anforderun-
gen an die Muncl-Nasen-Bedeckung und die stets geltenden Ausnahmen. Als Mund-
Nasen-Bedeckung kommt jeder Schutz in Betracht, der aufgrund seiner Beschaffenheit
geeignet ist, eine Ausbreitung von übertragungsfähigen Tröpfchenpartikeln durch Hus-
ten, Niesen oder Aussprache zu verringern, unabhängig von der Kennzeichnung oder
einer zertifizierten Schutzkategorie. ln Betracht kommen etwa aus Stoff genähte Mas-
ken, Schals, Tücher, Schlauchschals oder clurchsichtige Schutzvorrichtungen aus
Kunststoff. Dagegen reicht es nicht aus, Mund und Nase nur mit Hand oder Arm abzu-
decken. Auch die Verwendung einer Maske mit Ausatemventil reicht nicht aus, um der
Verpflichtung zum Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung nachzukommen.

Die Mund-Nasen-Bedeckung bedarf auch keiner Zertifizierung, wie sie beispielsweise
bei Medizinprodukten verlangt wird. Ausdrückiich nicht erforderlich ist das Tragen von
Medizinprodukten wie Schutzmasken oder ein Mund-Nasen-Schutz. Diese sollen
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grundsätzlich medizinischem Personal und Pflegepersonal vorbehalten sein. Medizini-
sche Schutzrnasken sind zudem zur Vermeidung der Ausbreitung, also zum vorrangi-
gen Schutz der anderen Personen, nicht immer geeignet. Zum Beispiel dienen FFP-
Masken („filtering face piece") mit einem Explorationsventil ausschließlich dem Eigen-
schutz und sind zum Fremdschutz ungeeignet, da durch das Ventil die Tröpfchen des
Trägers gezielt in die Umgebung abgegeben werclen. Eine Ausnahme zum Tragen sol-
cher Masken stellen entsprechende medizinische lndikationen dar.

Der Träger einer Mund-Nasen-Bedeckung hat darauf zu achten, dass Mund und Nase
beirn Aufenthalt in den öffentlich zugänglichen Bereichen becleckt bleiben. Die Anforde-
rung an die Einhaltung von notwendigen Mindestabstänclen und Hygieneanforderungen
werden durch das Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung nicht ersetzt.

Von der Tragepflicht ausgenommen sind Kinder bis zum vollendeten sechsten Lebens-
jahr. Damit wird dem Umstand Rechnung getragen, dass Kinder unter sechs Jahren re-
gelmäßig nicht in der Lage sein werclen, clauerhaft und sicher mit einer solchen Mund-
Nasen-Bedeckung umzugehen.

Auch Personen, die aufgrund körperlicher, geistiger oder psychischer Beeinträchtigung
(einschließlich Behinderungen) nicht in der Lage sind, eine Muncl-Nasen-Bedeckung zu
tragen, sind von der Tragepflicht ausgenommen. Das betrifft insbesondere einen Per-
sonenkreis, für den auch Bedeckungsalternativen nicht in Frage kommen. Menschen
mit Hörbehinderungen und Menschen mit Sprachbehinderungen dürfen eine Mund-Na-
sen-Bedeckung auch abnehmen, soweit dies zurn Zwecke der Kommunikation rnit an-
deren erforderlich ist.

An einen Nachweis sind keine hohen Anforclerungen zu stellen. Ein Nachweis kann ein
Schwerbehindertenausweis, Allergikerausweis oder ähnliches sein, verbunden mit der
Glaubhaftmachung des Betroffenen, class aufgrund medizinischer oder psychischer Be-
einträchtigung clas Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung nicht möglich ist. Nicht erfor-
derlich ist die Vorlage einer ärztlichen Bestätigung. Solite diese aus Sicht cles Betroffe-
nen aber hilfreich sein, dann muss daraus lediglich zu erkennen sein, dass diese Be-
stätigung von einer approbierten Ärztin bzw. einem approbierten Arzt ausgestellt wor-
den ist uncl derjenige, der sich auf diese Ausnahme beruft, daraus erkennbar ist. Eine
gesonclerte Begründung der Ärztin bzw. des Arztes ist dabei nicht erforderlich und ge-
wollt. Vergleichbare Bescheinigungen können auch von Psychotherapeutinnen und
Psychotherapeuten ausgestellt werden.

Die Verpflichtung, eine Mund-Nasen-Bedeckung ZU tragen, richtet sich an den Kunden-
kreis und nicht an das Verkaufspersonal. Deren Schutz ist durch die Arbeitgeberinnen
und Arbeitgeber im Rahmen des Arbeitsschutzes gesondert herzustellen und wird bei-
spielsweise durch die installation von besonderen Schutzvorrichtungen z. B. an den
Kassen (Plexiglasabtrennungen oder -kabinen) oder durch Trennwände bereits heute
sichergestellt.
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Zu § 3 (Allgemeine Pflichten bei Einrichtungen mit Publikumsverkehr, bei
Veranstaltungen und Versammlungen)

§ 3 regelt die allgemeinen Pflichten für die Betreiber von Einrichtungen mit Publikums-
verkehr, für die Ausrichter von Veranstaltungen nach § 5 sowie für die Leiter von Ver-
sammlungen nach § 6.

Zu den Einrichtungen mit Publikumsverkehr gehören insbesondere auch sämtliche Kul-
tureinrichtungen, wie z.B. Theater, Museen und Gedenkstätten. lm Text der Verord-
nung müsse.n cliese nichi mehr explizit genannt werden, cla Kultureinrichtungen unter
den Voraussetzungen des § 3 öffnen können.

Kultureinrichtungen können gleichzeitig Freizeiteinrichtungen im Sinne von § 10 Ab-
satz 3 sein und haben die dortigen Voraussetzungen für solche in geschlossenen Räu-
rnen einzuhalten. Finden in Kultureinrichtungen Veranstaltungen statt, gilt darüber hin--
aus § 5.

Die Ausübung von Sport (einschließlich der Veranstaltung von Sportereignissen und
dem Betrieb von Sportanlagen) ist nach § 11 vom Anwendungsbereich dieser Vorschrift
ausgenommen; insoweit sind in jener Vorschrift speziellere Regelungen enthalten. Bei
den anderen in §§ 7 bis 10 und 12 bis 17 sowie § 18 Absatz 2 geregelten Einrichtungen
treten die clort normierten besonderen Anforderungen neben die allgemeinen Pflichten
aus § 3 und ggf. clen besoncleren Anforderungen an die Hygiene aus § 4. Die Regelun-
gen cles § 2, die jeder einzuhalten hat, gelten clemnach auch in den Einrichtungen mit
Publikumsverkehr, Veranstaltungen und Versammlungen.

Auf die Einhaltung der arbeitsschutzrechtlichen Vorschriften wird zudem in Satz 2 hin-
gewiesen. Soweit nach diesen arbeitsschutzrechtlichen Vorgaben clas Tragen einer
Mund-Nasen-Bedeckung für die Kunden und/oder die Beschäftigten vorgegeben wird,
sind diese einzuhalten.

Nach Absatz 2 Satz 1 sollen die Empfehlungen und Hinweise der zuständigen öffentli-
chen Stellen beachtet werden, wozu auch die Ministerien gehören; dies entspricht § 2
Absatz 3. Dies setzt voraus, class sich die Betreiber von Einrichtungen regelmäßig über
den jeweils aktuellen Stand der Empfehlungen und Hinweise kundig machen, was über
das internet ohne unzumutbaren Aufwand jederzeit möglich ist.

Soweit sich aus § 2 Pflichten für die Besucherinnen und Besucher bzw. Teilnehmerin-
nen und Teilnehmer ergeben, hat der Betreiber, der Veranstalter oder der Versamm-
lungsleiter nach Absatz 2 Satz 2 im Rahmen seiner organisatorischen Möglichkeiten zu
gewährleisten, dass die Pflichten eingehaften werden. Dabei stehen ihm insbesondere
das Direktionsrecht gegenüber Angestellten sowie das Hausrecht zur Verfügung. Als
geeignete Maßnahme kommt beispielsweise in Betracht, auf das Verhalten der Besu-
cherinnen und Besuchern zu achten, sie bei Verstößen mit dem im Einzelfall gebotenen
Nachdruck zur Einhaltung der Hygienestandards anzuhalten und sie erforderlichenfalls
der Einrichtung zu verweisen.
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Absatz 2 Satz 3 Nummer 3 fordert, class in geschlossen Räumen Möglichkeiten für Be-
sucherinnen und Besucher bestehen müssen, sich die Hände waschen oder desinfizie-
ren zu können. Für die Verhinderung der Übertragbarkeit des Coronavirus ist die Hand-
hygiene von elementarer Bedeutung. Die Übertragung der infektion erfolgt über Sek-
rete des Respirationstraktes. Wenn die infektiösen Sekrete an die Hände gelangen, ist
es möglich, class über diese eine Übertragung stattfinclet. Wichtig bleibt die Händehygi-
ene, neben der Einhaltung im medizinischen Bereich, vor allem auch vor dem Verzehr
von Lebensrnitteln oder nach Kontakten zu Oberflächen im öffentlichen Raum. Zur
Händehygiene gehören das Waschen der Hände mit Wasser und Seife, oder — falls
dies örtlich bedingt nicht durchführbar ist - die Händedesinfektion. Beide Maßnahrnen
sind bei korrekter Durchführung wirksam. Die Hinweise der öffentlichen Stellen zur kor-
rekten Umsetzung sind zu beachten. Außerhalb des medizinischen und pflegerischen
Bereiches bietet eine Händedesinfektion in Situationen, wo die Hände auch gewaschen
werden können, keinen Vorteil in Bezug auf die lnaktivierung von SARS-CoV-2. Sofern
eine Händedesinfektion erfolgt, ist auf die Verwendung eines adäquaten Desinfektions-
rnittels zu achten. Bezüglich der Verfügbarkeit von konfektionierten Händedesinfekti-
onsmitteln, die den europäischen Standards entsprechen, besteht ein Mangel, und es
sind Rezeptur-Alternativen verfügbar. Vorbedingung für den Einsatz nach Ausnahme-
zulassung (AV-BAuA) hergestellter Desinfektionsmittel ist, dass diese in ihrer Wirksarn-
keit, Unbedenklichkeit, Qualität und Praktikabilität etablierten, kommerziell erhältlichen

Mitteln nicht nachStehen.

Nummer 4 sieht die regelmäßige Reinigung von solchen Oberflächen vor, die häufig
von Besucherinnen und Besuchern berührt werden, da die Umweltstabilität der Corona-
Viren von clen Umgebungsbedingungen abhängt. Zwar liegen Nachweise für eine Über-
tragung durch Oberflächen im öffentlichen Bereich bislang nicht vor. Trotzdem ist es
notwendig, auch in diesem Bereich jegliches lnfektionsrisiko so weit als möglich zu mi-
nimieren. in öffentlichen Bereichen steht dabei die Reinigung der Oberflächen im Vor-
dergrund. Sofern eine Desinfektion im Einzelfall als notwendig erachtet wird, so soll
diese generell als Wisch- (und nicht als Sprüh-) Desinfektion erfolgen. Besondere Be-
deutüng hat die Flächendesinfektion durch Wischclesinfektion in medizinischen Einrich-•
tungen. Das gleiche gilt für die Sanitäranlagen, die ebenfalls regelmäßig gereinigt wer-
den müssen.

Nach Nummer 5 sind Maßnahmen zur regelmäßigen Lüftung von lnnenräumen not-
wendig, weil hier das Risiko einer Aerosolbildung besteht. Aerosoie sind Tröpfchen-
kerne, die sich länger in der Luft halten und die unter Umständen beim Sprechen frei-
gesetzt werden können. Diese können potentiell Erreger übertragen. Daher ist das häu-
fige Lüften, also die Frischluftzufuhr und der Luftaustausch in Innenräumen eine zent-
rale Maßnahrne zur Minimierung des infektionsrisikos.

Absatz 3 fördert die Transparenz gegenüber den Besucherinnen und Besuchern. Es
werden die Hygienestandards, mögliche Zugangsbeschränkungen mit der Höchstzahl
der gleichzeitig anwesenden Personen und nach Nummer 3 im Einzelfall die nach Ab-
satz 2 anwendbaren Anforderungen angegeben, die auch im Form einer Checkliste er-
folgen können. ln der Checkliste kann auch kuriund knapp angeben werden, ob die
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Anforderungen überprüft und eingehalten worden sind. Eine Checkliste wird auf den
Seiten der Landesregierung vorgehalten. Soweit die nach Absatz 3 an allen Eingängen
erforderlichen Hinweise in verständlicher Form zu erfolgen haben, kommt etwa die Ver-
wendung einer einfachen Sprache, von Bildern oder von Übersetzungen in Betracht.

Absatz 4 Satz 'I enthält besondere Vorgaben bei der Bereitstellung von Toiletten. An-
sammiungen vor und in den sanitären Einrichtungen sind zu vermeiclen, so dass die
Verfügbarkeit sanitärer Einrichtungen auch ein limitierender Faktor für die zulässige
Personenzahl und die Einhaltung der Abstandsregeln sein kann.

Nach Satz 2 sind sanitäre Gerneinschaftseinrichtungen wie Duschräume, aber auch
Sammelumkleiden nunmehr generell geöffnet, soweit ein Hygienekonzept für diese Ein-
richtungen erstellt wird. Dabei sind auch Einzelkabinen umfasst, die einen gerneinsa-
men Vorraurri haben. Nicht umfasst sind Umkleidemöglichkeiten im Rahmen von Klei-
dungsgeschäften. Diese Umkleiden stelien keine Gemeinschaftseinrichtungen dar, son-
dern gehören ziim Verkaufsraum. Für diese muss kein gesondertes Hygienekonzept
erstellt werden.

Satz 3 regelt die Möglichkeit der Nutzung von Saunen, Whirlpools und vergleichbaren •
Einrichtungen. Als vergleichbare Einrichtungen von Saunen zählen zum Beispiel
Dampfbäder oder Infrarotkabinen. Mit Whirlpools vergleichbar sind Rutschen, Stromka-
näle und sehr kleine Becken, soweit cliese nicht unter § 1 i Absatz 3 fallen. Diese Ein-
richtungen sind dadurch gekennzeichnet, dass sich mehrere Personen zu Erholungs-
zwecken über einen längeren Zeitraum an einem räumlich eng begrenzten Ort aufhal-
ten. Entweder sind hier die Abstandsgebote häufig nicht einhaltbar (z.B. im Whirlpool)
oder es handelt sich um geschlossene Räume, in denen kein regelmäßiger Luftaus-
tausch stattfindet (z.B. Sauna oder Dampfbad). Hier ist die Nutzung nur einzeln oder für
Mitglieder eines Hausstandes gleichzeitig möglich. lm Vergleich zur Schließung dieser
Einrichtungen ist die Einschränkung der Nutzung das mildere Mittel. Dabei spielt es
keine Rolle, wo eine solche Einrichtung betrieben wird. Die Regelung gilt also zum Bei-
spiel für die Nutzung von Saunen in Hotels oder für Saunabereiche in Spaß- und Frei-
zeitbädern. Nicht umfasst werclen die Nutzung dieser Einrichtungen im privaten Be-
reich, da § 3 nur für Einrichtungen mit Publikumsverkehr und für Veranstaltungen gilt.

Zu § 4 (Besondere Anforderungen an die Hygiene)

§ 4 spezifiziert einige besondere Hygieneanforderungen, die über § 3 hinausgehen und
nur dann zu beachten sincl, wenn sie gezielt in anderen Vorschriften angeordnet wer-
den. Bei diesen Einrichtungen und bei den Veranstaltungen bestehen erhöhe Risiken
für eine Übertragbarkeit von Infektionserregern, die es insofern erforderlich machen,
sich intensiver mit den Gefahren auseinanderzusetzen und im Anschluss die erforderli-
chen Maßnahmen zu treffen und zu gewährleisten.

ln einem Hygienekonzept nach Absatz 1 sind die Maßnahmen zur Verhinderung der
Übertragung von Infektionserregern darzulegen. Es hat die Verfahrensweisen zur Ein-
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haltung von Anforderungen an die Hygiene abzubilden und die Dokumentation durch-
geführter Maßnahmen sicherzustellen. Soweit aus Gründen des Arbeitsschutzes zu-
sätzliche Maßnahmen zur Minimierung des Infektionsrisikos erforderlich sind, können
diese ebenfalls abgebildet werden. Der Umfang des Hygienekonzeptes hängt von den
jeweiligen individuellen Gegebenheiten in cler Einrichtung oder bei der Veranstaltung

ab.

In Absatz 1 Satz 2 Nummern 1 bis 6 werden Vorgaben zurn Mindestinhalt eines Hygie-
nekonzepts gemacht. So sind insbesondere Maßnahmen zur Besucherzahl, zum Ab-
standsgebot, zur Lenkung von Besucherströmen, zur Reinigung von Oberflächen und
Sanitäranlagen und zum Lüften, möglichst mit frischer Luft, erforderlich. Auf die teilwei-
sen Ausführungen zu § 3 wird verwiesen. Für die Besucherzahl gibt es keine feste Be-
zugsgröße wie zum Beispiel eine maximale Besucherzahl für eine bestimrnte Fläche.
Entscheidend sind hier die örtlichen Verhältnisse. Es muss jederzeit gewährleistet sein,
dass die einzelnen Besucher das Abstandsgebot einhalten können. Bei kleineren Ein-
richtungen, die aus einem oder wenigen Räumen bestehen, kann eine maximale Ober-
grenze von Besuchern festgeschrieben werden. lst zu erwarten, dass die Besucher
sich in bestimmten Räumen aufstauen könnten, kann die Beschränkung aber auch auf
einzelne Räume bezogen werden. Zu dem Hygienekonzept gehört auch, die We,gefüh-
rung und die Nutzung von Flächen, Räumen oder Gegenständen so ZU gestalten, dass
die Einhaltung dieses Abstands möglich ist. Besucherströme können im Rahmen der
Wegeführung durch Markierungen, Einbahnstraßenregelungen und gesonderte Zu- und
Ausgänge gelenkt werden. ln Abhängigkeit von der Größe der zur Verfügung stehen-
den Flächen und Räume müssen erforderlichenfalls Zutrittsbeschränkungen veranlasst
und kontrolliert werden. Wo erforderlich, ist dies durch Terminvorgaben zu gewährleis-
ten, um unkontrollierte Ansammlungen zu vermeiden

Satz 5 stellt klar, dass damit keine Hygienepläne im Sinne des lnfektionsschutzgeset-
zes gemeint sind. An ein Hygienekonzept sind weniger strenge Anforderungen zu stel-
len.

Absatz 2 regelt die Einzelheiten der Erhebung der notwendigen Kontaktdaten und de-
ren datenschutzkonforme Aufbewahrung und Vernichtung. Die Erhebung von Kontakt-
daten ist nur in den in der Verordnung geregelten Fällen verpflichtend, Es müssen nur
die Daten angegeben werden, die vorhanden sind. Wenn also jemand keine E-Mail-Ad-
resse besitzt, muss diese auch nicht angeben werden; die Einrichtung kann dennoch
genutzt werden. Soweit sich Besucherinnen oder Besucher weigern, Name und An-
schrift anzugeben, sind sie vom Zugang auszuschließen.

Das Erhebungsdatum und die -uhrzeit sind neben der Einrichtung von Löschroutinen
auch für die Nachverfolgbarkeit von Bedeutung. Der Speicherungszeitraum von 4 Wo-
chen ist erforderlich, um eine effektive Rückverfolgbarkeit von Infektionen auch prak-
tisch umsetzen zu können. Diese Frist ist auch angemessen, da vor dem Hintergrund
der Inkubationszeit des Virus, des bis zum Behandlungsbeginn verstreichenden Zeit-
raums und der sodann erforderlichen Anordnung und Durchführung einer Testung ein
erheblicher Teil der Speicherfrist bereits verstrichen sein kann, bevor das zuständige
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Gesundheitsamt Maßnahmen zur Rückverfolgung überhaupt einleiten kann. Eine kür-
zere Frist würde sodann die Rückverfolgbarkeit erheblich einschränken. Eine längere
Frist ist vor dem Hintergrund des bisher bekannten Pandemieverlaufs nicht erforderlich.

Nach Satz 3 ist zu gewährleisten, dass unbefugte Dritte von den erhobenen Daten
keine Kenntnis erlangen. Daher ist insbesondere nicht zulässig, die Besucher einer Ein-
richtung oder die Teilnehmer eine Veranstaltung zur Eintragung auf Listen zu veranlas-
sen, auf clenen die vorigen Einträge anderer Personen ersichtlich sind. Dies gilt nicht,
wenn die Personen gemeinsam die Einrichtung oder die Veranstaltung besuchen.

Nach Satz 5 sind Personen, die in Rahmen einer Erhebung nach dieser Verordnung
Kontaktdaten angeben, zu wahrheitsgemäßen Angaben verpflichtet. Die vorsätzliche
Angabe falscher Kontaktdaten stellt nach § 21 Absatz 2 eine Ordnungswidrigkeit clar.

Wer nach der Verordnung Kontaktdaten erhebt, muss auch die Vorgaben der Daten-
schutz-Grundverordnung (DSGVO) erfüllen. Hierzu zählen insbesondere die Einhaltung
von informationspflichten nach Art. 13 DSGVO, die Einhaltung von Löschregeln nach
Art. 17 DSGVO und die Erfüllung technisch-organisatorischer Anforderungen nach Art.
32 DSGVO.

Zu § 5 (Veranstaltungen)

Eine Veranstaltung ist ein zeitlich begrenztes uncl geplantes Ereignis mit einer definier-
ten Zielsetzung ocler Absicht, einer Programmfolge mit thematischer, inhaltlicher Bin-
dung oder Zweckbestimmung in der abgegrenzten Verantwortung eines Veranstalters,
einer Person, Organisation oder lnstitution, an dern eine Gruppe von Menschen teil-
nimmt (vgl. OLG Düsseldorf, Urteil vom 1. Juli 2014, 1-20 U 131/13). Der Veranstal-
tungsbegriff ist sehr weit gefasst: Dazu zählen unter anderem private Feiern aller Art,
Unterrichtsformate, bestimmte Kulturangebote wie Kino- oder Theateraufführungen und
Großveranstaltungen wie Volksfeste und Festivals. Zusammenkünfte von 2 Personen
stellen keine Veranstaltung dar.

• Bei der Zulassung von Veranstaltungen gilt nunmehr folgende Differenzierung:
• Veranstaltungen mit einer Teilnehmerzahl von über 500 Personen sind unter-

sagt;
• Veranstaltungen mit Gruppenaktivitäten ohne dauerhafte Sitzplätze sind mit bis

zu 150 außerhalb und 50 Personen innerhalb geschlossener Räume zulässig;
• Veranstaltungen mit Marktcharakter sind mit bis zu 500 Personen außerhalb und

250 Personen innerhalb geschlossener Räume unter erhöhten Sicherheitsanfor-
derungen zulässig;

• Veranstaltungen mit Sitzungscharakter sind mit bis zu 500 Personen außerhalb
geschlossener Räume und mit bis zu 250 Personen innerhalb geschlossener
Räume zulässig.

• Veranstaltungen in privaten Räumen sind — abweichend von dem generellen
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Kontaktverbot in § 2 Absatz 4 — auch mit mehr als 10 Teilnehmern zulässig, so-
fern die gleichen Voraussetzungen erfüllt werden, wie sie für Veranstaltungen im
öffentlichen Raum mit Gruppenaktivitäten ohne dauerhafte Sitzplätze gelten
(also rnaximal 50 Personen innerhalb geschlossener Räume und 150 Personen
außerhalb geschlossener Räume).

Maßgeblich ist jeweils die Zahl der gleichzeitig anwesenden Besucherinnen uncl Besu-
cher, nicht dagegen die der Künstier, Aussteiler, Verkäufer und des Personals. Absatz
2 regelt die — über die allgemeinen Anforderungen aus § 3 hinausgehenden zusätzli-
chen Voraussetzungen, die bei jeder Veranstaitung im öffentlichen Raum zu erfüllen
sincl. Nach Nummer 1 ist ein Hygienekonzept zu erstellen. Zudem ist nach Nummer 2
grundsätzlich Tanzen auf Veranstaltungen untersagt. Diese Regelung soll verhindern,
dass sich durch die Bewegung der Teilnehmenden beim ausgelassenen Feiern eine
mögliche Infektion ausbreitet. Diese Regelung betrifft nicht cien Tanz im Rahmen der
Ausübung in Tanzschulen oder die Ausübung cles Tanzsportes gemäß § 11. Profitanz
wird ermöglicht. Hier ist bei einer Risikobewertung ein anderer Maßstab als gegenüber
Amateuren oder beim Tanz als Freizeitbeschäftigung anzulegen. Profis haben schon
aus beruflichen Gründen andere Sicherheitsaspekte zu berücksichtigen, weil sie mit
dem Tanz ihren Lebensunterhalt verdienen. Das Interesse an einer Nichterkrankung
berührt bei ihnen somit die wirtschaftliche Existenz. Darüber hinaus sind auch die Hygi-
enekonzepte der Berufsgenossenschaften zu berücksichtigen.

Dem gleichen Zweck dient die Einschränkung nach Nummer 3, wonach Aktivitäten mit
einer erhöhten Freisetzung von Tröpfchen in innenräumen nur unter strengeren Rege-
lungen stattfinden dürfen. Daher dürfen das Singen und der Gebrauch von Blasinstru-
menten vor Publikum vorerst nur alleine oder berufsmäßig unter strengen Vorausset-
zungen ausgeübt werden. Für Berufsmusiker wäre ein Verbot eine besondere Härte,
der mit dieser Privilegierung bereichsspezifisch begegnet wird. Sie ist im Übrigen auch
epidemiologisch gerechtfertigt, da Berufsmusiker mit den Vorschriften der Berufsgenos-
senschaft besonders vertraut sind und im Rahmen der Erwerbstätigkeit sich in der Re-
gel der besonderen Verantwortung sehr bewusst sind.

Diese Regelung gilt für Darbietungen vor Publikum, über § 12a auch für den außer
schulischen Gesangs- und Instrumentalunterricht und über § 13 auch für das Singen
uncl Musizieren irn religiösen Kontext. Proben ohne Publikum werden nunmehr eben-
falls vom Verbot ausgenommen. Der Gemeindegesang im.Gottesdienst bleibt unzuläs-
sig, da es sich bei den anwesenden Personen nicht um einen gleichbleibenden Perso-
nenkreis handelt. Beim Spielen bestimmter instrumente und Gesangsdarbietungen
reicht das grundsätzliche Abstandsgebot nicht aus, um eine Ansteckungsgefahr hinrei-
chend zu verringern. Beim Singen und dem Gebrauch von Blasinstrumenten sind daher
grundsätzlich erhöhte Mindestabstände einzuhalten und im Hygienekonzept bereichs-
spezifische Punkte zu berücksichtigen. Verschiedene wissenschaftliche Studien und
Handlungsempfehlungen gehen dabei regelmäßig davon aus, dass Mindestabstände
zwischen den Akteuren von bis zu 2,5 m zur Eindämmung von Infektionsrisiken ausrei-
chend sind. Gegenüber dem Publikum ist dieser Abstand auf 4 m erhöht, um Infektions-
risiken gegenüber dem Publikum zusätzlich zu minimieren.
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Der Begriff „in geschlossen Räumen" in § 5 bedeutet aus epidemiologischer Sicht, dass
die Räumlichkeiten bauliche Begrenzungen haben. Das ist immer bei Gebäuden der
Fall, da sie Wände und ein Dach aufweisen. Das gilt aber auch für geschlossene Zelte.
Hier wird die natürliche Frischluftzufuhr unterbunden. Veranstaltungen in Zelten, die 3
geöffneten Seiten haben, sind hingegen solche "außerhalb geschlossener Räume".

Veranstaltungen im öffentlichen Raum nach Absatz 2 (d.h. solchen, die nicht im priva-
ten Wohnraum oder Garten nach Absatz 6 stattfinden), sind nur zulässig, sofern die Vo-
raussetzungen eines der Absätze 3 bis 5 erfüllt sind.

Die Absätze 3 bis 5 kategorisieren Veranstaltungen nach bestimmten Veranstaltungsty-
pen. Je nach Veranstaltungstyp und den damit einhergehenden infektionsspezifischen
Gefährdungen variieren die Zulässigkeitsvoraussetzungen. Die Differenzierung dient
dazu, Veranstaltungen mit geringeren Gefährdungen im größeren Umfang zuzulassen.

Absatz 3 regelt Veranstaltungen mit Gruppenaktivitäten, die nicht sitzend wahrgenom-
men werden. Da sich hier ein fester Teilnehmerkreis über längere Zeit an einem oder
gemeinsam an einem sich ändernden Ort aufhält (konkret gemeint sind dabei beispiels-
weise Exkursionen sowie Stadt- und Museurnsführungen) und die Abstandsregelungen
nur teilweise eingehalten werden, gelten für diese Veranstaltungen (Feste, Empfänge,
Exkursionen etc.) besonders strenge Anforcierungen. ln der aktuellen Entwicklung zeigt
sich, dass insbesondere solche geschlossenen Veranstaltungen einen infektionsherd
für die Ausbreitung von COVID-19 darstellen können, wenn hier die Abstandsre.gein
nicht beachtet werden. Daher ist es geboten, für solche Veranstaltungen die Teilneh-
merzahl auf 50 Personen innerhalb und 150.Personen außerhalb geschlossener
Räume zu begrenzen. Auch die Erhebung cler Kontaktdaten ist hier geboten.

Absatz 4 regelt Veranstaltungen mit Marktcharakter wie etwa Flohmärkte, Weihnachts-
märkte oder Jahrmärkte (mit Ausnahme von Wochenmärkten). Bei solchen Veranstal-
tungen bewegen sich eine wechselnde Zahl von Teilnehmern unter Beachtung des Ab-
standsgebotes. Im Unterschied zu Veranstaltungen nach Absatz 3 wechselt zwar der
Personenkreis stetig, aber nur im Einzelfall kann es zur Unterschreitung des Abstands-
gebotes kornmen. Es ist aber nicht zu erwarten, dass es zu längeren engen Kontakten
zwischen den Besuchern und/oder den Ausstellern kommt. Solche Veranstaltungen
sind daher mit bis zu 500 Teilnehmern außerhalb geschlossener Räume und 250 Teil-
nehmern innerhalb geschlossener Räume gleichzeitig erlaubt, wenn eine ausreichende
Zahl von Ordnern die Einhaltung des Abstandsgebotes sicherstellt.

Absatz 5 regeit Veranstaltungen mit Sitzungscharakter. Hier befindet sich ein fester
Teilnehmerkreis über einen längeren Zeitraum auf festen Sitzplätzen. Durch die festen
Sitzplätze kann zum einen die Einhaltung des Abstandsgebotes im Vergleich zu sich
bewegenden Teilnehmern besser sichergestellt werden. Außerdem wird die Zahi der
Interaktionen zwischen den Teilnehmern reduziert. In geschlossenen Räumen sind Ver-
anstaltungen mit bis zu 250 Personen und außerhalb von geschlossenen Räumen mit
bis zu 500 Teilnehmern möglich. Es müssen Kontaktdaten erhoben werden. Grundsätz-
lich ist die Einhaltung des Abstandsgebots ein wesentlicher Bestandteil der Prophylaxe.
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Als Alternative hierzu wird die Möglichkeit zugelassen, dass bei Einhaltung einer geeig-
neten Sitzplatzanorclnung (Schachbrettmuster) die Kapazität cler Säle besser genutzt
werden kann. Voraussetzung ist dabei das Tragen von Muncl-Nasen-Bedeckungen
durch alle Veranstaltungsteilnehmerinnen und -teilnehmer; außerdem sind die individu-
ellen Sitzplätze aus Gründen der besseren Nachverfolgbarkeit zu erfassen. Das Tragen
einer Mund-Nasen-Becleckung ist dabei keine selbständig durchsetzbare und bußgeld-
bewehrte Verpflichtung, sondern Bedingung dafür, den Mindestabstand unterschreiten
zu dürfen.

'Auch bei Autokinos und ähnlichen Formaten ist eine Teilnehmerbegrenzung (personen-
, nicht fahrzeugbezogen) erforderlich, da auch dort ein infektionsrisiko besteht und nicht
adäquat ausgeschlossen werden kann.

Nach Absatz 6 sind Veranstaltungen im privaten Wohnraum oder dem dazugehörigen
befriedeten Besitztum, insbesondere Gärten, (der sogenannte private Raum) abwei-
chend von dem generellen Kontaktverbot in § 2 Absatz 4 auch mit mehr als 10 Teiineh-
mern zulässig, wenn die Voraussetzungen erfüllt werden, die analog für Veranstaltun-
gen im öffentlichen Raum mit Gruppenaktivitäten ohne Sitzplätze gelten. Das sind ins-
besondere das Abstandsgebot aus § 2 Absatz 1, die Hygienestandards nach § 3 Ab-
satz 2, die Regeln für Toiletten nach § 3 Absatz 4, die allgemeinen Voraussetzungen
für Veranstaltungen nach § 5 Absatz 2, die Obergrenze von 50 Teilnehmern innerhalb
und 150 außerhalb geschlossener Räume und die Pflicht zur Kontaktdatenerhebung.
Bei der Zuordnung zum privaten Raum kommt es nicht darauF an, ob der Veranstalter
gleichzeitig Eigerttümer oder Besitzer ist. Auf einer Veranstaltung im privaten Raum
kann gesessen oder sich bewegt werden. Die Veranstaltung kann innerhalb oder au-
ßerhalb von geschlossenen Räumen stattfinden. Die Begrenzung der Teilnehmerzahl
von 50 Personen bezieht sich dabei auf die Zahl der Gesamtteilnehmer. lm Vergleich
zu gleichzeitig anwesenden Teilnehmern wird hierbei die Zahl aller auch nacheinander
anwesenden Teilnehmer addiert.

Absatz 7 normiert für bestimmte Veranstaltungen und Einrichtungen Ausnahmen von
den Vorgaben aus Absätzen 1 und 2 sowie von den Vorgaben des § 3. Bei diesen Ver-
anstaltungen gilt lediglich das allgemeine Abstandsgebot aus § 2 Absatz 1 sowie das
Gebot ays § 2 Absatz 2, Kontakte nach Möglichkeit auf ein Minimum zu beschränken.
Darüberhinausgehende Hygienemaßnahmen sind in eigener Verantwortung zu treffen.
Zu clen ausgenommenen Veranstaltungen zählen bspw. auch Übungen der Feuerweh-
ren.

Nach Absatz 8 gibt es keine Personenbegrenzung bei unaufschiebbaren Veranstaltun-
gen von Parteien und Wählergruppen. Die allgemeinen Anforderungen nach Absatz 2
Satz 3 Nummern 1 bis 3 sind ebenso einzuhalten wie die Hygienestandards in § 3.

Zu § 6 (Versammlungen)

ln Abgrenzung zu den allgemeinen Veranstaltungen, für die § 5 gilt, regelt § 6 die Ver-
sammlungen im Sinne des Versammlungsrechts.
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Aufgrund der konstituierenden Bedeutung des Grundrechts der Versammlungsfreiheit
nach Artikel 8 GG für die freiheitlich demokratische Grundordnung werden die bisheri-
gen Beschränkungen weiter deutlich gelockert. Hier gilt im Wesentlichen das reguläre
Versarnmlungsrecht.

Allerdings wird die grundsätzlich zulässige Teilnehmerzahl auf 500 Personen bei Ver-
sammlungen unter freiem Himmel und 250 Personen bei Versammlungen in geschlos-
senen Räumen begrenzt. Entsprechend dem Gesamtkonzept der Verordnung sind die
grundlegenden Gebote aus § 2 Absatz 1 Satz 1 (Abstandsgebot) sowie — bei Ver-
sammlungen in geschlossenen Räumen — gemäß § 3 Absatz 2 (allgemeine Anforde-
rungen) zu gewä'nrleisten.

Die Erhebung von Kontaktdaten der Teilnehmerinnen uncl Teilnehmer von Versamm-
lungen in geschlossenen Räumen entspricht den Regelungen in § 5 Absatz 3 und 5 für
Veranstaltungen.

Auch bei Eilversammlungen ist es den Organisatoren noch möglich, ein zuminclest
grundlegendes Hygienekonzept zu erstellen. Für sog. Spontanversammlungen, die sich
aufgruncl eines spontanen Entschlusses augenblicklich bilden, wäre die Pflicht zur Er-
stellung eines Hygienekonzepts jedoch eine verfassungsmäßig unzulässige Beschrän-
kung, da sie faktisch unmöglich gemacht würden. Diese sind daher ausgenommen. Die
praktische Becleutung dieser Versammlungen ist jedoch gering.

ln Absatz 3 wird klargestellt, dass die zuständigen Behörcien die zulässigen Versamrn-
lungen im Einzelfall beschränken, d.h. mit Auflagen versehen, oder gänzlich untersa-
gen können, wenn die konkreten Umstände eine unter epidemiologischen Gesichts-
punkten zu verantwortende Durchführung nicht zulassen. Zuclern können die zuständi-
gen Behörden Versammlungen, deren Teilnehmerzahl laut Anzeige über die in Absatz
1 genannte Teilnehmerzahl hinausgeht, genehmigen, wenn die konkreten Umstände
eine unter epidemiologischen Gesichtspunkten zu verantwortencle Durchführung einer
Versammlung zulassen.

Zu § 6a (Behörden)

§ 6a ist neu eingefügt worden. Die Pflicht zur Mund-Nasen-Bedeckung ist nach wissen-
schaftlichen Erkenntnissen ein wesentlicher Beitrag zur lnfektionsprophylaxe. Zusätz-
lich zum Beispiel zu den Regelungen im Einzelhandel (§ 8) oder zu den Personenver-
kehren (§ 18) soll nunmehr auch in Behörden mit Publikumskontakten unter den ge-
nannten Voraussetzungen eine Pflicht zur Mund-Nasen-Bedeckung bestehen. Die
Pflicht gilt nur innerhalb der Behördengebäude und nur in Bereichen, die dem ständi-
gen Publikumsverkehr bestimmt sind. Dazu gehören insbesondere Wartebereiche und
Räumlichkeiten für Antragstellungen. Keine Pflicht zum Tragen einer Mund-Nasen-Be-
deckung besteht beispielsweise bei Dienstbesprechungen und Sitzungen mit externen
Teilnehmern, sofern die Mindestabstände eingehalten werden. ln Gerichten besteht an-
gesichts der Justizgewährleistungspflicht eine besondere Situation; dort werden geeig-
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nete Maßnahrnen im Rahmen des Hausrechts getroffen. Die irn Gerichtsverfassungs-
gesetz geregelten sitzungspolizeilichen Befugnisse cler Vorsitzenden in Gerichtsver-
handlungen bleiben unberührt.

Zu § 7 (Gaststätten) •

§ 7 enthält besondere Voraussetzungen für den Betrieb von Gaststätten, insbesondere
gemäß § 4 Absatz 1 uncl Absatz 2 die Verpflichtung, ein Hygienekonzept aufzustellen
und die Kontaktdaten der Gäste ZU erheben. Die Erhebung von Kontaktdaten betrifft
nicht Kunden, die Speisen zur Mitnahme abholen. Daneben gelten neben den allgemei-
nen Anforderungen an die Hygiene für jedermann nach § 2 auch clie allgemeinen
Pflichten für Einrichtungen mit Publikumsverkehr nach § 3. Was eine Gaststätte ist,
richtet sich nach § 1 Gaststättengesetz. Für die Gaststätten bedeutsam ist das Ab-
standsgebot nach § 2 Absatz 1. Konkret bedeutet das für Gaststätten: Das Abstands-
gebot gilt auch dann nicht, wenn geeignete physische Barrieren vorhanden sind, z.B.
Plexiglasscheiben, die in Länge, Breite und Höhe derart climensioniert sind, dass eine
Tröpfchenübertragung zwischen den Gästen vermieden wird. Auch bis zu 10 Personen,
die sich als Gruppe treffen, oder ohne Personenbegrenzung aus zwei Haushalten dür-
fen an einem Tisch sitzen (siehe hierzu die Begründung zu § 2 Absatz 1, Satz 2, Num-
mer 3), Sofern in der Gaststätte eine Feier stattfindet — beispielsweise eine Hochzeit —
gelten zudem die weiteren Voraussetzungen, die nach § 5 an eine Veranstaltung ge-
stellt werden,

Der Betrieb von Gaststätten birgt ein hohes Übertragungsrisiko des Coronavirus, selbst
wenn die Gäste mit Abstand zueinander sitzen und entsprechend dem geforderten Hy-
gienekonzept der Gastwirt erhöhte Anforderungen an die Sicherheit für seine Beschäf-
tigten und seine Gäste umzusetzen hat. Jede Bewegung innerhalb der Gaststätte, sei
es durch neue Gäste, sei es durch anwesende Gäste oder sei es durch die Beschäftig-
ten selbst, birgt die erhöhte Gefahr einer Übertragung. Aber auch der Weg zu und die
Nutzung der Sanitäranlagen selbst, stehen im besonderen Fokus bei der Übertragbar-
keit. Die Anforderungen für die Bereitstellung von Toiletten sind in § 3 Absatz 4 näher
ausgestaltet. Aus all diesen Gründen wird gemäß Nummer 4 das vorn Gastwirt nach
Nummer 1 geforderte und urnzusetzende Hygienekonzept mit einer Anzeigepflicht bei
den örtlichen Gesundheitsämtern versehen, sofern der Gastwirt mehr als 50 Gäste
gleichzeitig zu bewirten gedenkt. Die Behörde soll stichprobenartig auch vor Ort prüfen,
ob und wie der Gastwirt das Hygienekonzept nach § 4 Absatz 1 der Verordnung ein-
hält, welches zuvor angezeigt wurde.

Am Anfang der Pandemie hat sich gezeigt, dass gesteigerte lnfektionszahlen häufiger
mit einem erhöhten Alkoholgenuss einhergingen. Daher wird übermäßiger Alkoholaus-
schank wie in § 20 Ziffer 2 Gaststättengesetz untersagt.

Wegen des Verweises auf § 1 Gaststättengesetz gelten die Anforderungen für Gast-
stätten nach Absatz 1 allerdings nicht für Betriebskantinen nach § 25 Gaststättenge-
setz, da dort die Öffentlichkeit ausgeschlossen wird. Hier gelten nur die allgemeinen

34



Pflichten für Betreiber nach § 3 sowie die allgemeinen Vorschriften für jeden nach § 2.

Das Abstandsgebot ist einzuhalten.

Absatz 2 verbietet die Öffnung von Diskotheken, Tanztokalen und ähnlicher Einrichtun-
gen, in denen zu Vergnügungszwecken getanzt wird. Als Schank- oder Speisewirt-
schaft gemäß § 1 Gaststättengesetz dürfen sie öffnen. Nicht erfasst werden Einrichtun-
gen, in denen der Sport- oder Anleitungscharakter im Vordergrund steht und mit einern
festen Partner getanzt wird, insbesondere Tanzschulen. Für diese gilt § 11 für den
Tanzbetrieb und § 7 für den Gaststättenbetrieb.

Zu § 8 (Einzelhandel)

Für die Verkaufsstellen des Einzelhandels sind die weiteren Anforderungen in § 8 nor-
miert. Das gilt auch für die Verkaufsstellen bei Dienstleistern und Handwerkern. Aus
epidemiologischer Sicht ist es notwendig, die Anzahl der Kunden zu begrenzen, um zu
hohe Personenkonzentrationen zu vermeiden. Dies geschieht clurch clas Abstandsge-
bot nach § 3 Absatz 2 Satz 2 Nummer 1 in Verbindung mit § 2 Absatz 1, wonach die
Kunden zueinander einen Abstand von 1,5 Metern einzuhalten haben. Ab einer Ver-
kaufsfläche von 200 Quadratmetern müssen Kontrollkräfte zudem die Einhaltung dieser
Anforderungen kontrollieren. Dabei können auch Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des
Geschäftäs als Kontrollkräfte eingesetzt werden, sofern sie dabei jedoch parallel zur
Kontrolltätigkeit keine Verkaufs- und Beratungstätigkeit ifn Geschäft vornehmen. Mit
steigender Größe der Verkaufsstellen kann die Einhaltung der Anforderungen nur mit
steigender Anzahl von Kontrollkräften kontroiliert werden. lhre Anzahl steigt nicht linear.
Der Einsatz weiterer Kontrollkräfte wird mit einern Skaleneffekt versehen. Konkret be-
deutet das, dass ab 200 Quadratmetern eine Kontrollkraft nötig ist, ab 600 Quadratme-
tern (200 + 400) deren zwei, ab 1.400 Quadratmetern (600 + 800) drei, ab 3.000 Quad-
ratmetern (1.400 + 1.600) vier usw.

Weil die Anzahl der Kontrolikräfte von der Verkaufsfläche abhängig ist, wird sich für die
Berechnung der Verkaufsfläche an die baurechtliche Rechtsprechung zur Verkaufsflä-
che im Zusammenhang mit der Großflächigkeit eines Handelsbetriebes im Sinne von
§ 11 Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 Baunutzungsverordnung angelehnt. Zur Verkaufsflä-
che gehören alle Flächen eines Betriebes, die den Kunden zugänglich sind, auf deren
Waren angeboten werden oder die mit dem Verkaufsvorgang in einem räumlich-funktio-
nalen Zusammenhang stehen. Demnach sind hierunter auch alle Gänge, Treppen, Auf-
züge, die Flächen des Windfangs sowie zusätzlich zum Kassenbereich auch der Kas-
senvorraum zu verstehen. Entscheidend ist dabei, welche Verkaufsfläche im jeweiligen
Miet-, Pachtvertrag oder in der jeweiligen Baugenehmigung angegeben ist.

Grundsätzlich ist beabsichtigt, von den Maßgaben der Kundenzahlbegrenzung pro
Quadratmeter und der Anforderungen an Kontrollkräfte abzurücken und stattdessen für
sämtliche Bereiche des Einzelhandels ein Hygienekonzept im Sinne des § 4 und die
Bereitstellung von Möglichkeiten zur Handdesinfektion im Eingangsbereich verbindlich
zu machen. Dies gilt auch für die bislang privilegierten Bereiche des § 8 Absatz 1 Satz

35



4. Um für die Übergangszeit den Einzelhandelsbetrieben die Möglichkeit zu geben, ent-
sprechende Konzepte vorzubereiten, ist der neue Satz 3 mit einem Wahlrecht eingefügt
worden.

Während der vorübergehenden Geltungsdauer dieses Wahlrechts müssen Verkaufs-
stellen, die am Anfang cler Corona-Pandemie öffnen durften, die Anforclerungen der
Sätze 1 und 2 nicht einhalten.

Weil in Einkaufszentren und Outlet-Centern Geschäfte konzentriert vorhanden sind, be-
darf es in Absatz 2 besonderer Regelungen für derensBetreiber, damit auch steuernd in
die Flächen vor den einzelnen Geschäften eingegriffen wird. Hierzu müssen clie Betrei-
ber dem zuständigen Gesundheitsamt ein Hygienekonzept vorlegen und sich genehmi-
gen lassen, bevor das Einkaufszentrum oder das Outlet-Center betrieben werden darf.
lhre Verpflichtung, clie erforderlichen Maßnahrnen zu treffen, um die Einhaltung cles Hy-
gienekonzepts zu gewährleisten, ergibt sich aus § 4 Absatz 1 Satz 3.

Absatz 3 übernirnmt die bisherige Regelung aus der Mund-Nasen-Bedeckungsverord-
nung vom 24. April 2020 für clie Verkaufsstellen cies Einzelhandels, die aufgehoben
wurde. Freie Berufe unterfallen nicht den Regelungen dieses Absatzes. Mit dem Betre-
ten cler Verkaufsfläche (Eingangstür) und während des gesamten Aufenthaltes in Ver-
kaufs- und VVarenausgabestellen des Einzelhandels, in abgeschlossenen Verkaufs-
ständen und in überdachten Verkehrsflächen von Einkaufszentren, haben Kunden eine
Mund-Nasen-Becieckung zu tragen. ln den Gaststätten in Einkaufszentren ist das Tra-
gen cler Mund-Nasen-Bedeckung nicht erforderlich, sofern die Gäste in der Gaststätte
ihre Speise einnehmen. Die Verpflichtung richtet sich ausschließlich an die Kunden der
öffentlich zugänglichen Bereiche. Damit sind alle Bereiche erfasst, die dem Kundenver-
kehr offenstehen. Nicht umfasst davon sind beispielsweise Lagerflächen oder Sozial-
räurne des Personals, die regelmäßig dem Kundenverkehr nicht zugänglich sind. Das
bedeutet auch, wenn Personal von Zustelldiensten über den regulären Eingang die
Verkaufsstellen betritt, haben diese ebenfalls eine Mund-Nasen-Bedeckung zu tragen.
Die Verpflichtung der Kunden erstreckt sich auch auf abgeschlossene Verkaufsstände,
wie sie teilweise auf Märkten errichtet sind. Es besteht keine Verpflichtung zum Tragen
einer Mund-Nasen-Bedeckung vor einem geöffneten Verkaufsstand, aus dem von Ver-
kaufspersonal heraus an die draußen stehende Kundschaft verkauft wird und der expli-
zit nicht von diesen betreten werden kann. Hier sind die Vorgaben des Abstandsgebo-
tes nach § 2 Absatz 1 ausreichend.

Näheres zu der Mund-Nasen-Bedeckung findet sich in § 2 Absatz 5. Die Geschäftsin-
haber sowie die Betreiber des Einkaufszentrums oder des Outlet-Centers haben im
Rahmen ihres Hausrechtes mit den ihnen zur Gebote stehenden Mitteln dafür zu sor-
gen, dass die Kunden ihrer Verpflichtung nachkommen. Die Ausübung des Hausrechts
bedeutet, dass sie notfalls den Aufenthalt der Kunden in dem Geschäft oder dem Ein-
kaufszentrum bzw. Outlet-Center beenden. Dabei ist zu berücksichtigen, dass es Kun-
den gibt, die nach § 2 Absatz 5 nicht verpflichtet sind, eine Mund-Nasen-Bedeckung zu
tragen.
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Absatz 4 ermöglicht die Öffnung unter Auflagen und Bedingungen, die zur Aufrechter-
haltung des Infektionsschutzes erforderlich sind. Damit sind z.B. Spielecken in Ein-
kaufszentren gemeint. Angebote der Kinderbetreuung irn Einzelhandel und damit ver-
gleichbare Angebote sind erlaubnisfrei und unterliegen keiner gesonderten gesetzli-
chen Beschränkung. Für diese Angebote ist ein Hygienekonzept zu erstellen, soclass
die Infektionsgefahren durch das Zusammentreffeh von Kindern in diesem Rahmen an-
gemessen gesteuert werden kann. Zudem sind die Kontaktdaten zu erfassen.

Zu § 9 (Dienstieister und Handwerker)

Alle Tätigkeiten von Dienstleistern, Handwerkern und Gesundheitshandwerkern sind er-
laubt. Auch Tätigkeiten am Gesicht der Kundin oder des Kunden sind grundsätzlich er-
laubt, jedoch nur sofern besondere Schutzmaßnahmen die Übertragung des Coronavi-
rus ausschließen. In diesem Gesicht-zu-Gesicht-Kontakt besteht eine hohe abstrakte
Gefahr für das Übertragungsrisiko des Coronavirus. Je länger der Gesicht-zu-Gesicht-
Kontakt dabei andauert, desto stärker steigt die Gefahr für eine Übertragung. Kenn-
zeichnend für .das SARS-CoV-2 Coronavirus ist nämlich seine Verbreitung über Tröpf-
chen, die beim Husten, Niesen oder Sprechen besonders übertragen werden (siehe
auch § 2 Absatz 5). Eine Mund-Nasen-Schutzmaske (FFP-Maske ohne Ausatemventil)
(höherwertig ais der medizinische Mund-Nasen-Schutz (sogenannte Operations-
maske)) stellt beispielsweise eine solche geforderte Schutzrnaßnahme dar, sofern sie
durch eine Schutzbrille oder einem Gesichtsschild bzw. —visier ergänzt wird. In dieser
Kombination werden die Voraussetzungen an die besonderen Schutzmaßnahmen er-
füllt, die die Übertragung des Coronavirus im Sinne von § 9 Satz 1 ausschließen. Was
eine solche Mund-Nasen-Schutzmaske konkret ist, lässt sich auf den Internetseiten des
Robert-Koch-Instituts (https://www.rki.de/SharedDocs/FAQ/NCOV2019/FAQ_Mund_
Nasen_Schutz.html) ausfindig rnachen. Ein Tragen der medizinischen sogenannten
FFP2- oder FFP3-Masken mit Auslassventil ist dabei nicht gestattet. Sie schützt die
Kunden nicht. Nähere Ausführungen zum alltäglichen Gebrauch solcher Masken über
einen Zeitraum von 30 Minuten hinaus finden sich in den DGUV Regel 112-190, vom
Spitzenverband Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung. Auf die Verordnung zur ar-
beitsmedizinischen Vorsorge (ArbMedVV) wird hingewiesen. Nicht zu verwechseln ist
die Mund-Nasen-Schutzmaske mit cler Mund-Nasen-Bedeckung im Sinne von § 2 Ab-
satz 5. Sie reicht nicht aus, auch wenn Kunden und Beschäftige sie tragen würden, und
stellt insofern keine besondere Schutzmaßnahme nach Satz 1 dar. Im Übrigen gelten
die allgemeinen Pflichten bei Einrichtungen mit Publikumsverkehr nach § 3. Insbeson-
dere wird auch auf die arbeitsschutzrechtlichen Vorschriften hingewiesen (§ 3 Absatz 1
Satz 2). Soweit nach diesen arbeitsSchutzrechtlichen Vorgaben das Tragen einer
Mund-Nasen-Bedeckung für die Kunden und/oder die Beschäftigten vorgegeben wird,
sind diese einzuhalten.

Für das Gesundheitshandwerk, namentlich Augenoptiker, Hörgeräteakustiker, Orthopä-
dietechniker, Orthopädieschuhmacher und Zahntechniker, gelten nunmehr normativ
dieselben Bedingungen wie bei den Dienstleistern und Handwerkern. Damit werden an
alle einheitliche Anforderungen gestellt.
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Die strengen Anforderungen nach Satz 1 gelten nach Satz 2 nicht in den Fällen, in de-
nen aufgrund einer körperlichen, geistigen oder psychischen Beeinträchtigung beim
Kunden eine fachgerechte Ausführung der erbetenen Tätigkeit nicht erfolgen kann. Bei-
spielsweise kann es notwendig sein, dass ein hörgeschädigter Kunde das Lippenbild
des Hörakustikers sehen muss. Hier bedarf es jedoch annähernd ähnlich effektiver

Schutzmaßnahmen.

ln Absatz 2 werden für die Erbringung sexueller Dienstleistungen von Prostituierten und
für die Prostitutionsgewerbebetriebe Regelungen getroffen. Falls die Erbringung sexu-
eller Dienstleistungen mit Körperkontakt erfolgt, besteht ein hohes Übertragungsrisiko
mit dem Coronavirus. Außerdern ist die Nachverfolgung von Kunden in der Praxis
schwerlich möglich. Da die Prostitution auch in Prostitutionsgewerbebetrieben im Sinne
von § 2 Absatz 3 Prostituiertenschutzgesetz ausgeübt wird, sind sie zu schließen. Dort
ist die Nachverfolgbarkeit von Kunden ebenfalls schwerlich möglich. Eine Überwachung
ist zudem realistisch kaum zu gewährleisten. Diese Grundsatz-Problematik ist bereichs-
spezifisch für das Prostitutionsgewerbe auch clurch Hygienekonzepte und eine Be-
schränkung der Leistungen nicht aufzulösen.

Zu § 10 (Freizeiteinrichtungen)

Sämtliche Freizeiteinrichtungen können unter bestimmten Voraussetzungen geöffnet
werden.

Soweit in § 10 nichts weiter geregelt ist, gelten für Freizeiteinrichtungen neben § 2 le-
diglich die allgemeinen Anforderungen des § 3 (siehe oben). Dies bedeutet insbeson-
dere:

* Einhaltung des Abstandsgebotes,
• Einhaltung der Husten- und Niesetikette,
o Möglichkeit zurn Waschen oder Desinfizieren der Hände,
• an allen Eingängen deutlich sichtbare Aushänge,
• für die sanitären Gemeinschaftseinrichtungen und Sammelumkleiden gelten die

Vorgaben gemäß § 3 Absatz 4.

Darüber hinaus gibt es für bestimmte Freizeitangebote zusätzliche Anforderungen:

Tierparks, Wildparks und Zoos haben nach Absatz 1 ein Hygienekonzept zu erstellen.
Abhängig von der Wege- und Verkehrsfläche sind zudem bine oder mehrere Kontroll-
kräfte notwendig. Die Einschränkung „regelmäßig" bei weiteren Kontrollkräften bedeu-
tet, dass anlassbezogen auch weniger KontrolIkräfte eingesetzt werden können. Dies
kann der Fall sein, wenn das Besucheraufkommen gering ist.

Für Spielplätze ist nach Absatz 2 ein Hygienekonzept zu erstellen. Diese Pflicht ist,
ebenso wie die Pflicht zur Umsetzung aus § 4 Absatz 1, nicht bußgeldbewehrt. Um hier
pragmatische und umsetzbare Lösungen vor Ort zu erreichen, hat das Sozialministe-
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rium für die Wiedereröffnung von Spielplätzen entsprechende „Handlungsempfehlun-
gen zur Umsetzung in den Kommunen" veröffentlicht. lm Vordergruncl stehen Regelun-

gen zur Reinigung der Spielgeräte in regelmäßigen Abständen.

Bei Freizeitaktivitäten in geschlossenen Räumen ist nach Absatz 3 ein Hygienekonzept
zu erstelien. Zudem sind die Kontaktdaten der Kunden zu erheben. Für beides gelten

die besonderen Vorgaben nach § 4.

Neu eingefügt wurcle Absatz 4, wonach die Pflicht zum Tragen einer Muncl-Nasen-Be-

deckung auch in Fahrgeschäften besteht.

Zu § 11 (Sport)

§ 11 regelt die AuSübung von Sport innerhalb und außerhalb von Sportstätten, draußen .
und drinnen. Als Sport irn Sinne des § 11 zählt auch Tanzen einschließlich Ballettlanz.

Bei der Regeiung von Sport war es notwendig, von cien §§ 3 und 5 abweichende Rege-
lungen zu treffen. Andernfalls würclen die strengen Voraussetzungen für Veranstaitun-
gen für sämtliche sportlichen Aktivitäten gelten, die als Veranstaltungen einzustufen
sind. Die in § 5 not-mierten Voraussetzungen wie z.B. das Sitzplatzgebot passen nicht
zu sportlichen Aktivitäten.

Die Vorschrift umfasst sowohl Freizeit- als auch Breiten-, Leistungs- und Spitzensport.
Insbesondere können sportliche Veranstaltungen (z.B. Training) durchgeführt und Wett-
kämpfe veranstaltet werden, Soweit Zuschauer den Wettkampf — erlaubt nur außerhalb
von geschlossenen Räumen - verfolgen, gelten auch für ciiese die Regelung über Ver-
anstaltungen in §§ 3 bis 5 dieser Verordnung. Eine Privilegierung gilt für Aufsichtsper-
sonen (insbesondere clen Eltern) von rninderjährigen Sporttreibenclen. Es soll jedoch
gewährleistet werden, dass nur eine Aufsichtsperson pro Familie, also pro Kind oder
mehrerer Geschwisterkinder anwesend ist. Gemäß Nummer 1 ist das Abstandsgebot
nach § 2 Absatz 1 auch bei der Sportausübung grunclsätzlich einzuhalten. Neben den
Ausnahmen vom Abstandsgebot aus § 2 Absatz 1 Satz 2 gilt für Wettkämpfe, Sportprü-
fungen und clas darauf vorbereitende Training auch die Ausnahme aus Absatz 5.

Bei Sportausübung in geschlossenen Räumen ist nach Absatz 2 ein Hygienekonzept
zu erstellen. Dabei ist auf die ausgeführte Sportart Rücksicht ZLJ nehmen, was ggf. über
die Anforderungen nach § 4 hinausgehende Präventionsmaßnahmen erfordert. Zum
Beispiel kann bei besonders schweißtreibenden Sportarten (Cardiobereich im Fitness-
studio) ein größerer Abstand zwischen den Sportlern angemessen sein. Zudem sind
die Kontaktdaten zu erheben. Für beides gelten die besonderen Vorgaben nach § 4.

Neben öffentlichen Bade- und Schwimmstellen können auch Schwimm- und Freibäder
unter den Voraussetzungen des Absatzes 3 geöffnet werden. Als Sportanlagen gelten
für sie die Vorgaben der § 11 Absätze 1 und 2. Für Schwimm- und Freibäder gelten zu-
sätzliche Regelung, um den Besonderheiten des Schwimmsportes und den veränder-
ten infektionsgefahren bei der Ausübung dieses Sportes gerecht zu werden. Auch für
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Freibäder ist daher ein Hygienekonzept ZU erstellen, ln den Hygienekonzepten für
Schwimm- und Freibäder ist insbesondere darauf zu achten, class das Abstandsgebot
in den Schwimmbecken eingehaiten werden kann, z.B. durch Beschränkung der Perso-
nenanzahl je Becken in Abhängigkeit von der jeweiligen Beckengröße.

Zudem gelten in Schwimmbädern die Anforderungen für Gemeinschaftseinrichtungen
und Sammelumkleiden. Diese dürfen mit einem gesonderten Hygienekonzept geöffnet
werden. Saunen, Whirlpools und vergleichbare Einrichtungen dürfen unter den Ein-
schränkungen des § 3 Absatz 4 Satz 3 genutzt werden; also einzeln oder durch Ange-
hörige eines Haushaltes.

Wie in § 4 Absatz 1 angegeben, müssen in den zu erstellenden Hygienekonzepten auf
die örtlichen Gegebenheiten eingegangen werden.

* Die Besucherzahlen sind auf Grundlage der räumlichen Kapazitäten zu begren-
zen.

» Die Wahrung des Abstandsgebotes aus § 2 Absatz muss sichergestellt werden.
9 Die Besucherströme sind ZU regeln.

Insbesondere bei Bädern im Innenbereich sind gesteigerte Anforderungen an das Hygi-
enekonzept und seine Umsetzung notwendig. Der Luftaustausch ist im Gegensatz zu
den Bädern im Freien geringer, was die Gefahr einer Tröpfchenübertragung erhöht.

Durch geeignete organisatorische Maßnahmen ist auch sicher zu stellen, dass jede
Person beim Betreten und Verlassen der Einrichtung sowie beim Aufenthalt in der Ein-
richtung einen Abstand von mindestens 1,5 Metern zu jeder anderen Person einhält, es
sei denn cler Abstand ZU diesen Personen muss nach § 2 Absatz 1 nicht eingehalten
werden.

Je mehr Gäste ein Bad aufnehmen kann, desto intensiver muss sich eine Betreiberin
oder ein Betreiber damit auseinandersetzten, wie er den Gefahren einer Tröpfchen-
übertragung begegnen will. Das ist in einem Hygienekonzept abzubilden. Sofern das
Hygienekonzept die gleichzeitige Anwesenheit von mehr als 250 Gästen vorsieht, ist
das Hygienekonzept dem zuständigen Gesundheitsamt vor Betriebsaufnahme anzuzei-
gen. Das Gesundheitsamt soll stichprobenartig auch vor Ort prüfen, ob und wie clìe Be-
treiberin oder der Betreiber das Hygienekonzept nach § 4 Absatz 1 einhält, welches zu-
vor angezeigt wurde.

Gastronomische Angebote dürfen unter den Voraussetzungen von § 7 geöffnet werden.

Absatz 4 regelt eine Ausnahmemöglichkeit für bestirnmte Sportier.

Grundsätzlich gilt gemäß § 11 Absatz 1 Nummer 1 auch für die Sportausübung das all-
gemeine Abstandsgebot aus § 2 Absatz 1 Satz 1 mit der Ausnahme für Gruppen von
bis zu 10 Personen nach Satz 2 Nummer 3. Vom Abstandsgebot ausgenommen sind
nach § 11 Absatz 5 auch der Wettkarnpfbetrieb und Sportprüfungen in allen Sportarten
sowie das darauf vorbereitende Training. ln diesen Bereichen gilt das Abstandsgebot
nicht mehr. Dabei ist es unerheblich, ob die Wettkämpfe im Rahmen von Ligen, von
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Turnieren oder in anderer Forrn stattfinden. Mit der Ausnahmereglung wird der beson-
deren Bedeutung des Sportes für den präventiven und psychischen Gesundheitsschutz
Rechnung getragen. 1m Regeffall wird der Mindestabstand bei der Sportausübung auch
nicht dauerhaft unterschritten. Das Abstandsgebot gilt dagegen weiter bei Aktivitäten,
die der eigentlichen Sportausübung vorangehen oder nachfolgen.

Zur Eindämrnung der sich daraus ergebenden Infektionsgefahren werden für die
Sportausübung in Gruppen von mehr als 10 Personen zusätzliche Anforderungen ge-
stellt. So hat der Veranstalter — in aller Regel der jeweilige Sportverein ein Hygiene-
konzept zu erstellen. Dessen Mindestinhalt ergibt sich aus § 4 Absatz 1. Außerdem
muss das Hygienekonzept auch besonderelnfektionsrisiken der jeweils ausgeübten
Sportart berücksichtigen. Insbesondere soll festgelegt werden, dass die Gruppengröße
nicht das nach den Besonderheiten des jeweils ausgeübten Sports festzulegende —
Maß überschreitet.

Darüber hinaus hat der Veranstalter bei Gruppen von mehr als 10 Personen nach Maß-
gabe von § 4 Absatz 2 die Kontaktdaten der Teilnehmerinnen und Teilnehmer zu erhe-
ben. Gehört der Veranstalter — entweder unmittelbar oder vermittelt über weitere Ver-
bände einern oder mehreren Sportverbänden auf Landes- oder Bundesebene an, hat
er deren veröffentlichte Konzepte und Empfehlungen zur Eindämmung cler infektions-
gefahr umzusetzen.

Weitere Folgepflichten des Veranstalters folgen aus § 4 Absatz 1 und 2. So hat er ge-
eignete Maßnahmen zur Umsetzung des Hygienekonzepts zu gewährleisten und dem
Gesundheitsamt darüber auf Anfrage Auskunft zu erteilen. Die Kontaktdaten hat er vier
Wochen lang aufzubewahren und danach zu vernichten. Zu anderen Zwecken als zur
Übermittlung ari das zustämlige Gesundheitsamt darf er sie nicht verwenden.

Auch im Anwendungsbereich von Absatz 5 gelten weiterhin die allgemeinen Vorgaben
für die Sportausübung in § 11 Absatz 1 Nummern 2 bis 7, Absatz 2 und Absatz 3. So
gelten beispielsweise besondere Anforderungen an Toiletten nach § 3 Absatz 4 Satz 1;
für andere sanitäre Gemeinschaftseinrichtungen wie Duschen sowie für Sammelumklei-
den ist ein Hygienekonzept nach § 3 Absatz 4 Satz 2 zu erstellen.

Zu § 12 (Bildungseinrichtungen und -angebote)

Angesichts des Infektionsgeschehens ist eine grundsätzliche Pflicht, bei schulischen
Veranstaltungen eine Mund-Nasen-Bedeckung zu tragen, erforderlich.

Grundsätzlich besteht auf dem Gelände von Schulen bei und im Zusammenhang mit
schulischen Veranstaltungen die Pflicht zum Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung.
Dies gilt auch für den Ganztagsbereich, soweit es sich dabei um schulische Veranstal-
tungen handelt. Auch die Nachmittagsbetreuung in der Offenen Ganztagsschule ist
eine schulische Veranstaltung. Für Hortangebote gelten die gleichen Pflichten und Aus-
nahrnen über § 16 Abs. 4.
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Betroffen sind sämtliche Schulen im Anwendungsbereich des Schulgesetzes, insbeson-
dere allgemeinbildende Schulen, Förderzentren, berufsbildende Schulen, Ergänzungs-
und Ersatzschulen sowie Schulen der dänischen Minderheit. Verpflichtet sind alle Per-
sonen, die das Gelände betreten, insbesondere Schülerinnen, Schüler, Lehrerinnen,
Lehrer, sonstige an Schulen tätige Personen, Handwerkerinnen und Handwerker sowie
Eltern. Die Eigenschaften zum Tragen der Mund-Nasen-Bedeckung ergeben sich aus §
2 Absatz 5 Satz 1. Ausnahmen ergeben sich aus § 2 Absatz 5 Satz 2.

Weitere Ausnahmen sind in Absatz 1 Satz 2 geregelt. Nach Nummern 1 und 2 entfällt
die Maskenpflicht, soweit eine räumliche Abgrenzung von Kohorten gewährleistet ist
Das ist in der Regel in einem Unterrichtsraum oder Klassenraum der Fall. Auf dem
Schulhof setzt die Befreiung von der Maskenpflicht voraus, dass zu Personen außer-
halb der eigenen Kohorte ein Mindestabstand von 1,5 Metern eingehalten wird und
dass die den Kohorten auf dem Schulhof oder der Mensa zugewiesenen Areale nicht
verlassen werden. Die Zuweisung kann sowohl räumlich als auch in zeitlicher Hinsicht
gestaffelt erfolgen. Im Rahmen dieser Ausnahmen kann auch eine Nahrungsaufnahme
erfolgen. Kohorten sind von der Schulleitung festgelegte Gruppen von Schülerinnen
und Schülern in fester Zusammensetzung, beispielsweise Klassenverbände oder Jahr-
gangsstufen. Beim Sportunterricht besteht aus gesundheitlichen Gründen unabhängig
vom Kohortenzusammenhang keine Maskenpflicht.

Auch wird für clen Bereich der schulischen Veranstaltungen außerhalb des Schulgelän-
des (insbesondere Lernen arn anderen Ort) eine Regelung in Satz 3 vorgesehen. Auch
hier gilt eine grundsätzliche Pflicht zum Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung. Je nach
Ort cler Veranstaltung können weitere Einschränkungen nach anderen Vorschriften cler
Verordnung eingreifen.

Lehrerinnen und Lehrer sowie sonstige an der Schule tätige Personen sind von der
Pflicht zum Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung betreit, soweit sie sich an ihrem kon-
kreten Tätigkeitsort — etwa dem Klassenzimmer, dem Lehrerzimmer oder clem Ort, an
dem die Pausenaufsicht ausgeübt wird — befinden und einen Abstand von 1,5 Metern
zu anderen Personen — auch ZU Schülerinnen, Schülern, Lehrerinnen und Lehrern
einhalten. Dagegen besteht die Pflicht etwa auf dem Weg zum Klassenzimmer.

Soweit in Absatz 2 Regelungen für den Schulweg zwischen Bus- oder Bahnhaltestelle
und der Schule getroffen werden, gelten sie auch im Bereich der Haltestelle selbst.
Auch der Rückweg von cler Schule gehört zum Schuiweg.

ln Absatz 3 wird das Ministerium für Bildung, Wissenschaft und Kultur ermächtigt,
Rechtsverordnungen nach § 32 Satz 1 des Infektionsschutzgesetzes für Schulen sowie
für staatliche und staatlich anerkannte Hochschulen zu erlassen. Von der Verordnungs-
ermächtigung umfasst sind auch Regelungen zum Verhalten von Schülerinnen und
Schülern auf dem Weg von ihrer Wohnung zur Schule und zurück. Möglich sind auch
Regelungen über Teilbereiche des Schuiweges, etwa von der nächsten Haltestelle bis
zum Schulgelände. ln der Rechtsverordnung können auch von § 12 abweichende
Pflichten von Schülerinnen und Schülern, Lehrerinnen und Lehrern oder anderen Per-
sonen zum Tragen einer Mund-Nase-Bedeckung, sowie Pflichten zum Einhalten von
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Mindestabständen oder von Gruppengrößen geregelt werden. Auch können Abwei-
chungen von § 18 Absatz 1 für Fahrten in Schulbussen geregelt werden.

Das Ministerium für Bildung, Wissenschaft und Kultur bleibt befugt, weitergehende
Empfehlungen und Hinweise zu erteilen, zum Beispiel zurn Tragen einer Mund-Nasen-
Bedeckung auch über die rechtlichen Vorgaben hinaus.

Zu § 12a (Außerschulische Bildungsangebote)

Sämtliche außerschulischen Bildungsangebote können wieder ausgeübt werden. Au-
ßerschulische Angebote umfassen sämtliche Bildungsangebote und Bildungsstätten,
die nicht unter § 12 fallen. Dazu zählen zurn Beispiel das Bildungszentrum für Natur,
Umwelt und ländliche Räume, Einrichtungen zur Berufsvorbereitung, Volkshochschulen
und andere Einrichtungen der Weiterbildung, Einrichtungen zur Durchführung arbeits-
marktpolitischer Maßnahmen, Fahrschulen, Musikschulen, Bibliotheken, Familienbil-
dungsstätten uncl andere clualifizierte Anbieter. Dabei gelten neben den Vorgaben nach
§ 2 die allgemeinen Einschränkungen nach § 3:

• Einhaltung des Abstandsgebotes,
• Einhaltung der Husten- und Niesetikette,
• Möglichkeit zum Waschen oder Desinfizieren der Hände,
• an aHen Eingängen deutlich sichtbare Aushänge,
• für die sanitären Gemeinschaftseinrichtungen und Sammelumkleiden gelten die

Vorgaben gemaß § 3 Absatz 4.

SOweit es sich bei Unterrichtsangeboten um Veranstaltungen handelt — dies wird häufig
der Fall sein Sind die Vorgaben von § 5 zu beachten. Eine Abweichung vom Regelfall
betrifft beispielsweise Bildungsangebote mit nur 2 Personen, einem Unterrichtenden
und einem Kunden. ln einem solchen Fall gilt die Verweisung auf § 5 nicht, da
Zusammenkünfte von 2 Personen keine Veranstaltung im Sinne von § 5 sind. Das be-
trifft beispielsweise den Musikeinzelunterricht.

Für Sportangebote in außerschulischen Bildungseinrichtungen gilt nur § 11 als speziel-
lere Norm für die Ausübung des Sports. § 11 Absatz 1 schließt die Anwenclung von § 5
aus und überlagert insofern die Verweisung auf § 5 in § 12a. Bei den anderen Bildungs-
angeboten kann vom Abstanclsgebot abgewichen werden, wenn der Bildungszweck
dies erfordert, zum Beispiel beim praktischen Fahrunterricht. lnnerhalb eines Kraftfahr-
zeuges lässt sich der Abstand von 1,5 Metern nicht einhalten. Dafür müssen aber dem
Anlass gemäß angemessene besondere Schutzmaßnahmen getroffen werden. Ausrei-
chend ist es, wenn alle Fahrzeuginsassen eine Mund-Nasen-Bedeckung gemäß § 2
Absatz 5 tragen. Mit vergleichbar wirksamen Schutzmaßnahmen ist insofern gemeint,
dass nur der Fahrlehrer einen medizinischen Mund-Nasen-Schutz (eine sogenannte
Operationsmaske) trägt, so dass bei den übrigen Fahrzeuginsassen auf eine Mund-Na-
sen-Bedeckung verzichtet werden kann. Dazu, was unter einem medizinischen Mund-
Nasen-Schutz zu verstehen ist, siehe die Seiten des Robert Koch-lnstituts
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(https://www.rki.de/Shared Docs/FAQ/NCOV2019/FAQ_Mund_Nasen_Schutz.html) so-
wie die Weiteren Ausführungen zu § 2 Absatz 5 und § 9.

Sofern in außerschulischen Bildungseinrichtungen Speisen verabreicht werden, sind
die Vorgaben von § 7 einzuhalten. Sofern dort gewohnt wird, gilt § 17 zusätzlich zu be-
achten.

Sofern Ministerien für die außerschulischen Bildungseinrichtungen gemäß § 2 Absatz 3
Handreichungen auf ihren internetseiten veröffentlichen, haben sie empfehlenden Cha-
rakter.

Die Privilegierung in Satz 2 gilt zum Beispiel für Volkshochschulkurse und die überbe-
triebliche Lehrlingsunterweisung.. Bei Bildung von länger bestehenden Kohorten kann
in diesem Bereich auf cjie Mund-Nasen-Bedeckung innerhalb der Kohorte verzichtet
werden.

Zu § 13 (Religions- und weltanschauungsgemeinschaften)

Särreche rituellen Veranstaltungen von Religions- und Weltanschauungsgemeinschaf-
ten sind gestattet. Es gelten allerdings die allgemeinen Anforderungen des § 3:

• Einhaltung des Abstandsgebotes,
• Einhaltung der Husten- und Niesetikette,

• Möglichkeit zum Waschen oder Desinfizieren der Hände,
• an allen Eingängen deutlich sichtbare Aushänge,
• für die sanitären Gemeinschaftseinrichtungen und Sammelurnkleiden gelten die

Vorgaben gemäß § 3 Absatz 4.

Zudem gelten bei rituellen Veranstaltungen nur die Vorgaben von § 5 Absatz 2 Satz 3
Nummern 1 bis 3. Dies sind:

• Der Veranstalter erstellt nach Maßgabe von § 4 Absatz 1 ein Hygienekonzept;
• es darf nicht getanzt werden;
• in geschlossenen Räumen finden Aktivitäten mit einer erhöhten Freisetzung von

Tröpfchen nur unter den besonderen Voraussetzungen der Nummer 3 statt (z.B.
Gesang durch den Kantor).

Zudem sind spätestens bei Beginn der rituellen Veranstaltung nach Maßgabe von § 4
Absatz 2 die Kontaktdaten der Teilnehmenden zu erheben.

Von der Einhaltung des Mindestabstands aus § 2 Absatz 1 kann bei rituellen Veran-
staltungen unter denselben Voraussetzungen abgesehen werden wie bei Veranstaltun-
gen mit Sitzungscharakter nach § 5 Absatz 5 Sätze 3 und 4. Erforderlich ist dafür eine
geeignete Sitzplatzanordnung (Schachbrettmuster) und das Tragen von Mund-Nasen-
Bedeckungen durch alle Veranstaltungsteilnehmerinnen und -teilnehmer; außerdem
sind die individuellen Sitzplätze aus Gründen der besseren Nachverfolgbarkeit zu er-
fassen.
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Zu § 14 (Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtungen sowie Krankenhäuser)

§ 14 Absatz 1 definiert die Anforderungen an Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtun-
gen sowie Mutter-Vater-Kind-Einrichtungen. Das für Gesundheit zuständige Ministerium
kann ergänzende Empfehlungen veröffentlichen. Externe Personen im Sinne des § 14
Absatz 1, Satz 3, NumMer 2 sind solche Personen, deren Aufenthalt in der Einrichtung
nicht aufgrund einer stationären Betreuung oder pflegerischen Versorgung erforderlich
ist. Dies können sowohl persönliche Besucher (im engeren Sinne) für Einrichtungsbe-
wohnerinnen und -bewohner sein, als auch beispielsweise Dienstleister wie Lieferanten
oder Friseure.

Sofern zubereitete Speisen in Kantinen oder Kioske verabreicht werden, sincl sie Gast-
stätten nach dem Gaststättengesetz. Es gelten die Voraussetzungen gemäß § 7 dieser
Verordnung. Für Betriebskantinen gilt § 7 nicht. Hier gelten nur die allgemeinen Pflich-
ten für Betreiber nach § 3 sowie die allgemeinen Vorschriften für jeden nach § 2. Das
Abstandsgebot ist einzuhalten. Betriebskantinen sind solche, die Speisen nur an die
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter verabreichen. Sofern externe Gäste hinzukommen,
sind es gemäß § 25 Gaststättengesetz keine Betriebskantinen mehr.

Zu Absatz 2: Für die Kinderbetreuung in Mutter-Nater-Kincl-Einrichtungen ist ein Hygie-
nekonzept nach § 4 Absatz 1 zu erstellen, welches im Rahrnen des Regelbetriebes un-
ter Berücksichtigung der örtlichen Gegebenheiten die Anzahl der gleichzeitig gemein-
sam zu betreuenden Kinder und die Teilnehmerzahl insgesamt bei Trennung in ein-
zelne Gruppen festlegt.

Zu § 14a (Krankenhäuser)

In § 14 a werden die Rahmenbedingungen für die Anforderungen an die Krankenhäu-
ser rnit einem staatlichen Versorgungsauftrag — also zugelassene Krankenhäuser nach
§ 108 SGB V — definiert. ln der Pandemie haben diese Krankenhäuser wesentliche Auf-
gaben.

Wie alle anderen Einrichtungen auch, müssen die Krankenhäuser Maßnahmen ergrei-
fen, um die Ausbreitung der Infektionen zu verhindern. Dieses liegt — entsprechend der
Aufgaben nach dem Infektionsschutzgesetz — weitgehend In der Zuständigkeit des je-
weiligen Krankenhausträgers. Dabei sind auch (externe) Dienstleister zu berücksichti-
gen, die ihr Angebot nach den weiteren Vorgaben dieser Verordnung erbringen kön-
nen. Das Ministerium veröffentlicht, Empfehlungen bzw. Handreichungen für einen aus-
reichenden Infektionsschutz in Krankenhäusern.

ln Absatz 1 wird geregelt, dass alle Krankenhäuser mit einem Versorgungsauftrag ha-
ben diesen auch während der Pandemie so weit wie rnöglich erfüllen müssen. Insbe-
sondere die psychiatrische und somatische Notfallversorgung ist zu jedem Zeitpunkt si-
cherzustellen.
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In Absatz 2 vvird geregelt, dass die Krankenhäuser, die im Intensivregister des Landes
registriert sind, müssen jederzeit einzelne COVID-19 Fälle sowohl intensivmedizinisch
wie auch auf Normalstation versorgen können. Es gilt also wie in der allgemeinen
Notfallversorgung auch dass ein Intensivbett zu jedem Zeitpunkt frei sein muss.

ln Absatz 3 und 4 wird die sogenannte Ampel definiert. Bei niedrigen Infektionszahlen
und einer niedrigen Inanspruchnahme der stationären Versorgung, müssen die Kapazi-
täten der normalen Versorgung ausreichen (weiße Stufe). Dies entspricht den Vorhal-
tungen des Absatzes 2. Steigen die Infektionszahlen an und ist in der Folge eine hö-
here lnanspruchnahme der stationären Kapazitäten zu enivarten, wird clas Ministerium
feststellen, dass größere Kontingente an Intensivbetten freizuhalten sind. ln der grünen
Stufe sind dieses insgesamt 25% der Intensivkapazitäten mit Möglichkeit zur invasiven
Beatmung, bezogen auf die von den Krankenhäusern am 1. März 2020 im intensivre-
gister gemeldeten Intensivkapazitäten. ln cler weißen und grünen Stufe können die Ka-
pazitäten auch im Cluster übergreifend bereitgestellt werden, d.h. die Versorgung kann
sich auf ein oder mehrere Krankenhäuser innerhalb eines Clusters konzentrieren. Bei
einem weiteren Anstieg der Infektionszahlen sind — wiederum nach Feststellung des
Ministeriums — die intensivkapazitäten auf 45% aufzustocken. Im jeweils notwendigen
Ausmaß müssen elektive Behandlungen dann ausgesetzt werden. innerhalb eines
Clusters sowie rnit geeigneten Kliniken außerhalb des Clusters, wie z. B. Beleg- und
Fachkrankenhäuser, können Kooperationen eingegangen werden, um die Versor-
gungssituation zu verbessern. Dieses hat keine Auswirkungen auf die jeweiligen Ver--
sorgungsaufträge wie sie im Feststellungsbescheid verfügt sind.

Für die unter Absatz 2 genannten Krankenhäuser wird das Ministerium in seiner Funk-
tion als Krankenhausplanungsbehörde die Feststellungsbescheide der Krankenhäuser
um die bereit zu haltenden intensivkapazitäten irn Rahmen der Ampel ergänzen. Damit
ist diese Aufgabe Teil des staatlichen Versorgungsauftrages.

Zu § 15 (Einrichtungen und Gruppenangebote der Pflege, der Eingliederungs-
hilfe, der Gefährdetenhilfe sowie Frühförderstellen)

Der Paragraf wird an die aktuelle Situation und Rechtssystematik der Corona-Be-
kämpfV0 angepasst. Wesentliche Regelungstatbestände, die bisher über Erlasse des
Landes bzw. Allgemeinverfügungen getroffen wurden, werden normsystematisch als
Voraussetzungen des Betriebes in die Verordnung aufgenomrnen. Darüber hinaus er-
gehen über die zuständigen öffentlichen Stellen, insbesondere durch das für Gesund-
heit zuständige Ministerium, weiterhin zu beachtende Hinweise und Empfehlungen (vgl.
§ 2 Absatz 3).

ln Absatz 1 werden parallel wesentliche allgemeingültige Regelungen für die voll- und
teilstationäre Pflege sowie für Gruppenangebote zur Betreuung Pflegebedürftiger nach
dem SGB Xl, insbesondere im Sinne von Unterstützungsangeboten im Alltag nach
§ 45a SGB Xl i. V. m. der Landesverordnung zur Anerkennung und Förderung von An-
geboten zur Unterstützung im Alltag (Alltagsförderungsverordnung - AföV0) vom 10.
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Januar 2017 (GVOBI. Schl.-H. S. 9) oder durch Gruppenangebote ambulanter Dienste
nach § 45b Absatz 1 Satz 3 Nr. 3 SGB Xl getroffen. Ambulant pflegerisch versorgte
Wohnformen, wie z.B. betreutes Wohnen, werden nicht erfasst, da es sich bei diesen
um privates Wohnen in der eigenen Häuslichkeit mit Versorgung durch ambulante
Dienste handelt.

lm Wesentlichen werden die notwendigen Mindestregelungen beschrieben, die gemäß
§ 2 Absatz 5 Satz 1, § 4 Absatz 1 Satz 4 uncl Absatz 2 Corona-BekärnpfV0 erforderlich
sind.

Die erfassten Einrichtungen, Dienste und Angebote haben nach Nummer 1 — soweit
noch nicht geschehen — ein individuelles Hygienekonzept nach Maßgabe von § 4 Ab-
satz 1 zu erstellen, welches im Falle von stationären Einrichtungen unter Berücksichti-
gung des jeweiligen Infektionsgeschehens und des Selbstbestimmungsrechts der ver-
sorgten Personen insbesonclere auch verhältnismäßige Regelungen zur Ermöglichung
des Betretens durch externe Personen in den Einrichtungen vorsieht. Externe Perso-
nen sind solche Personen, deren Aufenthalt in der Einrichtung nicht aufgrund einer sta-
tionären Betreuung oder pflegerischen Versorgung erforderlich ist. Dies können sowohl
persönliche Besucher (im engeren Sinne) für Einrichtungsbewohnerinnen und -bewoh-
ner sein, als auch bspw. Dienstleister wie Lieferanten oder Friseure.

Die nach § 36 Absatz 1 IfSG zur VorZuhaltung von Hygieneplänen verpffichteten Ein-
richtungen uncl Dienste haben im Übrigen ihre Hygienepläne entsprechend anzupassen
(vgl. § 4 Absatz 1 Satz 5). Mit dem Bestandteil des Hygienekonzeptes zu Besuchen
(Besuchskonzept) ist vor allem den grundrechtlich verbürgten Selbstbestimmungs- und
Teilhaberechten cler Bewohnerinnen und Bewohner stationärer Einrichtungen in ange-
messenem Umfang Rechnung zu tragen. Es wird auf insoweit auch auf die Bestimmun-
gen des Gesetzes zur Stärkung von Selbstbestimmung uncl Schutz von Menschen mit
Pflegebedarf oder Behinderung <Selbstbestimmungsstärkungsgesetz — SbStG> vom
17. Juli 2009 <GVOBI. Schl.-H. S. 402>, geändert durch Gesetz vom 17. Dezember
2010 <GVOB1. Schl.-H. S. 789>, zur grundsätzlichen Gewährleistung dieser Rechte
hingewiesen, insb. §§ 1, 14 und 16 SbStG.

Das für Gesundheit zuständige Ministeriurn hat u.a. hierzu Handlungsempfehlungen
veröffentlicht, die bislang über den Erlass zum Erlass von Allgemeinverfügungen zum
Verbot und zur Beschränkung von Kontakten in besonderen öffentlichen Bereichen
vom 5. Juni 2020 — VIII 40 23141/2020 Anwendung fanden. Diese Empfehlungen sind
über Absatz 6 i.V.m. § 2 Absatz 3 weiterhin zu beachten sind. Dies gilt insbesondere für
Besuchskonzepte.

Das einrichtungsindividuelle Besuchskonzept sollte auf der Grundlage einer Güter- und
interessenabwägung zwischen dem Selbstbestimmungsrecht der pfiegebedürftigen
Personen und den notwendigen Maßnahmen des lnfektionsschutzes (Risikobewertung)
insbesondere Regelungen treffen, die:
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o sicherstellen, dass nur so vielen Besucherinnen und Besuchern Zugang gewährt
wird, dass Abstands- und Hygienevorschriften sicher eingehalten werden kön-
nen, und durch ein Zugangs- und Wegekonzept zur Minimierung von Begegnun-
gen beitragen;

• die Dokumentation der Besuche sicherstellen;
• Anforderungen an geeignete gesonderte Besuchsräume sowie an Besuche in

Bewohnerzimmern beschreiben;
• die Nutzung eines zum Einrichtungsgelände gehörenden Außengeländes unter

Einhaltung der gebotenen Hygienestandards ermöglichen.

Auch im jeweiligen Hygienekonzept insbesondere von Tagespflegeeinrichtungen und
Gruppenangeboten nach der AföV0 ist vorzusehen, dass nur so viele Personen betreut
werden, dass der generell einzuhaltende Mindestabstand nach § 2 Absatz 1 eingehal-
ten werden kann.

Nummer 2 stellt kiar, dass externe Personen (s.o.), die die Einrichtungen bzw. Grup-
penangebote betreten, nach Maßgabe der allgemeinen Bestimmungen der Verordnung
grundsätzlich eine Mund-Nasen-Bedeckung zu tragen haben, die Bewohnerinnen und
Bewohner der Einrichtung beziehungsweise teilstationar oder im Gruppenangebot ver-
sorgten Pflegebedürftigen selbst aber grundsätzlich nicht.

Nummer 3 bestimmt, dass bei Einrichtungen mit Besuchsverkehr, wie auch Pflegeein-
richtungen etc., entsprechend § 4 Absatz 2 die Kontaktdaten zu erheben sind.

Nummer 4 übernimmt aus den bisherigen Erlass- bzw. Allgemeinverfügungsregelungen
das Betretensverbot für einschlägig symptomatische externe Personen.

Absatz 2 trifft zur Einhaltung der Infektionshygiene Vorgaben zur diagnostischen Symp-
tomabklärung bei (Wieder-)Aufnahme von Bewohnerinnen und Bewohnern in eine stati-
onäre Einrichtung sowie zur Einzelunterbringung von vor Ort symptomatisch werden-
den Bewohnerinnen uncl Bewohnern. Wegen der besonderen Vulnerabilität der be-
troffenen Personen sind Verstöße dagegen bußgeldbewehrt.

Satz 1 gilt für das Auftreten entsprechender Symptomatik (Verdachtsfail) bei Bewohne-
rinnen und Bewohnern einer Einrichtung. Bewohnerinnen und Bewohner, die akute re-
spiratorische Symptome jeder Schwere oder eine Störung des Geruchs- oder Ge-
schmackssinns aufweisen (Verdachtsfälle) sind danach in einem Einzelzimmer mit
Nasszeile (ggf. Kohortierung) unterzubringen (Einzelunterbringung). Die Einzelunter-
bringung endet wiederum, wenn in Einzelunterbringung befindliche Personen einen ne-
gativen SARS-CoV-2-Test aufweisen und keine anderweitigen medizinischen Gründe
dem entgegenstehen.

Satz 2 gilt im Verdachtsfall für die Aufnahme neuer Bewohnerinnen und Bewohner oder
die erneute Aufnahme von Bewohnerinnen oder Bewohnern nach Rückkehr von einem
zwischenzeitlichen auswärtigen Aufenthalt in einem Krankenhaus, einer einem Kran-
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kenhaus vergleichbaren akutstationären Einrichtung, in einer Einrichtung der medizini-
schen Vorsorge oder Rehabilitation oder einem sonstigen auswärtigen Aufenthalt mit
Übernachtung.

Gemäß Absatz 3 geiten die in Absatz 1 geregelten Vorgaben hinsichtlich der Erstellung
eines Hygienekonzepts (einschließlich Besuchsregelungen), dem Tragen einer Mund-
Nasen-Bedeckung für Externe, der Erhebung von Kontaktdaten sowie dem Betretungs-
verbot für Personen mit akuten Atemwegserkrankungen für Wohneinrichtungen der
Eingliederungs- und Gefährdetenhilfe entsprechend.

Absatz 4 regelt die Anforderungen an Werkstätten für Menschen mit Behinclerungen,
Tagesförderstätten sowie Tagesstätten. Nachdem die Regelungen irn Erlass von Allge-
meinverfügungen zum Verbot und zur Beschränkung von Kontakten in besonderen öf-
fentlichen Bereichen vom 5. Juni 2020 Abschnitt VIII entfallen sind, kann auch in Werk-
stätten, Tagesförderstätten und Tagesstätten ein Regelbetrieb unter Auflagen stattfin-
den. Voraussetzung für die Rückkehr in den Regelbetrieb unter Auflagen ist die Erstel-
lung eines Hygienekonzepts gemäß § 4 Absatz 1, das dem zuständigen Gesundheits-
amt auf Verlangen vorzulegen ist. Die im Hygienekonzept nach § 4 Absatz 1 zu regeln-
den Maßnahmen können in den nach § 36 Absatz 1 Nummer 2 IfSG erforderlichen ein-
richtungsbezogenen Hygieneplan aufgenornrnen werden. Nähere Anforderungen an die

• Wiederaufnahme des Regelbetriebes unter Auflagen und die Ausgestaltung die Ausge-
staltung des Hygienekonzepts regelt die Handreichung des Ministeriurns für Soziales,
Gesundheit, Jugend, Familie und Senioren „Öffnung der Werkstätten für Menschen mit
Behinderungen, Tagesförderstätten sowie Tagesstätten in Schleswig-Holstein", die
nach Absatz 6 zu beachten ist. Für Personen mit akuten Atemwegserkrankungen gilt
ein Betretungsverbot entsprechend Absatz 1 Nummer 4.

Gemäß Absatz 5 ist auch für Frühförderstellen die verpflichtende Erstellung eines Hygi-
enekonzepts, das Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung für Externe und während The-
rapien bZw. Maßnahmen sowie das Betretungsverbot für Personen mit akuten Atern-
wegserkrankungen vorgeschrieben.

Über Absatz 6 wird klargestellt, dass das zuständige Ministerium in dem sensiblen Be-
reich nach § 15 bereits Gebrauch gemacht hat und diese Empfehlungen über § 2 Abs.
3 von besonderer Bedeutung sind. Insbesondere wird auf die foigenden Empfehlungen
in der jeweils aktuellen Fassung hingewiesen:

• Robert Koch-Institut: „Kriterien zur Entlassung aus dem Krankenhaus bzw. aus
der häuslichen Isolierung".

• Robert Koch-Institut: „Prävention und Management von COVID-19 in Alten- und
Pflegeeinrichtungen für Menschen mit Beeinträchtigungen und Behinderungen".

• Ministerium für Soziales, Gesundheit, Jugend, Familie und Senioren: „Hand-
lungsempfehlungen als Mindestvorgaben für ein Besuchskonzept in Einrichtun-
gen der Pflege"
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• Ministerium für Soziales, Gesundheit, Jugend, Familie und Senioren: „Handrei-
chung für Einrichtungen der Tagespflege - Maßnahmen zur schrittweisen Öff-
nung der Tagespflegeinrichtungen"

• Ministerium für Soziales, Gesundheit, Jugend, Familie und Senioren: „Muster-
Hygienekonzept i.S.d. § 4 Absatz 1 Landesverordnung zur Bekämpfung des
Coronavirus SARS-CoV-2 für Gruppenangebote im Rahmen des SGB Xl"

• Ministerium für Soziales, Gesundheit, Jugend, Familie uncl Senioren: „Hand-
lungsempfehlungen als Mindestvorgaben für ein Besuchskonzept in Einrichtun-
gen der Eingliederungshilfe und stationären Gefährdetenhilfe"

• Ministerium für Soziales, Gesundheit, Jugenct Familie und Senioren: „Öffnung
der Werkstätten für Menschen mit Behinderungen, Tagesförderstätten sowie Ta-
gesstätten in Schleswig-Holstein — Regelbetrieb unter Auflagen"

Das Sozialministerium stelit seine jeweils aktuellen Ernpfehlungen und Hinweise auf
der Website der Landesregierung zur Verfügung. Weitergehende spezifische Vorgaben
unci Maßnahmen, insbesonclere um dem jeweiligen aktuellen infektionsgeschehen ver-
sorgungsbereichsspezifisch zu begegnen und den Betrieb der betroffenen Versor-
gungsbereiche in einem dem infektionsgeschehen angemessenen Umfang auftecht-
erhalten zu können, können im Bedarfsfall regionsspezifisch durch die zuständigen Be-
hörden vor Ort getroffen werden (§ 20 Absatz 2 Satz 1).

Sofern das zuständige Ministerium gemäß § 2 Absatz 3 Handreichungen auf ihren In-
ternetseiten veröffentlicht, haben sie empfehlenden Charakter.

Zu § 16 (Einrichtungen und Angebote der Kinder- und ju,gendhilfe)

§ 16 regelt die Voraussetzungen für Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe nach
dem SGB Vill, soweit diese Einrichtungen nicht bereits den Vorgaben des lfSG als Ge-
meinschaftseinrichtungen nach § 33 lfSG unterfallen. Soweit nach § 45 SGB VIII be-
triebserlaubte Einrichtungen betrieben werden, sind hier die nach § 36 lfSG vorzuhal-
tenden Hygienepläne maßgebend. lm Übrigen bilden die Regelungen des § 16 spezi-
elle Vorgaben für den Bereich der Kinder-und Jugendhilfe. Grundsätzlich gelten für Ein-
richtungen und Angebote der Kinder- und Jugenclhilfe die Vorgaben dieser Verordnung.
Zur Aufrechterhaltung praktikabler Gruppen- und Arbeitskontexte werden jedoch Grup-
pen von bis zu 15 Personen besonders privilegiert im Rahmen cles Absatz 1. Ebenso
möglich sind Veranstaltungen in mehreren Gruppen von je 15 Personen, bei denen in-
nerhalb der jeweiligen Gruppen die Privilegien des § 16 Absatz 1 gelten.

Gruppenkonstellationen mit mehr als 15 Personen je Gruppe sind ebenfalls zulässig —
für diese gelten die Vorgaben und Regelungen der Verordnung im Übrigen. lm Einzel-
nen bedeutet dies:

Gruppengrößen bis zu 15 Personen — Privilegierung kleiner Gruppen: Die Einhaltung
des Mindestabstands von 1,5 Metern ist sowohl innerhalb als auch außerhalb von ge-
schlossenen Räumen nicht erforderlich. Für feste Gruppenkonstellationen in diesem
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Rahmen ist das Abstandsgebot nach § 2 Absatz 1 nicht maßgebend. Sie dürfen dem-
nach als gemeinsarne Gruppe — ähnlich dem Hausstand — an einem Tisch platziert wer-
den oder gemeinsam übernachten. § 5 gilt für diese Konstellationen nicht. Gemäß § 4
Absatz 2 sind die Kontaktdaten zu erheben.

Gruppengrößen von mehr als 15 Personen — hier gelten die Anforderungen des § 5:
Aktivitäten im öffentlichen Raum mit geschlossenem Teilnehmerkreis ohne feste Sitz-
plätze von bis zu 150 Personen im Freien und 50 Personen in geschlossenen Räumen
sind grundsätzlich zulässig (beispielsweise Lehrgänge und Seminare).

Für diese Veranstaltungen gelten unter anderem folgende Vorgaben (lm Einzelnen
hierzu § 5):

o Der Mindestabstand von 1,5 m muss zwischen den Teilnehmenden nicht immer
eingehalten werden. Für Kleingruppen von bis zu 10 Personen der Gesamtgruppe
gilt das Abstandsgebot auch hier nicht. Diese Kleingruppen dürfen gemeinsam an
einem Tisch arbeiten, speisen und gemeinsam in Gemeinschaftsräurnen nächtigen.
Daher muss der Verantwortliche sich im Rahmen eines Hygienekonzeptes nach § 4
Abs. 1 grundlegend Gedanken über Arbeitsformen und Angebote machen, welches
pädagogische Arbeit und infektionsschutz gerecht wird. Zudem sind die Kontaktda-
ten der Teilnehmer nach § 4 Abs. 2 zu erheben.

o Bei der gleichzeitigen Nutzung von Räumlichkeiten durch mehrere Gruppen ist der
Mindestabstand von 1,5 Metern wo immer möglich einzuhalten.

Die Regelungen des § 16 Absatz 2 enthalten spezielle Vorgaben für Angebote der Ju-
gendarbeit nach § 11 SGB VIII und Angebote der Kinder- und Jugenderholung sowie
Reiseangebote. Abweichend von § 2 Abs. 4 sind in diesem Rahmen Zusammenkünfte
und Aktivitäten in Gruppen von bis zu 15 Teilnehmenden (inklusive Betreuungskräfte)
zulässig. Die Angebote soliten in möglichst kleinen und konstant zusammengesetzten
Gruppen durchgeführt werden. Die Betreuung der Gruppen sollte möglichst durchge-
hend durch dieselben Betreuungskräfte erfolgen. Eine Durchmischung verschiedener
Gruppen ist so weit wie möglich zu vermeiden.

Die entsprechenden Konzepte des Veranstalters nach § 16 Absatz 2 treten dabei ne-
ben Konzepte des jeweiligen Beherbergungsbetriebes nach § 17, in dem die Reise-
gruppe bzw. mehrere Reisegruppen untergebracht sind. Die Voraussetzungen nach
Absatz 2 treten neben die Voraussetzungen nach § 16 Absatz 1.

Nach Absatz 4 sollen die Regelungen zur Maskenpflicht in Schulen sollen auch in Hor-
ten gelten, die sich auf dem Schulgelände befinden. Die für Schulen geltenden Ausnah-
men finden entsprechende Anwendung. Dabei sind die Kohorten von der Einrichtungs-
leitung zu definieren. Den in § 12 Absatzl Satz 3 Nummer 1 genannten Unterrichtsräu-
men entsprechen die Horträume, den dort genannten an der Schule tätigen Personen
entsprechen die im Hort tätigen Personen.
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Zu § 17 (Beherbergungsbetriebe)

Die Vorschrift gilt für sämtliche Beherbergungsbetriebe wie beispielsweise Hotels, Pen-
sionen, Ferienhäuser, privat und gewerblich vermietete Ferienwohnungen, Wohnmobil-
stellplätze, Campingplätze, Jugendfreizeiteinrichtungen, Jugendbildungseinrichtungen,
Jugendherbergen, Schuliandheime und vergleichbare Einrichtungen. Für diese Be-
triebe gelten zunächst die aligemeinen Anforderungen des §

• Einhallung cles Abstandsgebotes,
• Einhaltung der Husten- und Niesetikette,
• Möglichkeit zum Waschen oder Desinfizieren der Hände,
• an allen Eingängen deutlich sichtbare Aushänge,
• für die sanitären Gemeinschaftseinrichtungen und Sammelurnkleiden gelten die

Vorgaben gemäß § 3 Absatz 4.

Werden gastronomische Dienste angeboten, gelten zudem die Anforderungen nach

§ 7.

Sämtliche Beherbergungsbetriebe müssen ein Hygienekonzept erstellen. Zudem sind
die Kontaktdaten zu erheben. Für beides gelten die allgemeinen Vorgaben nach § 4.

Ein Beherbergungsverbot für absonderungspflichtige Personen ist nicht als zusätzliche
Anforderung zu regeln, da nachweisbar infizierte Personen ohnehin von clen zuständi-
gen Gesundheitsämtern nach dem lnfektionsschutzgesetz grundsätzlich eigenverant-
wortlich in clie eigene Häuslichkeit geschickt werden.

Eine gesonderte Regelung ist in der Verordnung nicht erforderlich. Das Gesundheits-
amt wird die Schutzmaßnahmen bestimmen und eine nicht mehr nur vorläufige Qua-
rantäne anordnen. Diese ist im Regelfall zuhause anzutreten. Es ist davon auszuge-
hen, dass clen Betroffenen — soweit gesundheitlich zumutbar — die Heimreise nahege-
legt wird.

Zu § 18 (Personenverkehre)

Die Regelung in Absatz 1 verpflichtet die Nutzerinnen und Nutzer — im Regelfall die
Passagiere — von Angeboten des öffentlichen Personennah- bzw. Fernverkehrs (Bus,
Bahn, Schiff, Flugzeuge, Schulbusse) und Taxen oder damit vergleichbare öffentliche
Angebote in Schleswig-Holstein zum Tragen einer Mund-Nasen Bedeckung. Die Perso-
nenverkehre nach Absatz 1 umfassen die Beförderung von Personen im Linienverkehr
im Sinne von § 42 Personenbeförderungsgesetz. Linienverkehr ist eine zwischen be-
stimmten Ausgangs- und Endpunkten eingerichtete regelmäßige Verkehrsverbindung,
auf der Fahrgäste an bestimmten Haltestellen ein- und aussteigen können. Es geht um
die Befriedigung der Nutzerinnen und Nutzer nach Verkehrsnachfragen. Das Verkehrs-
mittel wird nicht auf diejenigen nach § 1 Personenbeförderungsgesetz begrenzt, son-
dern umfasst auch Eisenbahnen und Schiffe, sofern sie im Linienverkehr verkehren.

52



Bei grenzüberschreitendern Personenverkehr sind die Regelungen des jeweiligen Lan-
des zu berücksichtigen.

Dabei wird dem Umstand besonders Rechnung getragen, dass Hygieneanforderungen
und Abstände in den denannten Bereichen nicht in allen Konstellationen umfassend
eingehalten wercien können, um Mitpassagiere, Fahrpersonal oder Kontrollpersonal
und anderweitiges Personal, dass im öffentlichen Personennah- und Fernverkehr ein-
gesetzt wird, zu schützen. Die Verpflichtung zum Tragen einer Mund-Nasen-Bede-
ckung entsteht dabei erst rnit dem Betreten des Fahrzeugs bzw. an cler geöffneten Tür
desselben und gilt für die gesamte Fahrtdauer. Dies gilt auch für Passagiere in Fernzü-
gen, Fernbussen oder Fähren, so lange sie sich auf clem Gebiel des Landes Schles-
wig-Holstein befinden. Die Ausnahmen gem. § 2 Absatz 5 Satz 2 für Kinder bis zum
vollendeten 6. Lebensjahr und Personen mit Beeinträchtigung sind dabei zu beachten.
Das Abstandsgebot im Sinne von § 2 Absatz 1 ist auch in allen Verkehrsrnitteln mög-
lichst einzuhalten. Die Unterschreitung cles Mindestabstandes ist zulässig. Sie sollten
jedoch erst erfolgen, wenn wegen Belegung im ganzen Verkehrsmittel clie Unterschrei-
tung des Minclestabstandes notwendig wirci. Die Unterschreitung des Mindestabstan-
des liegt daran begründet, dass clie Kunden auf die Beförderung im Linienverkehr an-
gewiesen sind, um beispielsweise rechtzeitig zur Arbeit oder zur Schule gelangen zu
können. Anderenfalls drohen Engpässe und Ansammlungen vor den Verkehrsmitteln
ohne Einhaltung cles Minclestabstancles, clie epiderniologisch zu vermeicien sind. Auch
lässt sich die Auslastung des jeweiligen Verkehrsmittels im Linienverkehr schwierig pla-
nen und eine kurzfristige Ausweitung des Angebotes kaum realisieren. irn Rahmen ei-
ner Abwägung ist ausnahmsweise die Unterschreitung des Abstandsgebotes erlaubt.

Die Verordnung richtet sich dabei an den Kunden- bzw. Nutzerkreis und nicht an das
Fahrpersonal. Deren Schutz ist durch die Arbeitgeberinnen Arbeitgeber im Rahrnen des
Arbeitsschutzes gesondert herzustellen und wird beispielsweise durch die installation
von besonderen Schutzvorrichtungen, z. B. durch Trennwände bereits heute sicherge-
stellt.

Mit Satz 3 wird dem Umstand Rechnung getragen, dass im Personennah- und —verkehr
nicht in allen Fällen die Verpflichtung notwendig ist, Mund und Nase zu beclecken sind.
Dies gilt beispielsweise in Schiffskabinen oder in den Fahrzeugen auf Autofähren, die
über den Nord-Ostsee-Kanal oder zu den Nordseeinseln fahren, sofern sie ihre Fahr-
zeuge oder Kabinen nicht verlassen und sornit keinen Kontakt zu weiteren Personen
haben.

Im Übrigen finden gemäß Satz 3 die allgemeinen hygienischen Anforderungen für Ein-
richtungen mit Publikumsverkehr keine Anwendung.

Absatz 2 trifft Regelungen für Personenverkehre im touristischen Bereich.
Entscheidend für den touristischen Zweck ist die gewerbliche Zielrichtung des
Anbieters, nicht der Nutzungszweck des einzelnen Reisenden. Es geht um
Ausflugsfahrten im Sinne von § 48 Absatz 1 Personenbeförderungsgesetz (PBefG),
wobei die Verkehrsmittel nicht auf diejenigen des Personenbeförderungsgesetztes
begrenzt sind. Bahnen, Schiffe und Flugzeuge sind auch von Absätz 2 erfasst.
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Ausflugsfahrten sind demnach Fahrten, die der Unternehmer nach einern bestimmten,
von ihm aufgestellten Plan und zu einem für alle Teilnehmer gleichen und gemeinsam
verfolgten Ausflugszweck anbietet und ausführt. Auch Reisen zu
Erholungsaufenthalten werden erfasst (§ 48 Absatz 2 PBefG). Wie auch bei allen
anderen Einrichtungen mit Publikumsverkehr gilt § 3.

Die Vorgabe, ein Hygienekonzept Zil erstellten, ergibt sich zwar bereits aus § 5 Absatz
2 Nummer 1. Da aber nicht zwingend in allen Fällen eine Veranstaltung vorliegen
muss, normiert Absatz 2 diese Verpflichtung eigenständig. Zudem muss der Betreiber
die Kontaktdaten der Teilnehmer erheben. Wie bei den Personenverkehren im Linien-
verkehr nach Absatz 2 gilt auch bei den Personenverkehren im touristischen Bereich
das Abstandsgebot nach § 2 Absatz 1 nicht. Beide Bereiche werden insofern parallel
geregelt. Reisebusse werden wie die Busse im Fernverkehr behandelt. Dabei gilt auch
hier, das Abstandsgebot — mit den in § 2 Absatz 1 Satz 2 geregelten Abweichungsmög-
lichkeiten - möglichst einzuhalten. Das bedingt beispielsweise in Reisebussen, dass es
keinen Wechsel der Sitzplätze geben sollte. Die Unterschreitung des Mindestabstandes
ist zulässig. Sie sollte jedoch erst erfolgen, wenn wegen Belegung im ganzen Verkehrs-
mittel die Unterschreitung des Mindestabstandes notwendig wird. ln jedem Fall — auch
wenn der Mindestabstand eingehalten wird — gilt es, eine Mund-Nasen-Bedeckung
während der Fahrt zu tragen, es sei denn nach § 2 Absatz 5 Satz 2 entfällt eine solche
Verpflichtung für bestimmte Personen. Die Verpflichtung, eine Mund-Nasen-Bedeckung
zu tragen, gilt auch nur, sofern die Kunden sich im lnneren des Verkehrsmittels aufhal-
ten. Dort ist der Luftaustausch gemäß § 3 Absatz 2 Nummer 5 gering und es muss da-
her einer Tröpfchenübertragung entgegengewirkt werden. im Freien wie bei Ausflugs-
schiffen müssen die Kunden bei Unterschreitung des Mindestabstandes keine Mund-
Nasen-Bedeckung tragen. Wird Schleswig-Holstein nur durchquert, ohne dass die Ver-
kehrsteilnehmer das Verkehrsmittel verlassen (Transitverkehr), muss der Betreiber die
Voraussetzungen dieser Verordnung nicht einhalten. Dies gilt speziell für Reisebusse,
deren Reise in anderen Länclern beginnt.

Bei der Besetzung von Sitzplätzen durch das Reisebusunternehmen darf der Mindest-
abstand von 1,50 Metern unterschritten werden, wenn die betreffenden Sitzplätze durch
eine Gruppe besetzt werden, die aus Personen besteht, die gemäß § 2 Abs. 1 Num-
mern 3 und 4 von Abstandsverboten im öffentlichen Raum ausgenommen sind. Zu Sitz-
plätzen (einschließlich des Fahrerplatzes) von Personen außerhalb einer solchen
Gruppe oder anderen Gruppen ist ein Mindestabstand von 1,50 Metern jedoch einzu-
halten. Die Fahrgäste sind verpflichtet, eine Mund-Nase-Bedeckung zu tragen,

• beirn Zustieg in das Fahrzeug,
• beim Verlassen des Fahrzeugs,

• beim kurzzeitigen Verlassen des Sitzplatzes gem. § 21a Abs. 1 Nr. 6 StV0 und
• solange sie den Mindestabstand nicht einhalten.
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Zu § 19 (Kritische Infrastruktur)

Die Regelung der kritischen Infrastruktur ist notwendig, weil sowohl die Verordnung, als
auch Erlasse auf Grundlage des Infektionsschutzgesetzes claran anknüpfen, ob Perso-
nen oder ihre Angehörigen zu kritischen infrastrukturen gehören. Dies kann als Rechts-
folge nach sich ziehen, dass Notbetreuung für pflegebedürftige Angehörige gemäß § 15
Absatz 2 oder für Kinder in Anspruch genommen werden kann.

Die Bereiche der kritischen Infrastrukturen (Kritis) sind in Absatz 2.enurnerativ aufge-
führt. Neu aufgenommen worden sind insbesondere in Nummer 1 die Heizöl- und Fern-
wärmeversorgung, in Nummer 5 einige Berufe im Bereich Gesundheit, in Nummer 11
der Verfassungsschutz und die Steuerverwaltung, in Nummer 14 Berufe im Bereich der
Rechtspflege und Steuerberatung sowie in Nummer 15 das Unterstützungspersonal für
die aufgeführten Kritis-Bereiche.

.Zu § 20 (Befugnisse und Pflichten der zuständigen Behörden)

Absatz 1 gibt den Gesunclheitsbehörden die Möglichkeit, auf Antrag Ausnahmen von
den Ge- und VerbOten der §§ 5 bis 18 der Verordnung zuzulassen. Diese Öffnungs-
möglichkeit ist aus Grünclen der Verhältnismäßigkeit erforderlich. Durch diese Befugnis
können die Behörden unbillige Härten im Einzelfall verhindern. Diese Regelung passt
sich auch in clie Systernatik der neuen Verordnung ein, wonach die Verordnung nur
noch allgemeine Vorgaben macht. Daher ist es möglich, dass es Einzelfälle gibt, die
nicht zu den Regelungen der Verordnung passen.

Absatz 2 gibt den Zuständigen Möglichkeiten, weitergehende Maßnahmen zu treffen. ln
bestimmten Einzelfällen kann es notwendig sein, dass die zuständigen örtlichen Behör-
den Entscheidungen treffen Müssen, die über den Geltungsbereich der Verordnung
hinausgehen. So kann in den kommenden Monaten der Fall eintreten, dass es wetter-
bedingt zu einer großen Ansammlung von Tagestouristen kommt. Um der Ausbreitung
eines möglichen Infektionsgeschehens vorzubeugen, kann es dann erforderlich sein,
dass die zuständigen Behörden schnell steuernd eingreifen können.

Absatz 3 regelt den Sachverhalt, dass in einem Kreis oder in einer kreisfreien Stadt in-
nerhalb eines Zeitraums von 7 Tagen mehr als 50 Neuinfektionen pro 100.000 Einwoh-
nerinnen unci Einwohnern aufzutreten drohen. Hier müssen die örtlichen Behörden dies
dem zuständigen Ministerium frühzeitig anzeigen und die erforderlichen Maßnahmen
abstimmen. Eine entsprechende Gefahr besteht in der Regel, wenn innerhalb eines
Zeitraums von 7 Tagen die Grenze von 25 Neuinfektionen pro 100.000 Einwohnern
überschritten wird.

Diese Regelung hat den •Zweck, landesweite einschränkende Regelungen zu vermei-
den, wenn die Infektionen lediglich in einer Region auftreten. Abhängig von der konkre-
ten Situation können im Hinblick auf die örtliche Lage passgenaue Maßnahmen entwi-
ckelt und abgestirnmt werden. Das zuständige Ministerium wird die betroffenen Kom-
munen hierbei unterstützen. Die Quote von 50 Neuinfektionen pro 100.000 Einwohnern
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kann überschritten werden, wenn eine bestimmte Einrichtung in dem Gebiet von einem .
infektionsausbruch betroffen ist. Diesen Fall regelt Absatz 3 Satz 2. Danach können die
Maßnahmen auf die betroffene Einrichtung beschränkt werden.

Zu § 21 (Ordnungswidrigkeiten)

Aufgrund § 73 Absatz 1a Nummer 24 Infektionsschutzgesetz können in der Verordnung
bußgeldbewehrte Tatbestände forrnuliert werden. Dies ist für eine wirksame Durchset-
zung der Ver- und Gebote erforderlich.

Zu § 22 (Inkrafttreten; Außerkrafttreten)

Die Verordnung tritt am 4. Oktober 2020 außer Kraft. Aufgrund der mit cler Verordnung
verbundenen Grundrechtseingriffe ist es notwendig, dass die Einschränkungen nur so
lange gelten, wie dies unbedingt erforderlich ist. Eine Geltungsdauer von wenigen Wo-
chen für die Verordnung hat sich bewährt. Nach diesem Zeitraum lässt sich daher ab-
schätzen, welchen Einfluss die getroffenen Maßnahmen auf die Entwicklung cler Infekti-
onszahlen haben. Sollten sich die lnfektionszahlen günstig entwickeln, können die Ein-
schränkungen weiter gelockert werden.
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